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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Umwelt- und Agrarausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zum Neuerlass des Wassergesetzes und zur Änderung 
anderer wasserrechtlicher Vorschriften (Wasserrechtsmodernisierungsgesetz) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 19/1299 

 

Der Landtag hat dem Umwelt- und Agrarausschuss den Gesetzentwurf durch Plenar-
beschluss vom 8. März 2019 überwiesen. Dieser Gesetzentwurf wurde in vier Sitzun-
gen, zuletzt am 23. Oktober 2019, beraten. 

Der Ausschuss hat schriftliche Stellungnahmen eingeholt sowie eine mündliche Anhö-
rung durchgeführt. 

Im Rahmen der Beratung wurden Änderungsanträge von der Fraktion der AfD, von 
den Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP sowie von der Fraktion 
der SPD vorgelegt. Der Änderungsantrag der Fraktion der AfD wurde mit den Stimmen 
von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW gegen die Stimme der 
AfD abgelehnt. Der Änderungsantrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP wurde einstimmig angenommen. Der Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD wurde mit den Stimmen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
AfD gegen die Stimmen von SPD und SSW abgelehnt. 

Einstimmig empfiehlt der Ausschuss dem Landtag die Annahme des Gesetzentwurfs 
in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegenüberstellung. Die Ände-
rung gegenüber der Ursprungsvorlage sind durch Fettdruck kenntlich gemacht. 

 

 

Oliver Kumbartzky 
Vorsitzender 

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/01200/drucksache-19-01299.pdf
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Gesetz zum Neuerlass des Wassergesetzes  
und zur Änderung anderer wasserrechtlicher  

Vorschriften 
(Wasserrechtsmodernisierungsgesetz) 

 
 

 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

   

Inhaltsübersicht  Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Landeswassergesetz (LWG)  Artikel 1 unverändert 

Artikel 2 Gesetz zur Ausführung des Ab-
wasserabgabengesetzes (AG-
AbwAG) 

 Artikel 2 unverändert 

Artikel 3 Änderung des Wasserabgaben-
gesetzes des Landes Schleswig-
Holstein  

 Artikel 3 unverändert 

Artikel 4  Änderung des Landeswasserver-
bandsgesetzes 

 Artikel 4 unverändert 

Artikel 5 Änderung der Amtsordnung  Artikel 5 unverändert 

Artikel 6 Änderung des Kommunalabga-
bengesetzes des Landes Schles-
wig-Holstein 

 Artikel 6 unverändert 

Artikel 7 Änderung des Landesnatur-
schutzgesetzes 

 Artikel 7 unverändert 

Artikel 8 Änderung des Nachbarrechtsge-
setzes für das Land Schleswig-
Holstein 

 Artikel 8 unverändert 

Artikel 9 Änderung des Landes-UVP-Ge-
setzes 

 Artikel 9 unverändert 

  Artikel 10 Änderung des Landesboden-
schutz- und Altlastengesetzes 

Artikel 10 Änderung der Landesverordnung 
über die Errichtung des Landes-
amtes für Küstenschutz, Natio-
nalpark und Meeresschutz 

 Artikel 11 unverändert 

Artikel 11 Inkrafttreten, Außerkrafttreten  Artikel 12 unverändert 
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Artikel 1 
Landeswassergesetz (LWG) 

 
Artikel 1 

Landeswassergesetz (LWG) 

Inhaltsübersicht   

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen 

  

Abschnitt 1 
Geltungsbereich 

  

§ 1 Geltungsbereich   

§ 2 Einteilung der oberirdischen Gewäs-
ser und der Küstengewässer 

  

Abschnitt 2 
Eigentum an den Gewässern 

  

§ 3 Eigentum an den Gewässern erster 
Ordnung 

  

§ 4 Eigentum an den Gewässern zweiter 
Ordnung 

  

§ 5 Eigentum an den Außentiefs   

§ 6 Eigentum an kommunalen Häfen in 
Küstengewässern 

  

§ 7 Bisheriges Eigentum   

§ 8 Inseln   

§ 9 Verlandungen an oberirdischen Ge-
wässern 

  

§ 10 Uferlinie   

Teil 2 
Gewässerbenutzungen 

  

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmungen 

  

§ 11 Gehobene Erlaubnis   

§ 12 Erlöschen einer Erlaubnis oder Bewil-
ligung, Rückbau 

  

§ 13 Erlaubnisfreie Benutzungen   

§ 14 Verfahren   

§ 15 Zusammentreffen mehrerer Erlaubnis- 
oder Bewilligungsanträge 
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§ 16 Alte Rechte und alte Befugnisse   

§ 17 Rechtsverordnungen zur Gewässer-
bewirtschaftung  

  

Abschnitt 2 
Oberirdische Gewässer 

  

Unterabschnitt 1 
Gemeingebrauch, Anlagen 

  

§ 18 Gemeingebrauch   

§ 19 Benutzung mit Motorfahrzeugen   

§ 20 Erweiterung des Gemeingebrauchs   

§ 21 Einschränkung des Gemeingebrauchs 
und des Befahrens mit Wasserfahr-
zeugen 

  

§ 22 Anliegergebrauch   

§ 23 Anlagengenehmigung   

§ 24 Stauanlagen   

Unterabschnitt 2 
Gewässerunterhaltung 

  

§ 25 Umfang der Unterhaltung   

§ 26 Gewässerrandstreifen   

§ 27 Unterhaltungslast bei Gewässern ers-
ter Ordnung 

  

§ 28 Unterhaltungspflicht bei Gewässern 
zweiter Ordnung 

  

§ 29 Unterhaltungspflicht bei Außentiefs   

§ 30 Erfüllung der Unterhaltungspflicht   

§ 31 Umlage des Unterhaltungsaufwandes 
auf die Unterhaltungspflichtigen 

  

§ 32 Aufrechterhaltene Unterhaltungs-
pflichten 

  

§ 33 Übernahme der Unterhaltung   

§ 34 Ersatzvornahme   

§ 35 Besondere Pflichten bei der Gewäs-
serunterhaltung 

  

§ 36 Behördliche Entscheidungen zur Ge-
wässerunterhaltung 
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§ 37 Unterhaltung von Anlagen in und an 
Gewässern 

  

§ 38 Förderung der Unterhaltung durch das 
Land 

  

Abschnitt 3 
Grundwasser 

  

§ 39 Beschränkung der erlaubnisfreien Be-
nutzung von Grundwasser 

  

§ 40 Erdaufschlüsse   

Teil 3 
Wasserversorgung, Wasser-

schutzgebiete 

  

§ 41 Öffentliche Wassergewinnungsanla-
gen und Wasserentnahmen für die öf-
fentliche Wasserversorgung 

  

§ 42 Wasserschutzgebiete   

§ 43 Verfahren zur Festsetzung von Was-
serschutzgebieten 

  

Teil 4 
Abwasserbeseitigung 

  

§ 44 Pflicht zur Abwasserbeseitigung   

§ 45 Übertragung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht auf Eigentümer, Nut-
zungsberechtigte und Anlagenbetrei-
ber 

  

§ 46 Übertragung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht auf Dritte 

  

§ 47 Anforderungen an Abwassereinleitun-
gen 

  

§ 48 Einleiten von Abwasser in öffentliche 
Abwasseranlagen (Indirekteinleitung) 

  

§ 49 Einleiten von Abwasser in private Ab-
wasseranlagen 

  

§ 50 Beseitigung von Stoffen zusammen 
mit Abwasser 

  

§ 51 Bau und Betrieb von Abwasseranla-
gen 

  

§ 52 Genehmigung für Abwasserbehand-
lungsanlagen und Regenrückhaltebe-
cken 
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§ 53 Zulassung von Untersuchungsstellen 
und Fachkundigen 

  

Teil 5 
Gewässerausbau 

  

§ 54 Besondere Pflichten hinsichtlich des 
Ausbaues 

  

§ 55 Vorteilsausgleich   

§ 56 Pflicht zum Ausbau   

Teil 6 
Küsten- und Hochwasserschutz 

  

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

  

§ 57 Grundsätze des Küsten- und Hoch-
wasserschutzes 

  

§ 58 Begriffsbestimmungen   

§ 59 Hochwasserrisikogebiete   

§ 60 Öffentliche Aufgaben   

§ 61 Förderung durch das Land   

§ 62 Hochwasser- und Sturmflutwarnungen   

§ 63 Zulassung von Bauten des Küsten-
schutzes, Planfeststellung 

  

§ 64 Duldungspflichten   

Abschnitt 2 
Deiche, sonstige Hochwasser-

schutzanlagen 

  

§ 65 Einteilung der Deiche   

§ 66 Bestandteile und Abmessungen der 
Deiche 

  

§ 67 Deichkataster   

§ 68 Widmung, Umwidmung, Entwidmung 
von Deichen 

  

§ 69 Unterhaltung von Deichen und sonsti-
gen Hochwasserschutzanlagen 

  

§ 70 Benutzungen von Deichen   

§ 71 Deichschau   

§ 72 Eigentum an Deichen   
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§ 73 Deichvorland   

Abschnitt 3 
Hochwasserschutz und Hoch-
wasservorsorge an oberirdi-

schen Gewässern 

  

§ 74 Überschwemmungsgebiete und vor-
läufige Sicherung 

  

§ 75 Besondere Schutzvorschriften für 
Überschwemmungsgebiete 

  

§ 76 Baugenehmigungen in Risikogebieten 
an oberirdischen Gewässern 

  

§ 77 Ausnahmen in Überschwemmungsge-
bieten   

  

§ 78 Verfahren zur Festsetzung von Über-
schwemmungsgebieten 

  

Abschnitt 4 
Küstenschutz 

  

§ 79 Errichten und Ändern von Halligwarf-
ten 

  

§ 80 Genehmigungspflicht für Anlagen an 
der Küste 

  

§ 81 Nutzungsverbote und Nutzungsbe-
schränkungen an der Küste 

  

§ 82 Errichtung baulicher Anlagen an der 
Küste 

  

Teil 7 
Planfeststellungsverfahren, Ent-

eignung 

  

§ 83 Planfeststellung und Plangenehmi-
gung 

  

§ 84 Anwendbare Vorschriften bei Planfest-
stellungs- und Plangenehmigungsver-
fahren 

  

§ 85 Enteignung, vorzeitige Besitzeinwei-
sung 
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Teil 8 
Wasserwirtschaftliche Planung 

und Dokumentation 

  

§ 86 Bewirtschaftung in Flussgebietsein-
heiten 

  

§ 87 Verfahren bei der Aufstellung und Ak-
tualisierung von Bewirtschaftungsplä-
nen und Maßnahmenprogrammen 

  

§ 88 Verfahren beim Hochwasser-Risiko-
management 

  

§ 89 Datenverarbeitung   

§ 90 Messdienst, gewässerkundliche 
Messanlagen 

  

§ 91 Verfahren für die Festsetzung von Dul-
dungs- und Gestattungsverpflichtun-
gen 

  

Teil 9 
Verkehrsrechtliche Vorschriften 

  

§ 92 Freie Benutzung der Gewässer   

§ 93 Verkehrsrechtliche Anordnungen   

§ 94 Besondere Pflichten im Interesse der 
Schifffahrt 

  

§ 95 Zulassung von Häfen und Anlagen, 
Konzessionierung von Seeverkehrs-
leistungen 

  

§ 96 Genehmigungsverfahren   

§ 97 Sportboothäfen   

§ 98 Hafenabgaben   

§ 99 Verkehrsbehörden   

§ 100 Aufgaben der Verkehrsbehörden   

Teil 10 
Zuständigkeiten, Verfahren 

  

§ 101 Wasserbehörden   

§ 102 Küstenschutzbehörden   

§ 103 Besondere Zuständigkeiten   

§ 104 Ausgleich   

§ 105 Antrag, Schriftform   



Drucksache 19/1763 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 10 - 

§ 106 Aussetzung des Verfahrens   

Teil 11 
Gewässeraufsicht, Bußgeldbe-

stimmungen 

  

§ 107 Aufgaben und Befugnisse im Rahmen 
der Gewässeraufsicht und der Gefah-
renabwehr 

  

§ 108 Bauabnahme   

§ 109 Kosten der Gewässeraufsicht   

§ 110 Selbstüberwachung   

§ 111 Ordnungswidrigkeiten   

Teil 12 
Übergangs- und Schlussvor-

schriften 

  

§ 112 Verweisung   

§ 113 Übergangsvorschriften   

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
Teil 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Abschnitt 1 
Geltungsbereich 

 
Abschnitt 1 

Geltungsbereich 

§ 1 
Geltungsbereich 

(zu § 2 Absatz 2 WHG) 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
(zu § 2 WHG) 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Gewässer, die in 
§ 2 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) bezeichnet sind. 

 (1) Dieses Gesetz gilt für folgende Gewäs-
ser: 

1. oberirdische Gewässer, 

2. Küstengewässer, 

3. Grundwasser, unabhängig vom Gehalt 
an löslichen Bestandteilen. 

Es gilt auch für Teile dieser Gewässer. 

(2) Das Wasserhaushaltsgesetz mit Aus-
nahme der § § 89 und 90 und dieses Gesetz 
sind nicht anzuwenden auf  

 (2) unverändert 

1. Gräben und kleine Wasseransammlun-
gen, die nicht der Vorflut oder der Vorflut 
der Grundstücke nur einer Eigentümerin 
oder eines Eigentümers dienen, und 
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2. Grundstücke, die zur Fischzucht oder 
Fischhaltung oder zu sonstigen Zwecken 
mit Wasser bespannt werden und mit ei-
nem anderen Gewässer nur dadurch ver-
bunden sind, dass sie durch künstliche 
Vorrichtungen aus diesem gefüllt oder in 
dieses abgelassen werden. 

  

(3) Die oberirdischen Gewässer, die nicht Bin-
nenwasserstraßen des Bundes sind, werden 
seewärts durch Siele, Schleusen und Schöpf-
werke begrenzt. Wo derartige Merkmale nicht 
vorhanden sind, bestimmt die oberste Was-
serbehörde durch Verordnung die Begren-
zung; sie soll die Küstenlinie an der Mündung 
der oberirdischen Gewässer zweckmäßig ver-
binden. 

 (3) unverändert 

§ 2 
Einteilung der oberirdischen 
Gewässer und der Küstenge-

wässer 

 
§ 2 

Einteilung der oberirdischen 
Gewässer und der Küstenge-

wässer 

(1) Die oberirdischen Gewässer und die Küs-
tengewässer mit Ausnahme des wild abflie-
ßenden Wassers werden eingeteilt in 

  unverändert 

1. Gewässer erster Ordnung:   

a) die Bundeswasserstraßen im Sinne 
des Bundeswasserstraßengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Mai 2007 (BGBl. I S. 962; ber. 
2008 S. 1980), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 29. No-
vember 2018 (BGBl. I S. 2237),  

  

b) die sonstigen Bundeswasserstraßen,   

c) die in der Anlage 1 aufgeführten Ge-
wässer, 

  

d) die Landeshäfen, soweit sie nicht Bun-
deswasserstraßen sind, 

  

e) die Fortsetzung der oberirdischen Ge-
wässer (§ 1 Absatz 3) bis zur Einmün-
dung in die Seewasserstraßen ein-
schließlich der Fortsetzung der bin-
nenwasserabführenden Gewässer 
zweiter Ordnung zwischen den Lan-
desschutzdeichen und der Elbe (Au-
ßentiefs), soweit sie nach § 29 vom 
Land zu unterhalten sind; 

  

2. Gewässer zweiter Ordnung:   

alle anderen Gewässer.   
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(2) Oberirdische Gewässer, die von einem 
oberirdischen Gewässer abzweigen und sich 
wieder mit diesem vereinigen (Nebenarme), 
Flutmulden und ähnliche Verzweigungen ei-
nes Gewässers sowie Mündungsarme eines 
oberirdischen Gewässers gehören zu der 
Ordnung, der das Hauptgewässer an der Ab-
zweigungsstelle angehört. Gehört das Haupt-
gewässer der ersten Ordnung an, so wird die 
Zugehörigkeit im Sinne von Satz 1 in der An-
lage zu Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c be-
stimmt. 

  

(3) Die oberste Wasserbehörde wird ermäch-
tigt, die in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c 
genannte Anlage durch Verordnung zu än-
dern, wenn ein Gewässer Bundeswasser-
straße geworden ist, die Eigenschaft als Bun-
deswasserstraße verloren hat oder infolge 
veränderter Umstände seine Bedeutung als 
Gewässer erster Ordnung verloren hat. 

  

Abschnitt 2 
Eigentum an den Gewässern 

 
Abschnitt 2 

Eigentum an den Gewässern 

§ 3 
Eigentum an den Gewässern 

erster Ordnung 

 
unverändert 

Die Gewässer erster Ordnung sind Eigentum 
des Landes, soweit sie nicht Bundeswasser-
straßen sind. 

  

§ 4 
Eigentum an den Gewässern 

zweiter Ordnung 

  

(1) Die Gewässer zweiter Ordnung gehören 
den Eigentümerinnen oder Eigentümern der 
Ufergrundstücke. 

  

(2) Gehören die Ufergrundstücke verschiede-
nen Eigentümerinnen oder Eigentümern, so 
ist die Eigentumsgrenze 

  

1. für gegenüberliegende Ufergrundstücke 
eine Linie, die durch die Mitte des Gewäs-
sers bei Mittelwasserstand und im Tidege-
biet bei mittlerem Tidehochwasserstand 
führt, 

  

2. für nebeneinanderliegende Ufergrundstü-
cke eine Linie, die von dem Endpunkt der 
Landgrenze rechtwinklig zu der in Num-
mer 1 bezeichneten Linie führt. 
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Abweichende Vereinbarungen sind zulässig.   

(3) Als Mittelwasserstand gilt das Mittel der 
Wasserstände derjenigen zwanzig Jahre, die 
jeweils dem letzten Jahr vorangehen, dessen 
Jahreszahl durch zehn teilbar ist. Das mittlere 
Tidehochwasser ist das Mittel der Tidehoch-
wasserstände der zehn Jahre, die der Fest-
setzung der Mittellinie vorangehen. Liegen 
keine Pegelbeobachtungen für diesen Zeit-
raum vor, kann eine andere Jahresreihe ver-
wendet werden. 

  

§ 5 
Eigentum an den Außentiefs 

  

Die Außentiefs (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe e) gehören denjenigen, die nach 
§ 29 unterhaltungspflichtig sind. Im Falle des 
§ 29 Absatz 2 steht das Eigentum denjenigen 
zu, die die Unterhaltungspflicht erfüllen (§ 30). 

  

§ 6 
Eigentum an kommunalen Hä-

fen in Küstengewässern 

  

Kommunale Häfen in Küstengewässern und 
ihre Hafeneinfahrten, soweit sie nicht See-
wasserstraßen sind, gehören ihren Trägern. 

  

§ 7 
Bisheriges Eigentum 

  

Bisherige Eigentums- und Aneignungsrechte 
an den Gewässern im Sinne der § § 3, 4, 5 
und 6 bleiben unberührt. 

  

§ 8 
Inseln 

  

Inseln, die sich im Gewässer bilden, gehören 
den Eigentümerinnen oder Eigentümern des 
Gewässers innerhalb ihrer Eigentumsgren-
zen. 

  

§ 9 
Verlandungen an oberirdi-

schen Gewässern 

  

(1) Eine Verlandung an oberirdischen Gewäs-
sern, die durch allmähliches Anlanden oder 
durch Zurücktreten des Wassers entstanden 
ist, wächst den Eigentümerinnen oder Eigen-
tümern der Ufergrundstücke zu, wenn 
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1. sie mit dem bisherigen Ufer bei Mittelwas-
serstand und im Tidegebiet bei mittlerem 
Tidehochwasserstand zusammenhängt, 

  

2. sich darauf Pflanzenwuchs gebildet hat 
und 

  

3. seitdem drei Jahre verstrichen sind.   

(2) Bei Seen und Teichen, die nicht den Ei-
gentümerinnen oder Eigentümern der Ufer-
grundstücke gehören, fallen Verlandungen 
den Eigentümerinnen oder Eigentümern des 
Gewässers zu. 

  

§ 10 
Uferlinie 

  

(1) Die Grenze zwischen dem Gewässer und 
den Ufergrundstücken (Uferlinie) wird durch 
die Linie des Mittelwasserstandes und im Ti-
degebiet durch die Linie des mittleren Tide-
hochwasserstandes bestimmt. 

  

(2) Die Wasserbehörde kann die Uferlinie 
festsetzen und angemessen bezeichnen. Die 
Anliegerinnen oder Anlieger (§ 26 Absatz 2 
WHG) und die sonst Beteiligten sind vorher zu 
hören. 

  

Teil 2 
Gewässerbenutzungen 

 
Teil 2 

Gewässerbenutzungen 

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmungen 

 
Abschnitt 1 

Gemeinsame Bestimmungen 

§ 11 
Gehobene Erlaubnis 

(zu § 15 WHG) 

 
§ 11 

Gehobene Erlaubnis 
(zu § 15 WHG) 

Eine gehobene Erlaubnis kann nach Maß-
gabe von § 15 WHG in einem Verfahren nach 
§ 14 Absatz 1 und 2 erteilt werden. Die geho-
bene Erlaubnis ist als solche zu bezeichnen. 

  unverändert 

§ 12 
Erlöschen einer Erlaubnis o-

der Bewilligung, Rückbau 
(zu § 13 WHG) 

 
§ 12 

Erlöschen einer Erlaubnis oder 
Bewilligung, Rückbau 

(zu § 13 WHG) 

(1) Ist eine Erlaubnis oder eine Bewilligung 
ganz oder teilweise erloschen, so kann die 
Wasserbehörde zum Wohl der Allgemeinheit 
anordnen, dass die Unternehmerin oder der 
Unternehmer die Anlagen für die Benutzung 
des Gewässers ganz oder teilweise bestehen 

  unverändert 
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lässt oder sie auf ihre oder seine Kosten be-
seitigt und den früheren Zustand wieder her-
stellt. 

(2) Bleibt hiernach eine Anlage ganz oder teil-
weise bestehen, so haben diejenigen sie zu 
unterhalten, in deren Interesse sie bestehen 
bleibt. Soweit es für die Unterhaltung erforder-
lich ist, können sie von der Unternehmerin o-
der dem Unternehmer verlangen, ihnen die 
Anlage gegen Entschädigung zu übereignen. 

  

(3) Soweit wasserwirtschaftliche Gründe dies 
erfordern, kann die Wasserbehörde unbe-
schadet des Absatz es 1 gegenüber der Un-
ternehmerin oder dem Unternehmer den 
Rückbau der Anlage zur Grundwasserbenut-
zung anordnen. 

  

§ 13 
Erlaubnisfreie Benutzungen 
(zu § § 25, 43, 46 Absatz 3 

WHG) 

 
§ 13 

Erlaubnisfreie Benutzungen 
(zu § § 25, 43, 46 Absatz 3 

WHG) 

(1) Eine Erlaubnis, eine gehobene Erlaubnis 
oder eine Bewilligung ist nicht erforderlich für 
Benutzungen 

 (1) Eine Erlaubnis, eine gehobene Erlaubnis 
oder eine Bewilligung ist nicht erforderlich für 
Benutzungen 

1. der oberirdischen Gewässer 

a) durch das Einleiten von Grund- und 
Quellwasser sowie Niederschlags-
wasser im Rahmen der Anforderun-
gen nach § 18 Absatz 2 Nummer 2 bis 
4, 

 1. der oberirdischen Gewässer durch das 
Einleiten von Grund- und Quellwasser so-
wie Niederschlagswasser im Rahmen der 
Anforderungen nach § 18 Absatz 2 Num-
mer 2 bis 4, 

  

b) durch das Einbringen von Stoffen für 
Zwecke der Fischerei im Rahmen der 
Anforderungen nach § 18 Absatz 2 
Nummer 5, 

  

2. der Küstengewässer  2.  unverändert 

a) durch das Einleiten oder Einbringen 
von Stoffen oder Geräten im Rahmen 
der guten fachlichen Praxis der Fi-
scherei, soweit es sich nicht um inten-
sive Fischzucht handelt und keine sig-
nifikanten nachteiligen Veränderun-
gen seiner Eigenschaften zu erwarten 
sind,  

  

b) durch das Einleiten von Grund- und 
Quellwasser, 

  

c) durch das Einleiten von Nieder-
schlagswasser von  
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aa) reinen Wohngrundstücken und 
Flächen mit hinsichtlich der Nie-
derschlagswasserbelastung ver-
gleichbarer Nutzung und 

  

bb) anderen Flächen in reinen und all-
gemeinen Wohngebieten bis zu ei-
ner befestigten Fläche von 5.000 
m2, 

  

d) durch das Einbringen und Einleiten 
von Stoffen von Schiffen aus, die in 
Fahrt sind, sofern dies durch den Be-
trieb der Schiffe verursacht und durch 
internationale oder supranationale 
Vorschriften zugelassen ist, 

  

e) durch das Einbringen von Urnen unter 
den Voraussetzungen des § 15 Ab-
satz 4 Bestattungsgesetz vom 4. Feb-
ruar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 70), ge-
ändert durch Gesetz vom 16. Februar 
2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 56), 

  

3. des Grundwassers  3.  unverändert 

a) durch das Einleiten von Nieder-
schlagswasser mittels Versickerung 
über eine belebte Bodenzone von  

  

aa) reinen Wohngrundstücken und 
Flächen mit hinsichtlich der Nie-
derschlagswasserbelastung ver-
gleichbarer Nutzung und 

  

bb) anderen Flächen in reinen und all-
gemeinen Wohngebieten bis zu ei-
ner befestigten Fläche von 1.000 
m2, 

  

cc) ländlichen Wegen im Sinne von 
§ 3 Absatz 1 Nummer 4 des Stra-
ßen- und Wegegesetzes des Lan-
des Schleswig-Holstein (StrWG) in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. November 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 631, ber. 2004 S. 140), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 13. Dezember 
2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 773), 

  

b) durch das Einleiten von Nieder-
schlagswasser mittels Versickerung in 
Rigolen und Schächten von reinen 
Wohngrundstücken und Flächen mit 
hinsichtlich der Niederschlagswasser-
belastung vergleichbarer Nutzung bis 
zu einer befestigten Fläche von 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/1763 
 

 - 17 - 

300m2; die Benutzung ist der Wasser-
behörde zwei Monate vorher anzuzei-
gen, 

c) durch das Entnehmen, Zutagefördern, 
Zutageleiten oder Ableiten von Grund-
wasser in geringen Mengen für Zwe-
cke des nicht gewerblichen Garten-
baus. 

  

Das Einleiten von Niederschlagswasser nach 
Nummer 3 Buchstabe a und b darf nur außer-
halb von Wasser- und Quellschutzgebieten 
und außerhalb von Altlasten, altlastverdächti-
gen Flächen, Flächen mit schädlicher Boden-
veränderung und Verdachtsflächen im Sinne 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes vom 17. 
März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 
27. September 2017 (BGBl. I S. 3465), er-
laubnisfrei erfolgen.  

 Das Einleiten von Niederschlagswasser nach 
Nummer 3 Buchstabe a und b darf nur außer-
halb von Wasser- und Quellschutzgebieten 
und außerhalb von Altlasten, altlastverdächti-
gen Flächen, Flächen mit schädlicher Boden-
veränderung und Verdachtsflächen im Sinne 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes vom 17. 
März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 
27. September 2017 (BGBl. I S. 3465), erlaub-
nisfrei erfolgen.  

 

(2) Die Wasserbehörde kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe a An-
ordnungen zum Schutz der oberirdischen Ge-
wässer treffen. Gleiches gilt in den Fällen des 
Absatz es 1 Nummer 3 Buchstabe a und b 
zum Schutz des Grundwassers. 

 (2) Die Wasserbehörde kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 Anordnungen zum 
Schutz der oberirdischen Gewässer treffen. 
Gleiches gilt in den Fällen des Absatz es 1 
Nummer 3 Buchstabe a und b zum Schutz 
des Grundwassers. 

(3) Die oberste Wasserbehörde kann durch 
Verordnung die erlaubnisfreie Beseitigung 
von Niederschlagswasser von Straßen zulas-
sen und hierfür Anforderungen an Art, Menge, 
Herkunft und Beschaffenheit und an die Ein-
richtungen zur Beseitigung stellen. 

 (3) unverändert 

§ 14 
Verfahren 

(zu § § 11 bis 15 und 22 WHG, 
abweichend von § 18 Absatz 2 

Satz 2 WHG) 

 
§ 14 

Verfahren 
(zu § § 11 bis 15 und 22 WHG, 
abweichend von § 18 Absatz 2 

Satz 2 WHG) 

(1) Für das Verfahren zur Erteilung oder Än-
derung einer gehobenen Erlaubnis oder Be-
willigung sowie zum Ausgleich von Rechten 
und Befugnissen (§ 22 WHG) gelten § 140 so-
wie die § § 136 und 143 des Landesverwal-
tungsgesetzes (LVwG) entsprechend. Abwei-
chend von § 18 Absatz 2 WHG darf die Bewil-
ligung aus den in § 117 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 bis 5 LVwG genannten Gründen wider-
rufen werden. Zusätzlich zu den in § 140 Ab-
satz 5 Satz 2 LVwG genannten Hinweisen 
muss die Bekanntmachung die Hinweise ent-
halten, 

  unverändert 
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1. dass nach Ablauf der Frist eingehende 
Anträge auf Erteilung einer gehobenen Er-
laubnis oder Bewilligung in demselben 
Verfahren nicht berücksichtigt werden 
(§ 15 Satz 3), 

  

2. dass nach Ablauf der Frist erhobene Ein-
wendungen wegen nachteiliger Wirkun-
gen nur in einer nachträglichen Entschei-
dung berücksichtigt werden können, wenn 
die oder der Betroffene die nachteiligen 
Wirkungen während des Verfahrens nicht 
voraussehen konnte (§ 14 Absatz 6 
WHG), 

  

3. dass wegen nachteiliger Wirkungen einer 
erlaubten oder bewilligten Benutzung ge-
gen die Inhaberin oder den Inhaber der 
gehobenen Erlaubnis oder Bewilligung 
nur vertragliche Ansprüche geltend ge-
macht werden können (§ 16 WHG). 

  

(2) Von dem Verfahren nach Absatz 1 kann 
abgesehen werden, wenn eine befristete ge-
hobene Erlaubnis verlängert werden soll, der 
Sachverhalt sich nicht wesentlich geändert 
hat und das Wohl der Allgemeinheit oder die 
Belange Dritter nicht erstmalig oder zusätzlich 
berührt werden. Der Antrag auf Verlängerung 
der Frist ist spätestens sechs Monate vor de-
ren Ablauf bei der Wasserbehörde zu stellen. 
Bis zur Entscheidung über diesen Antrag darf 
die Benutzung im Rahmen der gehobenen Er-
laubnis fortgesetzt werden. 

  

(3) Eine Erlaubnis kann in einem vereinfach-
ten Verfahren für folgende Gewässerbenut-
zungen erteilt werden: 

  

1. Einleitungen von unbelastetem Grund- 
und Niederschlagswasser, 

  

2. Sanierungen von Grundwasserverunreini-
gungen, wenn in der Sanierungsentschei-
dung die Einzelheiten von Art und Umfang 
der Sanierung bestimmt sind, 

  

3. Benutzungen von wasserwirtschaftlich un-
tergeordneter Bedeutung, wenn die Be-
nutzung zu einem vorübergehenden 
Zweck und für einen Zeitraum von weniger 
als einem Jahr ausgeübt wird. 

  

Die Erlaubnis gilt in dem beantragten Umfang 
als erteilt, wenn der Antrag Angaben zu Art, 
Ort, Umfang und Dauer der Benutzung sowie 
die Bezeichnung des benutzten Gewässers 
und eine Beschreibung des Vorhabens ent-
hält und die Wasserbehörde nicht innerhalb 
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von zwei Monaten widerspricht. Die Wasser-
behörde hat den Eingang des Antrags schrift-
lich zu bestätigen. Die Frist nach Satz 2 be-
ginnt zu laufen, sobald die Unterlagen voll-
ständig bei der Wasserbehörde vorliegen. 
Satz 2 gilt nicht in Verfahren, die auf Grund ih-
res Umfanges, wegen der notwendigen Betei-
ligung Dritter oder wegen besonderer Um-
stände des Einzelfalles eines längeren Prü-
fungs- und Entscheidungszeitraums bedür-
fen. Die Wasserbehörde teilt dies rechtzeitig 
vor Ablauf der in Satz 2 genannten Frist der 
Antragstellerin oder dem Antragsteller unter 
Angabe der Gründe mit. 

§ 15 
Zusammentreffen mehrerer Er-
laubnis- oder Bewilligungsan-

träge 
(zu § § 10 und 11 WHG) 

 
§ 15 

Zusammentreffen mehrerer Er-
laubnis- oder Bewilligungsan-

träge 
(zu § § 10 und 11 WHG) 

Treffen Anträge auf Erteilung einer Erlaubnis 
oder einer Bewilligung zusammen, die sich 
gegenseitig auch dann ausschließen, wenn 
Bedingungen und Auflagen festgesetzt wer-
den, so entscheidet zunächst die Bedeutung 
der beabsichtigten Benutzung für das Wohl 
der Allgemeinheit, sodann ihre Bedeutung für 
die Volkswirtschaft unter besonderer Berück-
sichtigung der wasserwirtschaftlichen Auswir-
kungen. Stehen hiernach mehrere beabsich-
tigte Benutzungen einander gleich, so gebührt 
zunächst dem Antrag der Gewässereigentü-
merin oder des Gewässereigentümers vor An-
trägen anderer Personen der Vorzug, sodann 
dem Antrag, der zuerst gestellt wurde. Nach 
Ablauf der Frist, die in der Bekanntmachung 
des beabsichtigten Unternehmens bestimmt 
worden ist, werden neue Erlaubnis- oder Be-
willigungsanträge in demselben Verfahren 
nicht mehr berücksichtigt. 

  unverändert 

§ 16 
Alte Rechte und alte Befug-

nisse 
(zu § 20 WHG) 

 
§ 16 

Alte Rechte und alte Befug-
nisse 

(zu § 20 WHG) 

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist 
nicht erforderlich für Benutzungen nach § 20 
Absatz 1 WHG, wenn am 1. März 1960 recht-
mäßige Anlagen für ihre Ausübung vorhanden 
waren. 

  unverändert 
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(2) Inhalt und Umfang alter Rechte und alter 
Befugnisse bestimmen sich, soweit sie auf ei-
nem besonderen Titel beruhen, nach diesem, 
im Übrigen nach bisherigem Recht. 

  

(3) Ist ein altes Recht oder eine alte Befugnis 
ganz oder teilweise erloschen, so gilt § 12 ent-
sprechend. 

  

§ 17 
Rechtsverordnungen zur Ge-

wässerbewirtschaftung  
(zu § 23 WHG) 

 
§ 17 

Rechtsverordnungen zur Ge-
wässerbewirtschaftung  

(zu § 23 WHG) 

Die in § 23 Absatz 3 Satz 1 WHG enthaltene 
Ermächtigung der Landesregierung wird in 
Verbindung mit § 23 Absatz 3 Satz 2 WHG 
auf die oberste Wasserbehörde übertragen. 
Die Verordnungen nach Satz 1 sind in den 
Fällen des § 23 Absatz 1 Nummer 3, 5, 6 und 
11 WHG im Einvernehmen mit dem für Wirt-
schaft zuständigen Ministerium zu erlassen. 

  unverändert 

Abschnitt 2 
Oberirdische Gewässer 

 
Abschnitt 2 

Oberirdische Gewässer 

Unterabschnitt 1 
Gemeingebrauch, Anlagen 

 
Unterabschnitt 1 

Gemeingebrauch, Anlagen 

§ 18 
Gemeingebrauch 

(zu § 25 WHG) 

 
§ 18 

Gemeingebrauch 
(zu § 25 WHG) 

(1) Jedermann darf unter den Voraussetzun-
gen des § 25 WHG die oberirdischen Gewäs-
ser zum Baden, Waschen, Tränken, Schwem-
men und Eissport benutzen. Landeseigene 
Seen dürfen auch für den Tauchsport benutzt 
werden. 

 (1) unverändert 

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen   (2) Unter den gleichen Voraussetzungen  

1. darf Wasser in geringen Mengen für einen 
vorübergehenden Zweck entnommen 
werden, 

 1.  unverändert 

2. darf Grund- und Quellwasser eingeleitet 
werden, sofern das zugeführte Wasser 
nicht Stoffe enthält, die geeignet sind, das 
Gewässer schädlich zu verunreinigen o-
der eine sonstige nachteilige Veränderung 
seiner Eigenschaften herbeizuführen, 

 2.  unverändert 

3. darf Niederschlagswasser von  3.  unverändert 
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a) reinen Wohngrundstücken und Flä-
chen mit hinsichtlich der Nieder-
schlagswasserbelastung vergleichba-
rer Nutzung und  

  

b) anderen Flächen in reinen und allge-
meinen Wohngebieten bis zu einer be-
festigten Fläche von 1.000 m²  

  

eingeleitet werden,   

4. darf Grund- und Niederschlagswasser von 
ländlichen Wegen im Sinne von § 3 Ab-
satz 1 Nummer 4 StrWG eingeleitet wer-
den und 

 4. unverändert 

5. dürfen Stoffe und Geräte im Rahmen der 
guten fachlichen Praxis der Fischerei ein-
gebracht werden, soweit es sich nicht um 
intensive Fischzucht handelt. 

 5. dürfen Stoffe und Geräte im Rahmen der 
guten fachlichen Praxis der Fischerei ein-
gebracht werden, soweit es sich nicht um 
intensive Fischzucht handelt und keine 
signifikanten nachteiligen Veränderun-
gen der Eigenschaften des oberirdi-
schen Gewässers zu erwarten sind. 

(3) Die fließenden Gewässer und die landes-
eigenen Seen dürfen mit kleinen Fahrzeugen 
ohne Motorkraft befahren werden. Sonstige 
Seen, die von einem Gewässer durchflossen 
werden, dürfen mit solchen Fahrzeugen 
durchfahren werden. Satz 1 gilt auch für 
Seen, die nur teilweise im Eigentum des Lan-
des stehen, hinsichtlich der landeseigenen 
Seeteile. 

 (3) unverändert 

(4) Unbeschadet der Absätze 1 und 3 sollen 
das Land die Benutzung der landeseigenen 
Seen, die Gemeinden und Kreise mit den Ei-
gentümerinnen oder Eigentümern und den 
Nutzungsberechtigten die Benutzung privatei-
gener Seen im Interesse der Erholung der Be-
völkerung sowie des Sports vertraglich regeln. 

 (4) unverändert 

(5) Die Anliegerinnen oder Anlieger eines Ge-
wässers (§ 26 Absatz 2 WHG) haben zu dul-
den, dass kleine Fahrzeuge ohne Motorkraft 
um Stauanlagen oder sonstige Hindernisse 
herumgetragen werden, soweit nicht einzelne 
Grundstücke von der Wasserbehörde auf-
grund eines Antrages der Anliegerinnen oder 
Anlieger ausgeschlossen sind. 

 (5) unverändert 

(6) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Gewäs-
ser in Hofräumen, Gärten und Parkanlagen, 
die Eigentum der Anliegerinnen oder Anlieger 
sind, sowie für ablassbare Teiche, die aus-
schließlich der Fischzucht oder der Teichwirt-
schaft dienen. 

 (6) unverändert 
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§ 19 
Benutzung mit Motorfahrzeu-

gen 

 
§ 19 

Benutzung mit Motorfahrzeu-
gen 

(1) Wer nicht schiffbare Gewässer erster Ord-
nung und Gewässer zweiter Ordnung, mit 
Ausnahme von Sportboothäfen, mit Motor-
fahrzeugen benutzen will, bedarf der Geneh-
migung. Dies gilt nicht für die Wahrnehmung 
von Aufgaben der Gewässerunterhaltung, der 
Gewässeraufsicht nach § 107, des gewässer-
kundlichen Messdienstes nach § 90, der Fi-
schereiaufsicht, des Rettungswesens, der 
Landespolizei, der Berufsfischerei und für den 
Eigenbedarf der Gewässereigentümerin oder 
des Gewässereigentümers. 

 (1) Wer nicht schiffbare Gewässer erster Ord-
nung und Gewässer zweiter Ordnung, mit 
Ausnahme von Sportboothäfen, mit Motor-
fahrzeugen benutzen will, bedarf der Geneh-
migung. Dies gilt nicht für die Wahrnehmung 
von Aufgaben der Gewässerunterhaltung, der 
Gewässeraufsicht nach § 107, des gewässer-
kundlichen Messdienstes nach § 90, der Fi-
schereiaufsicht, des Rettungswesens, der 
Landespolizei, der Berufsfischerei und für den 
Eigenbedarf der Gewässereigentümerin oder 
des Gewässereigentümers. Dies gilt auch 
nicht für schwerbehinderte Menschen im 
Sinne von § 2 Absatz 2 und 3 SGB IX, die 
Inhaber eines Fischereischeins nach § 26 
des Landesfischereigesetzes sind, für die 
Benutzung eines kleinen Fahrzeugs mit ei-
nem Elektromotor mit einer Leistung bis zu 
900 Watt. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen oder mit 
Nebenbestimmungen nach § 107 LVwG zu 
versehen, wenn zu erwarten ist, dass insbe-
sondere wegen der Art, Größe oder Zahl der 
Wasserfahrzeuge durch das Befahren das 
Wohl der Allgemeinheit, vor allem die öffentli-
che Wasserversorgung, Natur oder Land-
schaft, die Gewässer oder ihre Ufer oder die 
öffentliche Sicherheit beeinträchtigt werden. 
Vor der Entscheidung über die Erteilung der 
Genehmigung sind die untere Naturschutzbe-
hörde und die oder der Unterhaltungspflich-
tige zu hören. 

 (2) unverändert 

(3) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten für 
Wohnboote entsprechend. 

 (3) unverändert 

§ 20 
Erweiterung des Gemeinge-

brauchs 
(zu § 25 WHG) 

 
§ 20 

Erweiterung des Gemeinge-
brauchs 

(zu § 25 WHG) 

Die untere Wasserbehörde kann durch Ver-
ordnung im Interesse des Wasser- und Eis-
sports und der Erholung für die Seen und die 
in § 18 Absatz 6 bezeichneten Gewässer den 
Gemeingebrauch nach § 18 Absatz 1 und Ab-
satz 3 Satz 1 ganz oder teilweise zulassen. 

  unverändert 
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§ 21 
Einschränkung des Gemeinge-

brauchs und 
des Befahrens mit Wasserfahr-

zeugen 
(zu § 25 WHG) 

 
§ 21 

Einschränkung des Gemeinge-
brauchs und 

des Befahrens mit Wasserfahr-
zeugen 

(zu § 25 WHG) 

(1) Die untere Wasserbehörde kann   unverändert 

1. zum Schutz und zur Erhaltung von Natur 
und Landschaft, 

  

2. zur Verhütung von Nachteilen für die öf-
fentliche Sicherheit, 

  

3. zur Verhinderung nachteiliger Verände-
rungen der Eigenschaften des Wassers o-
der anderer Beeinträchtigungen des Was-
serhaushaltes, der Gewässerökologie o-
der der Uferbereiche, insbesondere zum 
Schutz der öffentlichen Wasserversor-
gung, 

  

4. zur Gewährleistung der Benutzung eines 
Gewässers aufgrund von Erlaubnissen, 
Bewilligungen, alten Rechten oder alten 
Befugnissen oder des Eigentümer- oder 
Anliegergebrauchs 

  

den Gemeingebrauch nach § 18 sowie das 
Befahren mit Wasserfahrzeugen auf nicht 
schiffbaren Gewässern erster Ordnung und 
auf Gewässern zweiter Ordnung durch Ver-
ordnung regeln, beschränken oder verbieten. 
Sind Regelungen nach Satz 1 aus überörtli-
chen Gründen für das Landesgebiet oder 
Teile des Landesgebietes erforderlich, erlässt 
die oberste Wasserbehörde die Verordnung. 
§ 19 bleibt unberührt. 

  

(2) Unter den Voraussetzungen des Ab-
satz es 1 können die unteren Wasserbehör-
den den Gemeingebrauch und das Befahren 
nach § 19 für den Einzelfall durch Verwal-
tungsakt regeln, beschränken oder verbieten. 

  

§ 22 
Anliegergebrauch 

(zu § 26 Absatz 2 WHG) 

 
§ 22 

Anliegergebrauch 
(zu § 26 Absatz 2 WHG) 

(1) Die Benutzung der oberirdischen Gewäs-
ser durch Anliegerinnen und Anlieger nach 
§ 26 Absatz 2 WHG erstreckt sich nicht auf 
die in § 18 Absatz 6 bezeichneten Gewässer. 

  unverändert 

(2) § 21 gilt für den Anliegergebrauch entspre-
chend. 
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§ 23 
Anlagengenehmigung 

(zu § 36 Absatz 1 WHG) 

 
§ 23 

Anlagengenehmigung 
(zu § 36 Absatz 1 WHG) 

(1) Die Errichtung oder die wesentliche Ände-
rung von Anlagen in oder an oberirdischen 
Gewässern bedarf der Genehmigung der 
Wasserbehörde. Die Genehmigungspflicht 
nach Satz 1 gilt auch für Anlagen, 

  unverändert 

1. die einer erlaubnispflichtigen Benutzung, 
der Unterhaltung oder dem Ausbau eines 
Gewässers dienen, 

  

2. in oder an Bundeswasserstraßen im Sinne 
des Bundeswasserstraßengesetzes, 

  

3. die nach § 95 genehmigungspflichtig sind,   

4. die wassergefährdende Stoffe befördern,   

wenn durch sie eine Verunreinigung des Was-
sers oder eine nachteilige Veränderung seiner 
Eigenschaften oder des Wasserabflusses zu 
besorgen ist. 

  

(2) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die 
Wasserbehörde nicht binnen zwei Monaten 
nach Eingang des Antrages anders entschei-
det. Die Frist nach Satz 1 beginnt zu laufen, 
sobald die Unterlagen vollständig bei der 
Wasserbehörde vorliegen. Die Wasserbe-
hörde hat den Eingang des Antrags und den 
Fristbeginn nach Satz 2, soweit dieser vom 
Zeitpunkt des Antragseingangs abweicht, 
schriftlich zu bestätigen. Die Genehmigung 
darf nur versagt werden, wenn zu erwarten ist, 
dass das beabsichtigte Unternehmen das 
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die öf-
fentliche Sicherheit, beeinträchtigt. Sie kann 
mit Bedingungen versehen, mit Auflagen ver-
bunden oder befristet werden, soweit dies zur 
Wahrung des Wohls der Allgemeinheit oder 
zur Erfüllung von öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften, die dem Vorhaben entgegenstehen 
können, erforderlich ist. Die Aufnahme, Ände-
rung oder Ergänzung von Nebenbestimmun-
gen im Sinne von Satz 5 sowie der Widerruf 
sind auch nach Unanfechtbarkeit der Geneh-
migung zulässig, wenn dies zur Erreichung 
der Bewirtschaftungsziele nach den § § 27 bis 
31 WHG erforderlich ist und das Maßnahmen-
programm nach § 82 WHG entsprechende 
Anforderungen enthält. Im Falle eines Wider-
rufs nach Satz 6 gilt § 117 Absatz 6 LVwG 
entsprechend. 
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§ 24 
Stauanlagen 

(zu § 36 Absatz 2 WHG) 

 
§ 24 

Stauanlagen 
(zu § 36 Absatz 2 WHG) 

(1) Jede Stauanlage mit festgesetzter Stau-
höhe muss mit mindestens einer Staumarke 
versehen sein, an der die während des Som-
mers und des Winters einzuhaltenden Stau-
höhen und, wenn der Wasserstand auf be-
stimmter Mindesthöhe zu halten ist, auch die 
Mindesthöhe deutlich angegeben sind. Die 
Höhenpunkte sind auf unverrückbare und un-
vergängliche Festpunkte zu beziehen. 

  unverändert 

(2) Die Staumarke wird auf Kosten des oder 
der Stauberechtigten von der Wasserbehörde 
gesetzt; diese nimmt darüber eine Urkunde 
auf. Die Unternehmerin oder der Unternehmer 
der Stauanlage und, soweit erforderlich, auch 
die anderen Beteiligten sind hinzuzuziehen. 

  

(3) Die Oberkante der Schützen und der 
schützenähnlichen Verschlussvorrichtungen 
darf bei geschlossener Stauanlage nicht über 
der höchsten, durch die Staumarke zugewie-
senen Stauhöhe liegen. 

  

(4) Die oder der Stauberechtigte und diejeni-
gen, die die Stauanlage betreiben, haben 
Staumarke und Festpunkte zu erhalten, dafür 
zu sorgen, dass sie sichtbar und zugänglich 
bleiben, jede Beschädigung und Veränderung 
unverzüglich der Wasserbehörde anzuzeigen 
und bei amtlichen Prüfungen unentgeltlich Ar-
beitshilfe zu leisten. 

  

(5) Die oder der Stauberechtigte und diejeni-
gen, die die Stauanlage betreiben, haben die 
Anlage einschließlich aller Einrichtungen, die 
für den Wasserabfluss wichtig sind, in ord-
nungsgemäßem Zustand, insbesondere auch 
so zu erhalten, dass kein Wasser verschwen-
det wird. Sie können hierzu von der Wasser-
behörde angehalten werden. 

  

(6) Wer die Stauanlage betreibt, hat ihre be-
weglichen Teile zu öffnen oder zu schließen, 
wenn dadurch die Unterhaltung der Gewässer 
erheblich erleichtert wird und die Wasserbe-
hörde es anordnet. Wird durch eine solche 
Anordnung nachträglich die Ausübung des 
Staurechts erheblich beeinträchtigt, so ist die 
oder der Stauberechtigte von der oder dem 
Unterhaltungspflichtigen des Gewässers zu 
entschädigen. 

  

(7) Das Wasser darf weder über die durch die 
Staumarke festgesetzte Höhe aufgestaut 
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noch unter die festgesetzte Mindesthöhe ab-
gelassen werden. 

(8) Die Wasserbehörde kann bei Hochwas-
sergefahr anordnen, unverzüglich das aufge-
staute Wasser unter die Höhe der Staumarke 
zu senken und den Wasserstand möglichst 
auf dieser Höhe zu halten. Ein Anspruch auf 
Entschädigung besteht nicht. 

  

(9) Aufgestaute Wassermassen dürfen nur so 
abgelassen werden, dass keine Gefahren o-
der Nachteile für fremde Grundstücke oder 
Anlagen entstehen, die Ausübung von Was-
serbenutzungsrechten nicht beeinträchtigt 
und die Unterhaltung der Gewässer nicht er-
schwert wird. 

  

(10) Eine Stauanlage darf nur mit Genehmi-
gung der Wasserbehörde dauernd außer Be-
trieb gesetzt oder beseitigt werden. § 12 gilt 
entsprechend. 

  

Unterabschnitt 2 
Gewässerunterhaltung 

 
Unterabschnitt 2 

Gewässerunterhaltung 

§ 25 
Umfang der Unterhaltung 

(zu § 39 WHG, abweichend von 
§ 39 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 

WHG) 

  unverändert 

(1) Die Gewässerunterhaltung umfasst neben 
den in § 39 Absatz 1 Satz 2 WHG genannten 
Maßnahmen insbesondere auch: 

  

1. die Erhaltung und Sicherung eines ord-
nungsgemäßen Wasserabflusses, 

  

2. abweichend von § 39 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 WHG Maßnahmen zur Verhin-
derung oder Beseitigung von Uferabbrü-
chen nur, soweit sie den Wasserabfluss 
erheblich behindern oder zu einer Gefähr-
dung von Deichen und Dämmen führen 
können, 

  

3. an schiffbaren Gewässern Maßnahmen 
zur Verhütung oder Beseitigung von Schä-
den an Ufergrundstücken, die durch die 
Schifffahrt entstehen können oder ent-
standen sind, wenn die Schäden den Be-
stand der Ufergrundstücke gefährden. 

  

Die Vorschriften über den Gewässerausbau 
bleiben unberührt. 
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(2) Neben den in § 39 Absatz 2 WHG genann-
ten Vorgaben ist bei der Gewässerunterhal-
tung außerdem den Belangen des Hochwas-
serschutzes Rechnung zu tragen. Die Gewäs-
serunterhaltung darf nicht zu einer Beein-
trächtigung der direkt von den Gewässern ab-
hängenden Landökosysteme und Feuchtge-
biete, der in § 29 Absatz 4 WHG bezeichne-
ten Schutzgebiete und der nach § 30 Absatz 2 
des Bundesnaturschutzgesetzes in Verbin-
dung mit § 21 Absatz 1 des Landesnatur-
schutzgesetzes vom 24. Februar 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 301), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Oktober 
2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 690), geschützten 
Biotope im Hinblick auf deren Wasserhaushalt 
führen. 

  

(3) Die Unterhaltung der Außentiefs (§ 2 Ab-
satz 1 Nummer 1 Buchstabe e) umfasst die 
Erhaltung eines ordnungsgemäßen Wasser-
abflusses. 

  

§ 26 
Gewässerrandstreifen 

(abweichend von § 38 Ab-
satz 3, zu § 38 Absatz 4 WHG) 

  

(1) Abweichend von § 38 Absatz 3 WHG sind 
Gewässerrandstreifen nicht einzurichten an 
kleinen Gewässern von wasserwirtschaftlich 
untergeordneter Bedeutung im Sinne von 
§ 28 Absatz 2 und an Seen mit einer Fläche 
von weniger als einem Hektar. 

  

(2) Innerhalb der Gewässerrandstreifen ist in 
einer Breite von einem Meter landseits des 
Gewässers, über die Beschränkungen des 
§ 38 Absatz 4 WHG hinaus, verboten: 

  

1. das Pflügen von Ackerland und   

2. die Anwendung von Pflanzenschutzmit-
teln und Düngemitteln. 

  

(3) Die oberste Wasserbehörde kann durch 
Verordnung die Breite des Gewässerrand-
streifens abweichend festsetzen. In der Ver-
ordnung kann bestimmt werden, dass in den 
Gewässerrandstreifen Ackerland in Dauer-
grünland umzuwandeln ist und die Verwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln und Dünge-
mitteln verboten ist. Soweit durch Regelungen 
der Verordnung das Eigentum unzumutbar 
beschränkt wird und diese Beschränkung 
nicht durch eine Befreiung vermieden werden 
kann, ist eine Entschädigung zu leisten. 
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§ 27 
Unterhaltungslast bei Gewäs-

sern erster Ordnung 
(zu § 40 Absatz 1 und abwei-

chend von § 40 Absatz 2 WHG) 

  

Die Unterhaltung der Gewässer erster Ord-
nung mit Ausnahme der Bundeswasserstra-
ßen nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a und b obliegt dem Land. Abweichend 
von § 40 Absatz 2 WHG kann die Aufgabe der 
Unterhaltung an Gewässern nach Satz 1 so-
wie an anderen in der Unterhaltungspflicht 
des Landes liegenden Gewässern durch öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag auf Wasser- und 
Bodenverbände übertragen werden. 

  

§ 28 
Unterhaltungspflicht bei Ge-

wässern zweiter Ordnung 
(abweichend von § 40 Absatz 1 

WHG) 

  

(1) Die Unterhaltung der fließenden Gewässer 
zweiter Ordnung und der Seen und Teiche, 
durch die sie fließen oder aus denen sie ab-
fließen, obliegt abweichend von § 40 Absatz 1 
WHG 

  

1. den Eigentümerinnen oder Eigentümern 
des Gewässers, 

  

2. den Anliegerinnen oder Anliegern,   

3. den Eigentümerinnen oder Eigentümern 
von Grundstücken und Anlagen, die aus 
der Unterhaltung Vorteile haben oder die 
die Unterhaltung erschweren, und 

  

4. den anderen Eigentümerinnen oder Ei-
gentümern von Grundstücken im Einzugs-
gebiet. Zu den Grundstücken im Einzugs-
gebiet rechnen im vollen Umfang auch 
solche Grundstücke, die Mulden, Senken, 
Kuhlen oder ähnliche Bodenvertiefungen 
enthalten, aus denen ein oberirdisches 
Abfließen in ein nach Satz 1 zu unterhal-
tendes Gewässer nicht möglich ist oder 
gewöhnlich nicht stattfindet. Das gleiche 
gilt für Grundstücke, die von Erdwällen 
umschlossen sind. 

  

(2) Absatz 1 gilt nicht für kleine Gewässer von 
wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeu-
tung. Die Unterhaltung dieser Gewässer ob-
liegt den in Absatz 1 Nummer 1 bis 3 Genann-
ten. Als solche Gewässer gelten 
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1. Gewässer, soweit sie ein Gebiet von we-
niger als 20 ha entwässern, 

  

2. Gewässer, die keine besondere Bedeu-
tung für die Vorflut haben, 

  

3. Gewässer, die überwiegend der Entwäs-
serung von Verkehrsflächen oder die aus-
schließlich der Ableitung von Abwasser 
dienen. 

  

(3) Bei Zweifeln über die Bedeutung von Ge-
wässern entscheidet die Wasserbehörde 
nach Anhörung der Wasser- und Bodenver-
bände und der Anliegergemeinden. Sie kann 
dabei auch Ausnahmen von Absatz 2 Satz 3 
Nummer 1 zulassen, wenn dies aus Gründen 
einer ordnungsgemäßen Vorflut erforderlich 
ist. 

  

§ 29 
Unterhaltungspflicht bei Au-

ßentiefs 
(zu § 40 Absatz 1 WHG) 

  

(1) Die Unterhaltung der Außentiefs obliegt 
dem Land, wenn ihre Begrenzungsmerkmale 
(§ 1 Absatz 3) landwärts in einem Deich lie-
gen, der in der Unterhaltungspflicht des Lan-
des steht. 

  

(2) Im Übrigen sind die Außentiefs von denje-
nigen zu unterhalten, die für die oberirdischen 
Gewässer unterhaltungspflichtig sind, deren 
Fortsetzung das Außentief ist. Unterhaltungs-
pflichten anderer bleiben unberührt. 

  

§ 30 
Erfüllung der Unterhaltungs-

pflicht 
(zu § 40 Absatz 1 WHG) 

  

(1) Die Unterhaltungspflicht nach § 28 wird 
von Wasser- und Bodenverbänden erfüllt. 

  

(2) Soweit die Erfüllung der Unterhaltungs-
pflicht durch Wasser- und Bodenverbände un-
zweckmäßig ist oder derartige Verbände noch 
nicht bestehen, erfüllen 

  

1. bei Gewässern im Sinne des § 28 Ab-
satz 1 Satz 1 die Anliegergemeinden, 

  

2. bei Gewässern im Sinne des § 28 Ab-
satz 2 die Eigentümerin oder der Eigentü-
mer des Gewässers und, wenn sich diese 
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oder dieser nicht ermitteln lässt, die Eigen-
tümerinnen oder Eigentümer der Ufer-
grundstücke  

die Unterhaltungspflicht. Über die Zweckmä-
ßigkeit entscheidet die Wasserbehörde. 

  

§ 31 
Umlage des Unterhaltungsauf-
wandes auf die Unterhaltungs-

pflichtigen 
(zu § 40 Absatz 1 WHG) 

  

(1) Für die Wasser- und Bodenverbände, die 
die Unterhaltungspflicht nach § 28 erfüllen 
(Unterhaltungsverbände), gilt das Recht der 
Wasser- und Bodenverbände. Im Falle des 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 gilt als Vorteil im Sinne 
des § 30 Absatz 1 des Wasserverbandsge-
setzes vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), auch die 
Möglichkeit des Abfließens oder der unterirdi-
schen Abgabe des auf einer Grundfläche an-
fallenden Niederschlagswassers in das zu un-
terhaltende Gewässer oder dessen Zuflüsse. 

  

(2) Wer die Unterhaltungspflicht nach § 30 
Absatz 2 Nummer 2 erfüllt, kann von den in 
§ 28 Absatz 2 bezeichneten Unterhaltungs-
pflichtigen eine angemessene Kostenbeteili-
gung in entsprechender Anwendung der nach 
§ 21 Absatz 1 des Landeswasserverbandsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Februar 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 
86), geändert durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 14. Dezember 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 
999), geltenden Maßstäbe fordern. Im Streit-
fall stellt die Wasserbehörde das Verhältnis 
der Kostenbeteiligung durch Verwaltungsakt 
fest. 

  

§ 32 
Aufrechterhaltene Unterhal-

tungspflichten 
(zu § 40 Absatz 2 WHG) 

  

An die Stelle der nach den § § 27 bis 30 zur 
Unterhaltung Verpflichteten treten, wenn am 
1. März 1960  

  

1. in einem Beschluss, der eine Verleihung 
ausspricht oder ein Zwangsrecht begrün-
det, in einem sonstigen besonderen Titel 
oder in einer gewerberechtlichen Geneh-
migung der Unternehmerin oder dem Un-
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ternehmer die Verpflichtung zur Unterhal-
tung eines Gewässers auferlegt ist, die 
Unternehmerin oder der Unternehmer auf 
die Dauer der Verpflichtung; 

2. aufgrund öffentlich-rechtlicher Vereinba-
rung die Unterhaltung abweichend gere-
gelt ist, die oder der danach Verpflichtete. 

  

§ 33 
Übernahme der Unterhaltung 

(abweichend von § 40 Absatz 2 
WHG) 

  

(1) Abweichend von § 40 Absatz 2 WHG kann 
die Erfüllung der Unterhaltungspflicht auf-
grund einer Vereinbarung unter Zustimmung 
der Wasserbehörde mit öffentlich-rechtlicher 
Wirkung von einer oder einem anderen über-
nommen werden. 

  

(2) Gemeinden und Kreise können die ihnen 
aus der Übernahme der Unterhaltung erwach-
senden Kosten auf die Unterhaltungspflichti-
gen ihres Gebietes umlegen. 

  

§ 34 
Ersatzvornahme 

(zu § 40 Absatz 4 WHG) 

  

(1) Wird die Unterhaltungspflicht, die nicht ei-
ner öffentlich-rechtlichen Körperschaft ob-
liegt, nicht oder nicht genügend erfüllt, so ha-
ben die Anliegergemeinden die jeweils erfor-
derlichen Unterhaltungsarbeiten durchzufüh-
ren. 

  

(2) Die Ersatzvornahme muss, außer bei Ge-
fahr im Verzug, schriftlich angedroht werden. 
In der Androhung ist die Höhe des Kostenbe-
trages für die Ersatzvornahme vorläufig zu 
veranschlagen und der oder dem Verpflichte-
ten eine angemessene Frist zur Vornahme 
der erforderlichen Unterhaltungsarbeiten zu 
setzen. 

  

§ 35 
Besondere Pflichten bei der 

Gewässerunterhaltung 
(zu § 41 WHG) 

  

(1) Soweit nicht erhebliche Nachteile für die 
bisherige Nutzung entstehen, haben die An-
lieger und die Hinterlieger neben den in § 41 
Absatz 1 WHG geregelten Duldungspflichten 
außerdem zu dulden, dass der Unterhaltungs-
pflichtige auf ihren Grundstücken den Aushub 
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einebnet. § 41 Absatz 4 WHG gilt entspre-
chend. 

(2) Fischereiberechtigte können keine Ent-
schädigung verlangen, wenn ihr Recht durch 
die Unterhaltung beeinträchtigt wird. Den Fi-
schereiberechtigten sind die beabsichtigten 
Maßnahmen entsprechend § 41 Absatz 1 
Satz 2 WHG vorher anzukündigen. 

  

§ 36 
Behördliche Entscheidungen 

zur Gewässerunterhaltung 
(zu § 42 Absatz 1 und abwei-

chend von § 42 Absatz 2 WHG) 

  

(1) Die untere Wasserbehörde erlässt die 
nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 und 2 WHG 
zulässigen behördlichen Entscheidungen und 
Festlegungen der nach § 25 WHG erforderli-
chen Unterhaltungsmaßnahmen durch was-
serbehördliche Anordnung. Dabei können Art 
und Umfang der Unterhaltungsmaßnahmen 
und die hierfür einzuhaltenden Fristen näher 
bestimmt werden, sofern das Maßnahmen-
programm hierzu keine weitergehenden An-
forderungen enthält. 

  

(2) Die wasserbehördlichen Anordnungen 
können auch allgemein für mehrere Gewäs-
ser, für mehrere Unterhaltungspflichtige oder 
für Einzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete 
durch Verordnung geregelt werden. Sind Re-
gelungen für das Landesgebiet oder Teile des 
Landesgebietes erforderlich, erlässt die 
oberste Wasserbehörde die Verordnung. 

  

(3) Abweichend von § 42 Absatz 2 WHG stellt 
die untere Wasserbehörde nur in den Fällen 
des § 31 Absatz 2 Satz 2 das Verhältnis der 
Kostenbeteiligung fest. 

  

§ 37 
Unterhaltung von Anlagen in 

und an Gewässern 
(zu § 36 WHG) 

  

(1) Anlagen in und an Gewässern sind von der 
Unternehmerin oder dem Unternehmer so zu 
erhalten, dass nachteilige Einwirkungen auf 
den Zustand ausgeschlossen sind, den die o-
der der Unterhaltungspflichtige des Gewäs-
sers zu erhalten hat. 

  

(2) Die Unternehmerin oder der Unternehmer 
hat die Kosten der Gewässerunterhaltung zu 
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ersetzen, soweit sie durch diese Anlage be-
dingt sind. 

§ 38 
Förderung der Unterhaltung 

durch das Land 
(zu § 40 Absatz 1 WHG) 

  

(1) Das Land gewährt den Wasser- und Bo-
denverbänden, den Gemeinden und den Teil-
nehmergemeinschaften im Sinne des § 16 
des Flurbereinigungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 56), zuletzt geändert durch Artikel 
17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2794), auf Antrag einen Zuschuss 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel für ihre wasserwirtschaftli-
chen Aufgaben. 

  

(2) Die Abwicklung des Bewilligungsverfah-
rens wird von dem Landesverband der Was-
ser- und Bodenverbände Schleswig-Holstein 
als Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung 
wahrgenommen. 

  

(3) Die oberste Wasserbehörde regelt Einzel-
heiten, insbesondere zu Verfahren und mate-
riellen Anforderungen der Zuschussgewäh-
rung, durch Verwaltungsvorschrift.  

  

Abschnitt 3 
Grundwasser 

 
Abschnitt 3 

Grundwasser 

§ 39 
Beschränkung der erlaubnis-
freien Benutzung von Grund-

wasser 
(zu § 46 Absatz 3 WHG) 

 
§ 39 

Beschränkung der erlaubnis-
freien Benutzung von Grund-

wasser 
(zu § 46 Absatz 3 WHG) 

Eine Erlaubnis ist erforderlich, wenn im Falle 
des § 46 Absatz 1 Nummer 1 WHG das Ent-
nehmen, Zutagefördern, Zutageleiten oder 
Ableiten von Grundwasser für den landwirt-
schaftlichen Hofbetrieb eine Menge von 4000 
Kubikmetern im Kalenderjahr pro Entnahme-
stelle überschreitet. Soll die für die Erlaubnis-
pflicht maßgebliche Nutzungsmenge durch 
die Erweiterung der Nutzung erstmals über-
schritten werden, bedarf die gesamte Nutzung 
der Entnahmestelle der Erlaubnis. Grundwas-
serbenutzungen nach Satz 1, die vor dem 1. 
Januar 2020 begonnen wurden, sind der 
Wasserbehörde bis zum 1. Januar 2021 an-
zuzeigen. 

 Eine Anzeige ist erforderlich, wenn im Falle 
des § 46 Absatz 1 Nummer 1 WHG das Ent-
nehmen, Zutagefördern, Zutageleiten oder 
Ableiten von Grundwasser für den landwirt-
schaftlichen Hofbetrieb in der Summe aller 
Entnahmestellen eine Menge von 4000 Ku-
bikmetern im Kalenderjahr pro Betrieb über-
schreitet. Soll die für die Anzeigepflicht maß-
gebliche Nutzungsmenge durch die Erweite-
rung der Nutzung erstmals überschritten wer-
den, bedarf die gesamte Nutzung der Entnah-
mestelle der Anzeige. Grundwasserbenut-
zungen nach Satz 1, die vor dem 1. Januar 
2020 begonnen wurden, sind der Wasserbe-
hörde bis zum 1. Januar 2021 anzuzeigen. 
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§ 40 
Erdaufschlüsse 

(zu § § 13 a, 49 Absatz 1 Satz 1 
WHG) 

 
§ 40 

Erdaufschlüsse 
(zu § § 13 a, 49 Absatz 1 Satz 1 

WHG) 

(1) Die Zuständigkeiten der Bergbehörden 
bleiben von der Regelung des § 49 Absatz 1 
WHG unberührt. Entscheidungen der Bergbe-
hörden ergehen im Einvernehmen mit der 
Wasserbehörde. 

 (1) unverändert 

(2) Eine Erlaubnis gemäß § 9 Absatz 2 Num-
mer 3 WHG ist in oder unter Gebieten, in de-
nen untertägiger Bergbau betrieben wird oder 
worden ist, zu versagen. Dies gilt ab der Aus-
weisung der Gebiete in Karten durch die 
oberste Wasserbehörde. Deren Veröffentli-
chung kann in der Form erfolgen, dass im 
Amtsblatt für Schleswig-Holstein darauf ver-
wiesen wird, wo diese eingesehen werden 
können.  

 (2) unverändert 

(3) Eine Erlaubnis gemäß § 9 Absatz 2 Num-
mer 3 oder Nummer 4 WHG darf unbescha-
det der Versagungsgründe gemäß § 13a Ab-
satz 1 WHG nur erteilt werden, wenn eine 
nachteilige Veränderung der Grundwasserbe-
schaffenheit nicht zu besorgen ist. 

 (3) unverändert 

(4) Eine Anzeigepflicht gemäß § 49 Absatz 1 
Satz 1 WHG besteht jedenfalls für Erdauf-
schlüsse, die mehr als 10 m in den Boden ein-
dringen. 

 (4) unverändert 

  (5) Wer Erdarbeiten oder Bohrungen vor-
nimmt, ist für dadurch verursachte nach-
teilige qualitative und quantitative Verän-
derungen eines Gewässers sowie dadurch 
verursachte Schäden verantwortlich. 

  (6) Die Wasserbehörde hat die Arbeiten zu 
untersagen und die Einstellung begonne-
ner Arbeiten anzuordnen, wenn eine Ver-
unreinigung oder nachteilige quantitative 
Veränderung von Gewässern zu besorgen 
oder eingetreten ist und die Schäden nicht 
durch Inhalts- und Nebenbestimmungen 
verhütet, beseitigt oder ausgeglichen wer-
den können. Die Wasserbehörde kann die 
Wiederherstellung des früheren Zustands 
verlangen, wenn Rücksichten auf den Was-
serhaushalt dies erfordern. 

  (7) Die unvorhergesehene Erschließung 
von Grundwasser haben der Vorhabenträ-
ger sowie der mit den Arbeiten Beauftragte 
der Wasserbehörde unverzüglich mitzutei-
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len. Die Arbeiten, die zur Erschließung ge-
führt haben, sind einstweilen einzustellen. 
Die Wasserbehörde trifft die erforderlichen 
Anordnungen. 

Teil 3 
Wasserversorgung, Wasser-

schutzgebiete 

 
Teil 3 

Wasserversorgung, Wasser-
schutzgebiete 

§ 41 
Öffentliche Wassergewin-

nungsanlagen und Wasserent-
nahmen für die öffentliche 

Wasserversorgung 
(zu § 50 WHG) 

 
§ 41 

Öffentliche Wassergewin-
nungsanlagen und Wasserent-

nahmen für die öffentliche 
Wasserversorgung 

(zu § 50 WHG) 

(1) Entsprechen vorhandene Wassergewin-
nungsanlagen nicht den Anforderungen nach 
§ 50 Absatz 4 WHG, hat die Unternehmerin o-
der der Unternehmer die erforderlichen Maß-
nahmen durchzuführen. 

  unverändert 

(2) Durch Verordnung der obersten Wasser-
behörde oder durch Entscheidung der unteren 
Wasserbehörde können Träger der öffentli-
chen Wasserversorgung verpflichtet werden, 
auf ihre Kosten die Beschaffenheit des für 
Zwecke der öffentlichen Wasserversorgung 
gewonnenen oder gewinnbaren Wassers zu 
untersuchen oder durch eine von der Wasser-
behörde bestimmten Stelle untersuchen zu 
lassen. 

  

§ 42 
Wasserschutzgebiete 
(zu § § 51 bis 53 WHG) 

 
§ 42 

Wasserschutzgebiete 
(zu § § 51 bis 53 WHG) 

(1) In Wasserschutzgebieten sind jegliche 
Handlungen zu unterlassen, die den Schutz 
des Grundwassers gefährden könnten. Es ist 
darauf hinzuwirken, dass Stoffe, die die Eig-
nung des Grundwassers zur Trinkwasserge-
winnung beeinträchtigen können, insbeson-
dere Dünge- oder Pflanzenschutzmittel, nicht 
in das Grundwasser verlagert werden. Die 
oberste Wasserbehörde kann durch Rechts-
verordnungen Regelungen für alle, mehrere 
oder einzelne Wasserschutzgebiete nach 
§ 51 Absatz 1 in Verbindung mit § 52 Ab-
satz 1 Satz 1 WHG erlassen.  

  unverändert 

(2) Die Abgrenzung der Schutzgebiete und ih-
rer Zonen sind in Rechtsverordnungen nach 
§ 51 Absatz 1 oder § 53 Absatz 4 WHG grob 
zu beschreiben und in Karten darzustellen, 
die bei Behörden eingesehen werden können; 
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die Behörden sind in der Rechtsverordnung 
zu benennen. Die Karten müssen mit hinrei-
chender Klarheit erkennen lassen, welche 
Grundstücke zum Schutzgebiet und seinen 
einzelnen Zonen gehören. Im Zweifel gelten 
die Grundstücke als nicht zugehörig. 

(3) § 52 Absatz 5 WHG gilt auch für Anord-
nungen, die die ordnungsgemäße Nutzung im 
Rahmen des Erwerbsgartenbaus einschrän-
ken. 

  

§ 43 
Verfahren zur Festsetzung von 

Wasserschutzgebieten 
(zu § 51 Absatz 1 WHG) 

 
§ 43 

Verfahren zur Festsetzung von 
Wasserschutzgebieten 
(zu § 51 Absatz 1 WHG) 

(1) Die Festsetzung eines Wasserschutzge-
bietes erfolgt durch die oberste Wasserbe-
hörde auf Antrag des Begünstigten oder von 
Amts wegen. Die für die Festsetzung eines 
Wasserschutzgebietes nach § 51 Absatz 1 
Nummer 1 WHG erforderlichen Unterlagen, 
insbesondere Karten, Pläne und Gutachten, 
sind von dem durch die Festsetzung Begüns-
tigten in Abstimmung mit der obersten Was-
serbehörde zu erstellen und dieser vorzule-
gen. Kommt der Begünstigte seiner Verpflich-
tung nicht nach, so hat er der Wasserbehörde 
die für die Erstellung der Unterlagen entste-
henden Kosten zu erstatten. Begünstigter ist 
derjenige, dessen Fassungsanlagen durch 
die Schutzgebietsverordnung geschützt wer-
den soll. 

  unverändert 

(2) Vor dem Erlass einer Verordnung nach 
§ 51 Absatz 1 WHG holt die oberste Wasser-
behörde die Stellungnahmen der Behörden 
ein, deren Aufgabenbereich durch das Vorha-
ben berührt wird. 

  

(3) Auf Veranlassung der obersten Wasserbe-
hörde ist der Verordnungsentwurf nach Ab-
satz 2 mit den zugehörigen Unterlagen wie 
Karten, Gutachten, Beschreibungen in den 
Städten, amtsfreien Gemeinden und Ämtern, 
die im voraussichtlichen Geltungsbereich der 
Verordnung liegen, einen Monat zur Einsicht 
auszulegen. Jede oder jeder, deren oder des-
sen Belange durch die geplante Verordnung 
voraussichtlich berührt werden, kann bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der obers-
ten Wasserbehörde, der Stadt, der amtsfreien 
Gemeinde oder dem Amt Anregungen vor-
bringen oder Bedenken gegen den Verord-
nungsentwurf erheben. 
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(4) Die Städte, amtsfreien Gemeinden und 
Ämter, in denen der Verordnungsentwurf und 
die Unterlagen auszulegen sind, haben die 
Auslegung mindestens eine Woche vorher 
örtlich bekannt zu machen. In der Bekanntma-
chung ist darauf hinzuweisen, 

  

1. wo und in welchem Zeitraum der Verord-
nungsentwurf zur Einsicht ausgelegt ist, 

  

2. dass etwaige Anregungen und Bedenken 
bei den in der Bekanntmachung zu be-
zeichnenden Stellen innerhalb der Ein-
wendungsfrist vorzubringen sind und 

  

3. dass bei Ausbleiben von Personen, die 
Anregungen vorgebracht oder Bedenken 
erhoben haben, in dem Erörterungstermin 
auch ohne sie verhandelt werden kann 
und verspätete Anregungen und Beden-
ken bei der Erörterung und Entscheidung 
unberücksichtigt bleiben können. 

  

Darüber hinaus sind in der Bekanntmachung 
der räumliche Geltungsbereich der geplanten 
Verordnung und die Einteilung in Schutzzo-
nen grob zu beschreiben. 

  

(5) Wird durch eine spätere Änderung des 
Verordnungsentwurfes das Gebiet einer an-
deren Gemeinde nicht nur unerheblich betrof-
fen oder wird der Verordnungsentwurf in sei-
nen Grundzügen verändert, so ist das Verfah-
ren nach den Absätzen 2 bis 4 zu wiederho-
len. 

  

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwen-
den, wenn eine Verordnung nur unwesentlich 
geändert oder dem geltenden Recht ange-
passt werden soll. 

  

(7) Auf eine Auslegung kann verzichtet wer-
den, wenn der Kreis der Betroffenen bekannt 
ist und ihnen innerhalb angemessener Frist 
Gelegenheit gegeben wird, den Verordnungs-
entwurf einzusehen. 

  

(8) Nach Ablauf der Frist nach Absatz 3 
Satz 2 hat die oberste Wasserbehörde die 
rechtzeitig vorgebrachten Anregungen oder 
Bedenken gegen das Vorhaben und die Stel-
lungnahmen der Behörden mit dem Träger 
der Wasserversorgung, den Behörden sowie 
den Personen, die Anregungen vorgebracht 
oder Bedenken erhoben haben, zu erörtern. 
Die Behörden, der Träger der Wasserversor-
gung und diejenigen, die Anregungen vorge-
bracht oder Bedenken erhoben haben, sind 
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von dem Erörterungstermin zu benachrichti-
gen. 

Teil 4 
Abwasserbeseitigung 

 
Teil 4 

Abwasserbeseitigung 

§ 44 
Pflicht zur Abwasserbeseiti-

gung 
(zu § 54 Absatz 2, § 56 WHG) 

 
§ 44 

Pflicht zur Abwasserbeseiti-
gung 

(zu § 54 Absatz 2, § 56 WHG) 

(1) Die Gemeinden sind zur Abwasserbeseiti-
gung im Rahmen der Selbstverwaltung ver-
pflichtet, soweit in den nachfolgenden Vor-
schriften nichts anderes bestimmt ist. Sie kön-
nen sich zur Erfüllung dieser Aufgabe Dritter 
bedienen. Ergänzend zu § 54 Absatz 2 WHG 
umfasst die Verpflichtung zur Abwasserbesei-
tigung auch das Einsammeln und Abfahren 
des in abflusslosen Gruben gesammelten Ab-
wassers und die Einleitung und Behandlung in 
Abwasserbeseitigungsanlagen. 

 (1) Die Gemeinden sind zur Abwasserbeseiti-
gung im Rahmen der Selbstverwaltung ver-
pflichtet, soweit in den nachfolgenden Vor-
schriften nichts anderes bestimmt ist. Sie kön-
nen sich zur Erfüllung dieser Aufgabe Dritter 
bedienen. Ergänzend zu § 54 Absatz 2 WHG 
umfasst die Verpflichtung zur Abwasserbesei-
tigung auch das Einsammeln und Abfahren 
des in abflusslosen Gruben gesammelten Ab-
wassers und die Einleitung und Behandlung in 
Abwasserbeseitigungsanlagen. Die Abwas-
serbeseitigung kann auch mit Hilfe von zu 
diesem Zweck errichteten offenen Anlagen 
zum Sammeln, Fortleiten und Versickern 
des Abwassers (z. B. Mulden oder offene 
Gräben) erfolgen. Die Anlagen nach Satz 4 
sind keine Gewässer. 

(2) Abwasser ist von denjenigen, bei denen es 
anfällt, der oder dem Beseitigungspflichtigen 
zu überlassen. Absatz 5 bleibt unberührt. 

 (2) unverändert 

(3) Die Gemeinden regeln die Abwasserbe-
seitigung durch Satzung (Abwassersatzung) 
und schreiben darin insbesondere vor, wie 
und in welcher Zusammensetzung und Be-
schaffenheit ihnen das Abwasser zu überlas-
sen ist und welches Abwasser nicht oder auf-
grund von § 48 nur mit einer Genehmigung o-
der nach einer Vorbehandlung überlassen 
werden darf. Die Abwassersatzung ist örtlich 
bekannt zu machen. Es ist ausreichend, die 
Anlagen der Abwassersatzung zur Einsicht-
nahme bereitzuhalten. In der Bekanntma-
chung der Abwassersatzung ist darauf hinzu-
weisen, wo die Abwassersatzung und die An-
lagen eingesehen werden können. Das Be-
nutzungsverhältnis kann öffentlich-rechtlich o-
der privatrechtlich ausgestaltet werden. Für 
die Erhebung von Gebühren und Entgelten 
gelten die Vorschriften des Kommunalabga-
bengesetzes mit der Maßgabe, dass bei de-
ren Bemessung für die zentrale Abwasserbe-
seitigung die vorhersehbaren späteren Kos-
ten für die Entschlammung von Abwasseran-
lagen berücksichtigt werden können. Hat ein 

 (3) unverändert 
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Indirekteinleiter aufgrund von § 48 Anforde-
rungen zu erfüllen, ist er insoweit abwasser-
beseitigungspflichtig. 

(4) Die Gemeinden können in ihrer Abwasser-
satzung regeln, dass in ihrem Gemeindege-
biet oder in Teilen davon Anlagen zur Nut-
zung, Versickerung, Verdunstung oder loka-
len Rückhaltung von Niederschlagswasser 
vorgeschrieben werden, soweit wasserwirt-
schaftliche Belange (insbesondere Versicke-
rungsfähigkeit, Grundwasserabstand) oder 
gesundheitliche Belange nicht entgegenste-
hen. Die Satzungsregelung kann als Festset-
zung in den Bebauungsplan aufgenommen 
werden. § 10 Absatz 3 des Baugesetzbuchs 
findet unter Ausschluss der übrigen Voraus-
setzungen des Baugesetzbuchs auf diese 
Festsetzung Anwendung. 

 (4) unverändert 

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 ist an-
stelle der Gemeinde zur Beseitigung verpflich-
tet: 

 (5) unverändert 

1. für das durch landwirtschaftlichen Ge-
brauch verunreinigte Abwasser, das dazu 
bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forst-
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte 
Böden aufgebracht zu werden, diejenige 
oder derjenige, bei der oder dem das Ab-
wasser anfällt, 

  

2. für das verunreinigte Niederschlagswas-
ser nach § 19 Absatz 5 der Verordnung 
über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen vom 18. April 2017 
(BGBl. I S. 905), die Betreiberin oder der 
Betreiber der Biogasanlage, wenn die ord-
nungsgemäße Beseitigung als Abwasser 
erfolgt.. 

  

§ 45 
Übertragung der Abwasserbe-
seitigungspflicht auf Eigentü-
mer, Nutzungsberechtigte und 

Anlagenbetreiber 

 
§ 45 

Übertragung der Abwasserbe-
seitigungspflicht auf Eigentü-
mer, Nutzungsberechtigte und 

Anlagenbetreiber 

(1) Die Gemeinde kann die Abwasserbeseiti-
gungspflicht nach Maßgabe der Absätze 2 bis 
4 durch Satzung übertragen. Die Satzung be-
darf insoweit der Genehmigung der Wasser-
behörde.  

  unverändert 

(2) Die Gemeinde kann in der Abwassersat-
zung für einzelne Grundstücke oder für be-
stimmte Teile ihres Gebietes die Beseitigung 
von häuslichem Schmutzwasser durch Be-
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trieb von Kleinkläranlagen auf die Grund-
stückseigentümerinnen oder -eigentümer o-
der die Nutzungsberechtigten eines Grund-
stücks übertragen, wenn die Übernahme des 
Schmutzwassers technisch oder wegen der 
unverhältnismäßigen Kosten nicht möglich ist 
und eine gesonderte Beseitigung das Wohl 
der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. Die 
Verpflichtung zur Beseitigung des in Kleinklär-
anlagen anfallenden Schlamms bleibt unbe-
rührt. Die Gewässer, in die eingeleitet werden 
soll, sind in der Abwassersatzung zu bezeich-
nen.  

(3) In der Abwassersatzung kann durch die 
Gemeinde die Pflicht zur Beseitigung von 
Schmutzwasser aus gewerblichen Betrieben 
und anderen Anlagen auf den gewerblichen 
Betrieb oder die Betreiberin oder den Betrei-
ber der Anlage übertragen werden, wenn das 
Schmutzwasser wegen seiner Art oder Menge 
nicht zusammen mit dem in Haushaltungen 
anfallenden Schmutzwasser beseitigt werden 
kann und eine gesonderte Beseitigung des 
Schmutzwassers das Wohl der Allgemeinheit 
nicht beeinträchtigt. Satz 1 gilt entsprechend 
für die Pflicht zur Beseitigung des beim ge-
werblichen Betrieb anfallenden Nieder-
schlagswassers, wenn technisch keine Mög-
lichkeit der Behandlung des Niederschlag-
wassers durch gemeindliche Anlagen besteht. 
Sollen kommunales Abwasser und Abwasser 
aus einem gewerblichen Betrieb gemeinsam 
behandelt werden, kann die Wasserbehörde 
die Abwasserbehandlung mit Zustimmung der 
betroffenen Gemeinde und des gewerblichen 
Betriebes auf diesen übertragen, wenn die 
Abwasserbehandlung durch den gewerbli-
chen Betrieb zweckmäßiger ist. 

  

(4) Die Gemeinde kann in der Abwassersat-
zung die Pflicht zur Beseitigung des anfallen-
den Niederschlagswassers auf die Grund-
stückseigentümerinnen oder Grundstücksei-
gentümer oder die Nutzungsberechtigten ei-
nes Grundstücks übertragen, sofern dies 
ohne unverhältnismäßige Kosten möglich und 
wasserwirtschaftlich sinnvoll ist. Die für die 
Beseitigung erforderlichen Anlagen müssen 
den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik entsprechen. Unbeschadet des Satzes 1 
kann die Gemeinde auf Antrag der Grund-
stückseigentümerin oder des Grundstücksei-
gentümers oder der oder des Nutzungsbe-
rechtigten des Grundstücks mit Zustimmung 
der Wasserbehörde die Pflicht zur Beseiti-
gung des Niederschlagswassers im Einzelfall 
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unter den Voraussetzungen des Satzes 1 auf 
diese oder diesen übertragen. 

(5) Zur Beseitigung von Niederschlagswas-
ser, das außerhalb von im Zusammenhang 
bebauten Ortslagen auf öffentlichen Ver-
kehrsanlagen anfällt, ist der Träger der Anla-
gen verpflichtet; soweit es innerhalb von im 
Zusammenhang bebauten Ortslagen anfällt, 
ist die Gemeinde zur Beseitigung verpflichtet. 
Auf öffentlichen Straßen anfallendes Nieder-
schlagswasser ist vom jeweiligen Träger der 
Straßenbaulast abzuleiten und zu beseitigen; 
in den Fällen des § 12 Absatz 2 StrWG trifft 
die Verpflichtung den Träger der Baulast für 
die Straßenentwässerungseinrichtungen. 

  

§ 46 
Übertragung der Abwasserbe-

seitigungspflicht auf Dritte 
(zu § 56 WHG) 

 
§ 46 

Übertragung der Abwasserbe-
seitigungspflicht auf Dritte 

(zu § 56 WHG) 

(1) Die Gemeinden können die Aufgabe der 
Abwasserbeseitigung zusammen mit dem 
Satzungsrecht durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag auf Wasser- und Bodenverbände, in 
denen sie Mitglied sind, übertragen. Die 
§ § 44 und 45 gelten entsprechend. Der öf-
fentlich-rechtliche Vertrag muss den Gemein-
den ein Kündigungsrecht einräumen. Der Ver-
trag bedarf der Genehmigung der Kommu-
nalaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der 
Wasserbehörde. 

 (1) unverändert 

(2) Die zur Abwasserbeseitigung Verpflichte-
ten können zu Zweckverbänden oder zu Ver-
bänden im Sinne des Wasserverbandsgeset-
zes zusammengeschlossen werden. Unbe-
schadet des § 7 des Gesetzes über kommu-
nale Zusammenarbeit (GkZ) vom 28. Februar 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21. Juni 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 528), ist ein Zusammenschluss 
insbesondere dann möglich, wenn dadurch 
eine Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit, insbesondere eine Gewässerverun-
reinigung, vermieden oder verringert oder die 
Abwasserbeseitigung insgesamt wirtschaftli-
cher gestaltet werden kann. Absatz 1 bleibt 
unberührt. 

 (2) unverändert 

(3) Wenn es aus Gründen des Allgemein-
wohls erforderlich ist, können die Gemeinden 
die Aufgabe der Abwasserbeseitigung zusam-
men mit dem Satzungsrecht ganz oder teil-
weise ortsnah auf andere Körperschaften des 
öffentlichen Rechts oder auf rechtsfähige An-

 (3) Wenn es aus Gründen des Allgemeinwohls 
erforderlich ist, können die Gemeinden die 
Aufgabe der Abwasserbeseitigung zusammen 
mit dem Satzungsrecht ganz oder teilweise 
ortsnah auf andere Körperschaften des öffent-
lichen Rechts oder auf rechtsfähige Anstalten 
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stalten des öffentlichen Rechts durch öffent-
lich-rechtlichen Vertrag übertragen. Der Ver-
trag bedarf der Genehmigung der Kommu-
nalaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der 
Wasserbehörde. § 18 Absatz 1 und 3 bis 6 
GkZ sowie die § § 19 und 21 GkZ finden An-
wendung. Die Körperschaft oder Anstalt wird 
im Umfang der ihr übertragenen Aufgaben ab-
wasserbeseitigungspflichtig. § 18 Absatz 2 
GkZ gilt mit der Maßgabe, dass den Gemein-
den in der Vereinbarung ein Mitwirkungsrecht 
bei der Erfüllung der Aufgabe einzuräumen 
ist. Die Übertragung auf eine rechtsfähige An-
stalt des öffentlichen Rechts darf nur befristet 
und widerruflich erfolgen. Absatz 1 Satz 2 und 
3 gilt entsprechend. § 106 a der Gemeinde-
ordnung bleibt in den Fällen der Übertragung 
der Aufgabe der Abwasserbeseitigung auf ein 
eigenes Kommunalunternehmen unberührt. 

des öffentlichen Rechts durch öffentlich-recht-
lichen Vertrag übertragen. Der Vertrag bedarf 
der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbe-
hörde im Einvernehmen mit der Wasserbe-
hörde. § 18 Absatz 1 und 3 bis 6 GkZ sowie 
die § § 19 und 21 GkZ finden Anwendung. Die 
Körperschaft oder Anstalt wird im Umfang der 
ihr übertragenen Aufgaben abwasserbeseiti-
gungspflichtig. § 18 Absatz 2 GkZ gilt mit der 
Maßgabe, dass den Gemeinden in der Verein-
barung ein Mitwirkungsrecht bei der Erfüllung 
der Aufgabe einzuräumen ist. Die Übertra-
gung auf eine rechtsfähige Anstalt des öffent-
lichen Rechts darf nur befristet und widerruf-
lich erfolgen. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. Im Falle einer Kündigung nach 
Satz 7 und der damit verbundenen Rück-
übertragung der Aufgabe der Abwasserbe-
seitigung auf die Gemeinde endet ab dem 
Zeitpunkt der Rückübertragung die Mit-
gliedschaft der Gemeinde in dem Zweck-
verband nach § 2 GkZ, sofern die Ge-
meinde keine weiteren Aufgaben auf den 
Zweckverband übertragen hat. § 106 a der 
Gemeindeordnung bleibt in den Fällen der 
Übertragung der Aufgabe der Abwasserbesei-
tigung auf ein eigenes Kommunalunterneh-
men unberührt. 

§ 47 
Anforderungen an Abwas-

sereinleitungen 
(zu § § 57, 83 WHG) 

 
§ 47 

Anforderungen an Abwas-
sereinleitungen 

(zu § § 57, 83 WHG) 

Entsprechen Abwassereinleitungen nicht den 
Anforderungen nach § 57 WHG, eines Bewirt-
schaftungsplanes nach § 83 WHG oder ver-
bindlichen Vorschriften internationaler oder 
supranationaler Vereinbarungen, ordnet die 
Wasserbehörde die erforderlichen Maßnah-
men an, damit die Einleitungen innerhalb ei-
ner angemessenen Frist den Anforderungen 
entsprechen. 

  unverändert 

§ 48 
Einleiten von Abwasser in öf-

fentliche Abwasseranlagen (In-
direkteinleitung) 
(zu § 58 WHG) 

 
§ 48 

Einleiten von Abwasser in öf-
fentliche Abwasseranlagen (In-

direkteinleitung) 
(zu § 58 WHG) 

(1) Der Indirekteinleiter hat mindestens einen 
Monat vor der beabsichtigten Einleitung des 
Abwassers in eine öffentliche Abwasseran-
lage bei der zuständigen Behörde einen voll-
ständigen Antrag auf Genehmigung zu stellen 

 (1) unverändert 
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oder die Einleitung anzuzeigen. Für Genehmi-
gungen gemäß § 58 Absatz 1 Satz 1 WHG gilt 
§ 13 Absatz 2 Nummer 3 WHG entsprechend. 

(2) Die Genehmigung nach § 58 WHG gilt als 
widerruflich erteilt, wenn 

 (2) Die Genehmigung nach § 58 WHG gilt als 
widerruflich erteilt, wenn 

1. eine serienmäßig hergestellte Abwasser-
vorbehandlungsanlage verwendet wird, 
bei der die Anforderungen der Abwasser-
verordnung als eingehalten gelten, 

 1.  unverändert 

2. die Anlage entsprechend der allgemein 
bauaufsichtlichen oder nach Landesrecht 
erfolgten Zulassung und den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik einge-
baut, betrieben, gewartet und überprüft 
wird und 

 2. die Anlage entsprechend der allgemein 
Bauartgenehmigung oder der allgemein 
bauaufsichtlichen Zulassung oder der 
nach Landesrecht erfolgten Zulassung so-
wie nach § 60 Absatz 1 Satz 2 WHG ein-
gebaut, betrieben, gewartet und überprüft 
wird und 

3. die Indirekteinleitung angezeigt ist.  3. unverändert 

(3) Zuständig für die Genehmigung der Indi-
rekteinleitung nach § 58 WHG sind die Ge-
meinden als Träger der Abwasserbeseiti-
gungspflicht oder diejenigen, auf die die Auf-
gabe nach § 46 übertragen worden ist. Sie 
überwachen alle im Zusammenhang mit der 
Indirekteinleitung stehenden Verpflichtungen 
und treffen zur Abwehr von Zuwiderhandlun-
gen hiergegen sowie zur Abwehr von Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit, die von der 
Indirekteinleitung und von den mit dieser in 
Zusammenhang stehenden Abwasseranla-
gen ausgehen, die nach pflichtgemäßem Er-
messen erforderlichen Maßnahmen. Kommt 
die Betreiberin oder der Betreiber einer Ver-
pflichtung nach § 60 Absatz 2 WHG nicht 
nach, ordnet der Träger der Abwasserbeseiti-
gungspflicht die erforderlichen Maßnahmen 
unter Fristsetzung an. Die Aufgaben werden 
zur Erfüllung nach Weisung wahrgenommen. 

 (3) unverändert 

(4) Für vorhandene Indirekteinleitungen, die 
nicht den Anforderungen nach § 58 Absatz 2 
WHG entsprechen, sind die erforderlichen 
Maßnahmen bis zum 1. Januar 2022 durchzu-
führen. Bei vorhandenen Indirekteinleitungen 
kann die nach Absatz 2 Nummer 3 erforderli-
che Anzeige bis zum 1. Juli 2020 erfolgen. 

 (4) unverändert 

(5) Der Träger der Abwasserbeseitigungs-
pflicht hat ein Verzeichnis aller Indirekteinlei-
tungen aus gewerblichen und nicht gewerbli-
chen Betrieben zu führen (Indirekteinleiterka-
taster). Das Verzeichnis hat Angaben über die 
Art, Herkunft, Menge und die genehmigte 
Qualität des indirekt eingeleiteten Abwassers 
zu enthalten. Das Indirekteinleiterkataster ist 

 (5) unverändert 
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der oberen Wasserbehörde in einem von die-
ser vorgegebenen Datenformat bis zum 1. Ja-
nuar 2022 und auf Anforderung vorzulegen. 

(6) Wer der Überwachung durch den Träger 
der Abwasserbeseitigungspflicht unterliegt, 
hat die Kosten für die Überwachung zu tra-
gen.  

 (6) unverändert 

§ 49 
Einleiten von Abwasser in pri-

vate Abwasseranlagen 
(zu § 59 WHG) 

 
§ 49 

Einleiten von Abwasser in pri-
vate Abwasseranlagen 

(zu § 59 WHG) 

(1) Für Einleitungen von gewerblichem Ab-
wasser durch Dritte in private Abwasseranla-
gen gilt § 48 Absatz 1 und 2 entsprechend. 
Eine Genehmigung gilt im Sinne von § 48 Ab-
satz 2 als erteilt, wenn durch vertragliche Re-
gelungen zwischen dem Betreiber der priva-
ten Abwasseranlage und dem Einleiter die 
Einhaltung der Anforderungen nach § 58 Ab-
satz 2 WHG sichergestellt und die Einleitung 
der zuständigen Behörde angezeigt ist. 

  unverändert 

(2) § 48 Absatz 5 gilt entsprechend.   

§ 50 
Beseitigung von Stoffen zu-

sammen mit Abwasser 
(zu § 55 Absatz 3 WHG und 
§ 58 Absatz 1 Satz 3 WHG) 

 
§ 50 

Beseitigung von Stoffen zu-
sammen mit Abwasser 

(zu § 55 Absatz 3 WHG und 
§ 58 Absatz 1 Satz 3 WHG) 

Die Einleitung von flüssigen Stoffen, die kein 
Abwasser sind, in öffentliche und private Ab-
wasseranlagen bedarf der Genehmigung der 
Wasserbehörde. 

  unverändert 

§ 51 
Bau und Betrieb von Abwas-

seranlagen 
(zu § 60 WHG) 

 
§ 51 

Bau und Betrieb von Abwas-
seranlagen 

(zu § 60 WHG) 

(1) Als nach § 60 Absatz 1 WHG jeweils in Be-
tracht kommende Regeln der Technik für die 
Errichtung und den Betrieb von Abwasseran-
lagen gelten auch die technischen Bestim-
mungen, die von der obersten Wasserbe-
hörde durch öffentliche Bekanntmachung im 
Amtsblatt für Schleswig-Holstein eingeführt 
werden. 

  unverändert 

(2) Kommt die Betreiberin oder der Betreiber 
der Verpflichtung nach § 60 Absatz 2 WHG 
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nicht nach, ordnet die Wasserbehörde die er-
forderlichen Maßnahmen unter Fristsetzung 
an. 

(3) Die Abwasseranlagen sind entsprechend 
den Regeln der Technik hochwassersicher zu 
errichten und zu betreiben. Zur Unterhaltung 
der Anlagen gehören insbesondere auch Vor-
kehrungen, um durch Störungen im Betrieb 
der Anlage oder durch Reparaturen verur-
sachte Verschlechterungen der Ablaufwerte 
zu vermeiden. Für den Betrieb nach § 60 Ab-
satz 1 WHG ist in ausreichender Zahl Perso-
nal zu beschäftigen, das eine geeignete Aus-
bildung besitzt. 

  

(4) Regenrückhaltebecken sind technische 
Anlagen zur Regenwasserrückhaltung. Ihre 
bestimmungsgemäße Funktionsfähigkeit ist 
zu erhalten. 

  

§ 52 
Genehmigung für Abwasser-
behandlungsanlagen und Re-

genrückhaltebecken 
(zu § 60 Absatz 3 und 7 WHG) 

 
§ 52 

Genehmigung für Abwasser-
behandlungsanlagen und Re-

genrückhaltebecken 
(zu § 60 Absatz 3 und 7 WHG) 

(1) Die Errichtung, der Betrieb sowie die we-
sentliche Änderung von Abwasserbehand-
lungsanlagen, die nicht unter § 60 Absatz 3 
WHG fallen, sowie von Regenrückhaltebe-
cken sind genehmigungspflichtig. Die Geneh-
migungspflicht entfällt für 

  unverändert 

1. Anlagen zum Behandeln von häuslichem 
Schmutzwasser, bei denen der Schmutz-
wasseranfall 8 m3/d nicht übersteigt, 

  

2. Abwasserbehandlungsanlagen, für die 
nach den bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften auch hinsichtlich wasserrechtli-
cher Anforderungen Verwendbarkeits-, 
Anwendbarkeits- und Übereinstimmungs-
nachweise zu führen sind, 

  

3. Abwasservorbehandlungsanlagen, soweit 
sie nicht nach § 60 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 3 WHG der Genehmigungspflicht un-
terliegen,  

  

4. Abwasserbehandlungsanlagen nach 
Maßgabe des Absatz es 3 und 

  

5. Regenrückhaltebecken, soweit diese an 
die Kanalisation des Abwasserbeseiti-
gungspflichtigen angeschlossen werden. 

  

(2) Darüber hinaus kann die oberste Wasser-
behörde durch Verordnung weitere Anlagen 
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von der Genehmigungspflicht nach Absatz 1 
ausnehmen, insbesondere wenn die Anlagen 
und ihr Betrieb von wasserwirtschaftlich unter-
geordneter Bedeutung sind oder wenn Anfor-
derungen in technischen Regelwerken oder in 
Bundes- oder Landesrecht eine weitere Ge-
nehmigungspflicht entbehrlich machen. 

(3) Abwasserbehandlungsanlagen können 
durch das Deutsche Institut für Bautechnik der 
Bauart nach zugelassen werden, wenn sie se-
rienmäßig hergestellt werden und nicht unter 
die Bestimmungen nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 fallen. Die Bauartzulassung kann 
inhaltlich beschränkt, befristet und unter Auf-
lagen erteilt werden. Bauartzulassungen an-
derer Länder gelten auch in Schleswig-Hol-
stein. 

  

§ 53 
Zulassung von Untersu-

chungsstellen und Fachkundi-
gen 

(zu § § 58 und 61 WHG) 

 
§ 53 

Zulassung von Untersu-
chungsstellen und Fachkundi-

gen 
(zu § § 58 und 61 WHG) 

(1) Die oberste Wasserbehörde kann durch 
Verordnung die Aufgaben bestimmen, die 
durch von der oberen Wasserbehörde zuge-
lassene Untersuchungsstellen oder Fachkun-
dige durchzuführen sind. Sie kann in der Ver-
ordnung die Voraussetzungen für die Zulas-
sung festlegen und dabei insbesondere 

  unverändert 

1. die personelle und betriebliche Ausstat-
tung der Untersuchungsstellen einschließ-
lich der Fachkunde und der Zuverlässig-
keit der betriebsleitenden Personen, 

  

2. die Anforderungen für die Sicherung der 
Qualität der Prüf- und Untersuchungser-
gebnisse einschließlich der Teilnahme an 
wiederkehrenden Maßnahmen zur exter-
nen Qualitätssicherung, 

  

3. die Voraussetzungen für einen Widerruf 
der Zulassung, 

  

4. den Rahmen für die Höhe der Vergütung 
und die Erstattung von Auslagen der Un-
tersuchungsstellen 

  

regeln.   

(2) Weist eine Untersuchungsstelle oder eine 
Fachkundige oder ein Fachkundiger eine gül-
tige und vollständige Akkreditierung eines 
evaluierten Akkreditierungssystemes nach, 
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soll die obere Wasserbehörde diese bei ihrer 
Zulassungsentscheidung berücksichtigen.. 

Teil 5 
Gewässerausbau 

 
Teil 5 

Gewässerausbau 

§ 54 
Besondere Pflichten hinsicht-

lich des Ausbaues 
(zu § § 67 bis 71 WHG) 

  unverändert 

Soweit es zur Vorbereitung oder zur Durch-
führung des Ausbauunternehmens erforder-
lich ist, haben Anliegerinnen oder Anlieger 
und Hinterliegerinnen oder Hinterlieger nach 
vorheriger Ankündigung zu dulden, dass die 
Ausbauunternehmerin oder der Ausbauunter-
nehmer oder deren oder dessen Beauftragte 
die Grundstücke betreten und vorübergehend 
benutzen. Entstehen Schäden, so kann die o-
der der Geschädigte Schadenersatz verlan-
gen. 

  

§ 55 
Vorteilsausgleich 

(zu § § 67 bis 71 WHG) 

  

(1) Die Eigentümerinnen oder Eigentümer der 
Ufergrundstücke haben zum Ausbau der Ufer, 
soweit er nach dem festgestellten Plan zur Er-
haltung, Sicherung oder Verbesserung des 
Wasserabflusses im Gewässer erforderlich 
ist, der Unternehmerin oder dem Unterneh-
mer einen angemessenen Kostenbeitrag zu 
leisten. Der Beitrag darf die Vorteile nicht 
übersteigen, die den Eigentümerinnen oder 
Eigentümern durch Sicherung des Bestandes 
ihrer Ufergrundstücke erwachsen. 

  

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Aus-
bau unter der Uferlinie durchgeführt werden 
muss, um einer künftigen Behinderung des 
Wasserabflusses durch Uferabbrüche vorzu-
beugen. 

  

§ 56 
Pflicht zum Ausbau 

(zu § § 67 bis 71 WHG) 

  

(1) Bei Gewässern zweiter Ordnung kann die 
Wasserbehörde diejenigen, die gemäß § 30 
die Unterhaltungspflicht erfüllen, zulasten der 
Unterhaltungspflichtigen zum Ausbau ver-
pflichten, wenn die in § 27 WHG genannten 
Bewirtschaftungsziele dies erfordern und das 
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Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG ent-
sprechende Ausbaumaßnahmen vorsieht. Es 
können insbesondere Art und Umfang der 
Ausbaumaßnahmen und die hierfür einzuhal-
tenden Fristen bestimmt werden. 

(2) Legt der Ausbau den nach Absatz 1 Ver-
pflichteten Lasten auf, die in keinem Verhält-
nis zu dem den Unterhaltungspflichtigen er-
wachsenden Vorteil und deren Leistungsfä-
higkeit stehen, hat sich das Land an der Auf-
bringung der Kosten angemessen zu beteili-
gen und die Verpflichteten hierdurch ausrei-
chend zu entlasten. 

  

Teil 6 
Küsten- und Hochwasser-

schutz 

  

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

  

§ 57 
Grundsätze des Küsten- und 

Hochwasserschutzes 

  

(1) Küsten- und Hochwasserschutz ist eine 
Aufgabe derjenigen, die davon Vorteile ha-
ben, soweit nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen nicht andere dazu verpflichtet 
sind. 

  

(2) Die Wasser- und Küstenschutzbehörden 
haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit für das 
Hochwasserrisikomanagement auf eine Be-
grenzung der Hochwasserrisiken hinzuwir-
ken. Zum Hochwasserrisikomanagement 
zählen alle Maßnahmen der Vermeidung, des 
Schutzes und der Vorsorge, die dem Schutz 
der Bevölkerung und der Sachgüter vor Küs-
ten- und Flusshochwasser dienen. 

  

§ 58 
Begriffsbestimmungen 

  

(1) Küstenschutz ist der Schutz der Küstenge-
biete vor Meeresüberflutungen und die Siche-
rung der Küsten gegen Uferrückgang und 
Erosion einschließlich der Sicherung der 
Wattgebiete. Der Küstenschutz unterteilt sich 
in: 

  

1. den Schutz der Küstengebiete vor Meere-
süberflutungen durch Neubau, Verstär-
kung und Unterhaltung von Deichen, Hal-
ligwarften, Sperrwerken und sonstigen 
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Hochwasserschutzanlagen (Küstenhoch-
wasserschutz); 

2. die Sicherung der Küsten gegen Uferrück-
gang und Erosion durch Neubau, Verstär-
kung, Unterhaltung von Buhnen, Deck-
werken, Sicherungsdämmen, durch Erhalt 
des Deichvorlandes sowie durch andere 
Maßnahmen (Küstensicherung). 

  

Den Küsten und Küstengebieten gleichge-
stellt sind die Niederungen und Ufer, die im 
Einflussbereich der Meere liegen.  

  

(2) Flächenhafter Küstenschutz ist die Siche-
rung der Wattgebiete in ihrer wellendämpfen-
den Wirkung vor Küstenschutzanlagen und 
der Küste. 

  

(3) Deiche sind künstliche, wallartige Boden-
aufschüttungen mit befestigten Böschungen, 
die zum Schutz von Gebieten gegen Über-
schwemmungen durch Sturmfluten oder ab-
fließendes Oberflächenwasser errichtet wer-
den. 

  

(4) Deichvorland ist das bewachsene Land 
zwischen der wasserseitigen Grenze des äu-
ßeren Schutzstreifens eines Deiches und der 
Uferlinie.  

  

(5) Sicherungsdämme sind künstliche, wallar-
tige Erhöhungen, die dazu dienen, schädliche 
Umströmungen von Inseln und Halligen zu 
unterbinden und zur langfristigen Stabilität 
des Wattenmeeres beitragen. 

  

(6) Dämme sind künstliche, wallartige Erhö-
hungen, die zu anderen Zwecken errichtet 
werden, jedoch auch dem Hochwasserschutz 
dienen können. 

  

(7) Halligwarften sind flächenhafte Aufhöhun-
gen auf Halligen zum Schutz vor Sturmfluten. 

  

(8) Sonstige Hochwasserschutzanlagen sind 
technische Einrichtungen wie Wände, Mauern 
und andere Anlagen, die wie Deiche dem 
Hochwasserschutz dienen. Den sonstigen 
Hochwasserschutzanlagen gleichgestellt sind 
die zur Küstensicherung im Sinne des § 60 
Absatz 6 auf dem Meeresboden oder dem 
Meeresstrand vorgenommenen Vor- und Auf-
spülungen und Aufschüttungen einschließlich 
der hieraus landwärts der Uferlinie durch Wel-
len- oder Windeinfluss gebildeten Anhäufun-
gen von Sand. 

  

(9) Sperrwerke sind Bauwerke mit Sperrvor-
richtungen, die dem Schutz eines Gebiets vor 
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erhöhten Außenwasserständen zu dienen be-
stimmt sind. 

(10) Meeresstrand ist der aus Sand, Kies, Ge-
röll, Geschiebelehm oder ähnlichem Material 
bestehende und im Wirkungsbereich der Wel-
len liegende Küstenstreifen, der seeseitig 
durch die Uferlinie und landseitig durch den 
Beginn des geschlossenen Pflanzenwuchses, 
den Böschungsfuß von Steilufern und Dünen, 
den Deichfuß oder aber einer baulichen An-
lage begrenzt wird. 

  

(11) Dünen sind oberhalb des Meeresstran-
des in der Regel durch Windeinfluss gebildete 
Anhäufungen von Sand. 

  

(12) Strandwälle sind die von der Brandung im 
Bereich oberhalb der Uferlinie gebildete An-
häufungen von Sand, Kies und Geröll. 

  

(13) Steilufer sind oberhalb des Meeresstran-
des oder der Uferlinie dem Wellenangriff aus-
gesetzte, steil ansteigende natürliche Gelän-
destufen. 

  

§ 59 
Hochwasserrisikogebiete 

(zu § § 73, 74 WHG) 

  

(1) Hochwasserrisikogebiete nach § 73 WHG 
werden von der obersten Wasserbehörde in 
den Hochwassergefahrenkarten und Hoch-
wasserrisikokarten nach § 74 WHG bekannt 
gemacht. Bei Hochwasserrisikogebieten an 
der Küste ergeben sich Risiken aus Meeres-
überflutungen, an oberirdischen Gewässern 
aus Überflutungen durch Flusshochwasser. 

  

(2) Als Küstengebiete, innerhalb derer ent-
sprechend § 73 Absatz 1 WHG die aus ein-
dringendem Meerwasser resultierenden 
Hochwasserrisiken zu bewerten sind, gelten 
die von der obersten Wasserbehörde anhand 
hydrologischer Kenngrößen ermittelten und in 
den Hochwasserrisikomanagementplänen 
abgegrenzten Gebiete. 

  

§ 60 
Öffentliche Aufgaben 

  

(1) Der Bau, die Verstärkung und die Unter-
haltung von Deichen, Sicherungsdämmen, 
Dämmen und sonstigen Hochwasserschutz-
anlagen, die im Interesse des Wohls der All-
gemeinheit erforderlich sind, ist eine öffentli-
che Aufgabe. Sie obliegt 
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1. hinsichtlich der Landesschutzdeiche (§ 65 
Nummer 1) dem Land,  

  

2. hinsichtlich der Regionaldeiche (§ 65 
Nummer 2) auf den Halligen und Inseln 
und der Sicherungsdämme (§ 58 Ab-
satz 5) zu den Halligen und Inseln, mit 
Ausnahme des Hindenburgdammes, dem 
Land, vorbehaltlich bestehender abwei-
chender Verpflichtungen, 

  

3. hinsichtlich aller übrigen Regionaldeiche 
(§ 65 Nummer 2), der Mittel- und Binnen-
deiche (§ 65 Nummer 3 und 4) und der 
Dämme (§ 58 Absatz 6) den Wasser- und 
Bodenverbänden. Ist die Bildung eines 
Wasser- und Bodenverbandes unzweck-
mäßig, so sind die Gemeinden bau- und 
unterhaltungspflichtig. Bestehende Ver-
pflichtungen anderer bleiben unberührt. 

  

Die Unterhaltungspflicht kann durch öffent-
lich-rechtlichen Vertrag auf einen Dritten über-
tragen werden; der Vertrag bedarf der Geneh-
migung der Küstenschutzbehörde oder der 
Wasserbehörde. 

  

(2) Der Bau, die Verstärkung und die Unter-
haltung von Halligwarften obliegen, soweit 
dies im Interesse des Wohls der Allgemeinheit 
erforderlich ist, den Gemeinden. Das Land 
nimmt den Bau und die Verstärkung von Hal-
ligwarften für die Gemeinden wahr, soweit 
dies aus Gründen des Küstenschutzes erfor-
derlich ist. 

  

(3) Die Unterhaltung und der Betrieb der 
Sperrwerke in Landesschutzdeichen obliegen 
dem Land, soweit nicht ein anderer dazu ge-
setzlich oder vertraglich verpflichtet ist. 

  

(4) Ist ungewiss oder streitig, wer zur Unter-
haltung eines Deiches oder sonstiger Hoch-
wasserschutzanlagen verpflichtet ist, so sind 
die Gemeinden vorläufig für die Unterhaltung 
zuständig. Die Gemeinden können von den 
Unterhaltungspflichtigen Ersatz ihrer Aufwen-
dungen verlangen. 

  

(5) Diejenigen, deren Grundstücke durch Dei-
che, Dämme oder sonstige Hochwasser-
schutzanlagen gemäß Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 3 geschützt werden, können zu den Kos-
ten des Baus und der Unterhaltung nach dem 
Maß ihres Vorteils herangezogen werden. Im 
Streitfall setzt die zuständige Wasserbehörde 
oder Küstenschutzbehörde nach Anhörung 
der Beteiligten den Beitrag fest. 
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(6) Die Inseln und Halligen sowie die Wattge-
biete im Sinne eines flächenhaften Küsten-
schutzes nach § 58 Absatz 2 zu sichern, ist 
Aufgabe des Landes. Sicherungsmaßnah-
men sind so zu treffen, wie es im Interesse 
des Wohls der Allgemeinheit und des Küsten-
schutzes erforderlich ist. Ansprüche Dritter er-
geben sich nicht. Bestehende Verpflichtungen 
anderer bleiben unberührt.  

  

(7) Die Sicherung des Deichvorlandes nach 
§ 58 Absatz 4 obliegt dem Land, soweit dies 
zur Erhaltung der Schutzfunktion der in der 
Unterhaltungsverpflichtung des Landes ste-
henden Deiche erforderlich ist. Absatz 6 
Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 

  

§ 61 
Förderung durch das Land 

  

(1) Das Land gewährt den Wasser- und Bo-
denverbänden und Gemeinden, die Deiche 
und Dämme nach § 60 zu unterhalten haben, 
auf Antrag einen Zuschuss zu ihren Aufwen-
dungen. § 38 Absatz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 

  

(2) § 56 gilt entsprechend, wenn Vorteilha-
bende zur Umsetzung von Maßnahmen aus 
Hochwasserrisikomanagementplänen gemäß 
§ 75 Absatz 1 WHG verpflichtet sind und 
dadurch unverhältnismäßig belastet werden.  

  

§ 62 
Hochwasser- und Sturmflut-

warnungen 
(zu § 79 Absatz 2 WHG) 

  

Die oberste Wasser- und die oberste Küsten-
schutzbehörde stellen den Behörden, deren 
Aufgabenbereiche berührt werden, und der 
Bevölkerung Informationen zum räumlich dif-
ferenzierten Hochwasserrisiko zur Verfügung. 
Vor einem zu erwartenden Hochwasser war-
nen sie die Bevölkerung und die Behörden, 
deren Aufgabenbereiche berührt werden, in 
geeigneter Form. Sie können die Aufgabe auf 
andere Behörden übertragen. 
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§ 63 
Zulassung von Bauten des 

Küstenschutzes, Planfeststel-
lung 

(zu § 68 WHG) 

  

(1) Das Errichten, Beseitigen, Verstärken oder 
wesentliche Umgestalten von Deichen, Siche-
rungsdämmen und Sperrwerken (Bauten des 
Küstenschutzes) in und an Küstengewässern, 
die dem Schutz gegen Sturmfluten oder in an-
derer Weise dem Küstenschutz dienen, be-
darf eines Planfeststellungsbeschlusses oder 
einer Plangenehmigung. 

  

(2) Die Verstärkung oder Änderung von Dei-
chen, Sicherungsdämmen oder Sperrwerken 
kann ohne Durchführung eines Planfeststel-
lungsverfahrens oder Plangenehmigungsver-
fahrens zugelassen werden, wenn 

  

1. es sich um eine Verstärkung oder Ände-
rung innerhalb des bereits bestehenden 
Deiches einschließlich des Zubehörs han-
delt oder das Vorhaben von unwesentli-
cher Bedeutung ist und 

  

2. nach dem Landes-UVP-Gesetz vom 13. 
Mai 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 246), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 773), keine Verpflichtung zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht. 

  

(3) Die für die Genehmigung nach Absatz 2 
zuständige Küstenschutzbehörde hat die 
nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten erforderlichen Zulassungen anderer Be-
hörden einzuholen und gleichzeitig mit ihrer 
Genehmigung auszuhändigen. Mit dem An-
trag gelten alle nach anderen öffentlich-recht-
lichen Vorschriften erforderlichen Anträge auf 
behördliche Zulassungen und Anzeigen als 
gestellt. Versagt eine andere Behörde, die 
nach anderen Vorschriften dazu befugt ist, 
ihre Zulassung, teilt sie dies unter Benachrich-
tigung der Küstenschutzbehörde der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller durch schrift-
lichen Bescheid mit. § 11 a des Landesnatur-
schutzgesetzes findet keine Anwendung. 

  

(4) § 17 WHG gilt entsprechend für die Zulas-
sung des vorzeitigen Beginns in einem Plan-
feststellungsverfahren und einem Plangeneh-
migungsverfahren. 

  



Drucksache 19/1763 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 54 - 

§ 64 
Duldungspflichten 

  

Soweit es zur Planung und zur Durchführung 
von Maßnahmen zum Bau oder zur Unterhal-
tung von Deichen, Sicherungsdämmen, Däm-
men, Sperrwerken, sonstigen Hochwasser-
schutzanlagen oder Küstenschutzanlagen er-
forderlich ist, haben die Eigentümerinnen oder 
Eigentümer und die Nutzungsberechtigten der 
anliegenden und hinterliegenden Grundstü-
cke nach Ankündigung zu dulden, dass die 
Bau- oder Unterhaltungspflichtigen oder de-
ren Beauftragte die Grundstücke betreten, vo-
rübergehend nutzen oder aus ihnen Bestand-
teile entnehmen, wenn diese anderweitig nur 
mit unverhältnismäßig hohen Kosten be-
schafft werden können. Entstehen Schäden, 
so können die Betroffenen Schadensersatz 
verlangen. Das Recht der Wasser- und Bo-
denverbände bleibt unberührt. 

  

Abschnitt 2 
Deiche, sonstige Hochwasser-

schutzanlagen 

  

§ 65 
Einteilung der Deiche 

  

Die Deiche werden nach ihrer Bedeutung und 
ihren Aufgaben in folgende Gruppen einge-
teilt: 

  

1. Landesschutzdeiche: 

Deiche mit hoher Schutzwirkung, die Küsten-
gebiete vor Sturmfluten, auch im Zusammen-
wirken mit einem weiteren Deich oder einer 
sonstigen Hochwasserschutzanlage (Deich-
anlagen), schützen; vorrangig sollen Leib und 
Leben von Menschen an ihren Wohnstätten 
sowie außergewöhnlich hohe Sachwerte ge-
schützt werden, 

  

2. Regionaldeiche: 

Deiche mit eingeschränkter Schutzwirkung, 
die Küstengebiete vor Sturmfluten schützen; 
als solche gelten auch die Halligdeiche, 

  

3. Mitteldeiche: 

Deiche, die dazu dienen, im Falle der Zerstö-
rung eines Landesschutzdeiches oder eines 
Regionaldeiches Überschwemmungen einzu-
schränken, 
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4. Binnendeiche: 

Deiche, die zum Schutz vor Überschwem-
mungen durch abfließendes Oberflächenwas-
ser dienen. 

  

§ 66 
Bestandteile und Abmessun-

gen der Deiche 

  

(1) Deiche bestehen aus dem Deichkörper 
und dem Deichzubehör. Zum Deichkörper ge-
hören alle Einbauten insbesondere Schleu-
sen, Siele, Stöpen, Deckwerke, Fußsicherun-
gen, Überschlagssicherungen, Treibselab-
fuhrwege, Mauern, Rampen und Deichvertei-
digungswege. Zum Deichzubehör gehören 
die Schutzstreifen beiderseits des Deichkör-
pers sowie Sicherungsanlagen, die unmittel-
bar der Erhaltung des Deichkörpers und der 
Schutzstreifen dienen. Bei Landesschutzdei-
chen ist der äußere Schutzstreifen 20 m, der 
innere Schutzstreifen 10 m breit. Bei Regio-
nal- und Mitteldeichen sind der äußere 
Schutzstreifen 10 m, der innere Schutzstrei-
fen jeweils 5 m breit. Binnendeiche haben 
Schutzstreifen von je 5 m Breite. 

  

(2) Die oberste Küstenschutzbehörde setzt 
den Sicherheitsstandard und die zugehörigen 
Bemessungsgrundlagen der Landesschutz-
deiche und der Regionaldeiche in der Zustän-
digkeit des Landes fest. 

  

(3) Die Sollabmessungen für Mittel- und Bin-
nendeiche sowie Regionaldeiche, die nicht 
unter Absatz 2 fallen, ergeben sich aus dem 
Plan oder dem Anlagenverzeichnis der oder 
des Bau- und Unterhaltungspflichtigen, ergän-
zend aus der Zulassung der Anlage. 

  

§ 67 
Deichkataster 

  

(1) Jeder Unterhaltungspflichtige hat für seine 
Küstenschutzanlagen oder Binnendeiche ein 
Kataster einzurichten, zu führen und bei bau-
lichen Veränderungen fortzuschreiben. Das 
Kataster muss enthalten: 

  

1. Lageplan, Längsschnitt und Querschnitte 
der Anlage sowie 

  

2. Angaben über besondere Bauwerke, Ein-
richtungen der Deichverteidigung, Eigen-
tum, genehmigte Benutzungen, die nicht 
nur vorübergehenden Zwecken dienen, 
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Rechte aufgrund besonderer Rechtstitel 
und Verpflichtungen Dritter.  

(2) Das Kataster ist nach Aufstellung und 
nach Fortschreibung der unteren Küsten-
schutzbehörde oder der unteren Wasserbe-
hörde vorzulegen. 

  

§ 68 
Widmung, Umwidmung, Ent-

widmung von Deichen 

  

(1) Ein Deich erhält die Eigenschaft eines 
Landesschutz-, Regional-, Mittel- oder Bin-
nendeiches durch Widmung. Wird ein Deich 
verbreitert, erhöht oder begradigt, so gelten 
die neu hinzukommenden Teile mit der Bau-
abnahme nach § 108 Absatz 1 als gewidmet. 
Deiche, die am 15. Januar 1981 nicht gewid-
met waren, gelten als gewidmet, und zwar als 
Deich derjenigen Gruppe im Sinne des § 65, 
der er seiner Aufgabe und Bedeutung nach 
angehört. 

  

(2) Haben sich Aufgabe oder Bedeutung ei-
nes Deiches geändert, ist er entsprechend 
umzuwidmen. 

  

(3) Deiche, die ihre Schutzfunktion im Sinne 
des § 65 verloren haben oder deren weitere 
Erhaltung im Interesse des Wohls der Allge-
meinheit nicht mehr geboten ist, sind zu ent-
widmen. 

  

(4) Die Widmung, Umwidmung oder Entwid-
mung wird auf Antrag des Bau- oder Unterhal-
tungspflichtigen von der obersten Küsten-
schutzbehörde oder der unteren Wasserbe-
hörde verfügt und im Amtsblatt für Schleswig-
Holstein bekannt gemacht. Dies gilt nicht für 
die in Absatz 1 Satz 2 genannten Fälle. In den 
Gemeinden, durch die der Deich verläuft, sind 
die Unterlagen zur Widmung, Umwidmung o-
der Entwidmung vier Wochen zur Einsicht 
auszulegen. Zeit und Ort der Auslegung sind 
öffentlich bekannt zu machen. Einwendungen 
gegen die Widmung, Umwidmung oder Ent-
widmung können diejenigen erheben, die Vor-
teile haben. Die Einwendungen sind spätes-
tens innerhalb von zwei Wochen nach Been-
digung der Auslegung schriftlich zu erheben. 
In der Bekanntmachung ist auf die Aus-
schlussfrist hinzuweisen. Die fristgerecht er-
hobenen Einwendungen werden unter Beteili-
gung des Unterhaltungspflichtigen erörtert.  

  

(5) Wird in einem förmlichen Verfahren auf-
grund anderer gesetzlicher Vorschriften ein 
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Deich gewidmet, entwidmet oder umgewid-
met, so gilt er als gewidmet, entwidmet oder 
umgewidmet, sobald die den Widmungsakt 
einschließende behördliche Entscheidung un-
anfechtbar geworden ist.  

§ 69 
Unterhaltung von Deichen und 
sonstigen Hochwasserschutz-

anlagen 

  

(1) Die Unterhaltung von Deichen umfasst die 
Pflicht, den Deich in seinem Bestand und in 
seinen Abmessungen so zu erhalten, dass er 
seinen Schutzzweck jederzeit erfüllen kann. 
Wenn ein Deich die in § 66 bestimmten Merk-
male nicht mehr besitzt, ist er so wiederherzu-
stellen, dass die vorgeschriebenen Anforde-
rungen erreicht werden. 

  

(2) Im Rahmen der Unterhaltung des Deiches 
hat die oder der Unterhaltungspflichtige insbe-
sondere 

  

1. die Grasnarbe so zu pflegen, dass sie 
dem Wasserangriff ausreichend Wider-
stand leisten kann, insbesondere An-
schwemmungen (Treibsel) so rechtzeitig 
zu entfernen, dass die Grasnarbe keinen 
Schaden erleidet, 

  

2. Beschädigungen des Deiches und der 
Grasnarbe unverzüglich zu beseitigen und 

  

3. für den Deich schädliche Tiere und Pflan-
zen zu bekämpfen. 

  

(3) Anlagen, die am oder im Deichkörper so-
wie am oder im Deichzubehör Bestandteile ei-
nes Deiches im Sinne von § 66 sind, sind von 
denjenigen zu unterhalten, die sie errichtet 
haben oder die sie betreiben. Unterhaltungs-
pflichten anderer bleiben unberührt. Die Un-
terhaltungspflichtigen haben die Anlagen ent-
sprechend den Anforderungen des Küsten-
schutzes zu unterhalten und die Kosten der 
Deichunterhaltung zu erstatten, die durch die 
Anlagen bedingt sind. 

  

(4) Die Unterhaltung von sonstigen Hochwas-
serschutzanlagen umfasst die Pflicht, die An-
lage in ihrem Bestand insoweit zu erhalten, 
dass deren Sicherungsfunktion gewährleistet 
wird. Zur Unterhaltung von Anlagen gemäß 
§ 58 Absatz 8 Satz 2 kann auch die Rückver-
lagerung der durch Wind und Wellen aus der 
sonstigen Hochwasserschutzanlage in die nä-
here Umgebung ausgetragenen Materialien 
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gehören; § 11a des Landesnaturschutzgeset-
zes findet keine Anwendung. 

§ 70 
Benutzungen von Deichen 

  

(1) Jede Benutzung des Deiches einschließ-
lich seines Zubehörs, die seine Funktionsfä-
higkeit beeinträchtigen kann, ist unzulässig. 
Insbesondere ist es verboten, auf oder in dem 
Deich 

  

1. Vieh zu treiben, Großvieh zu weiden oder 
andere Haus- und Nutztiere zu halten, 

  

2. zu reiten oder mit Fahrzeugen aller Art au-
ßerhalb der dem öffentlichen Verkehr ge-
widmeten Deichverteidigungswege und 
der Überfahrten zu fahren oder zu parken, 

  

3. Material, Geräte oder Boote zu lagern,   

4. Anlagen zu errichten oder wesentlich zu 
ändern sowie Gegenstände aller Art, ins-
besondere Badekabinen, Strandkörbe, 
Bänke, Buden oder Stände aufzustellen, 
zu lagern oder abzulagern, Zäune, Brü-
cken oder Deichtreppen zu errichten so-
wie Rohre oder Kabel zu verlegen, 

  

5. Veranstaltungen durchzuführen,   

6. Bäume oder Sträucher zu pflanzen,   

7. Gräser oder Treibsel abzubrennen und   

8. nicht angeleinte Hunde mitzuführen.   

Fahrräder sind von dem Verbot in Satz 1 
Nummer 2 ausgenommen. Verbote oder Be-
schränkungen nach anderen Rechtsvorschrif-
ten bleiben unberührt. 

  

(2) Die Verbote nach Absatz 1 gelten nicht für 
Maßnahmen, die der Erhaltung und Verbes-
serung der Funktionsfähigkeit, der Unterhal-
tung, der Wiederherstellung oder der Verteidi-
gung des Deiches oder dem Erhalt und der 
Bewirtschaftung des Vorlandes dienen. 

  

(3) Die untere Küstenschutzbehörde oder die 
untere Wasserbehörde kann auf Antrag Aus-
nahmen von den Verboten des Absatzes 1 zu-
lassen, wenn die Funktionsfähigkeit des Dei-
ches nicht beeinträchtigt wird.  

  

(4) Das Betreten und Benutzen von Deichen 
einschließlich Zubehör begründen keine be-
sonderen Sorgfalts- und Verkehrssicherungs-
pflichten der Deichverantwortlichen. Diese 
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haften insbesondere regelmäßig nicht für typi-
sche sich aus dem Deich, der Unterhaltung 
und der Nutzung, insbesondere der Bewei-
dung, ergebende Gefahren, wie durch Treib-
sel, Schafkot, Ausschläge oder Schadstellen.  

(5) Die untere Küstenschutzbehörde oder die 
untere Wasserbehörde kann die Benutzung 
der Deiche im Sinne von § 66 Absatz 1 durch 
Verfügung regeln, einschränken oder untersa-
gen, wenn eine Beeinträchtigung der ord-
nungsgemäßen Unterhaltung, der Funktions-
fähigkeit oder der öffentlichen Sicherheit zu 
besorgen ist. 

  

§ 71 
Deichschau 

  

(1) Der ordnungsgemäße Zustand der Lan-
desschutzdeiche ist als Aufgabe der Aufsicht 
nach § 107 einmal jährlich, derjenige aller 
weiteren Deiche und sonstigen Hochwasser-
schutzanlagen mindestens alle zwei Jahre zu 
schauen. 

  

(2) An der Deichschau von Landesschutzdei-
chen und Regionaldeichen sind Vertreter der 
unteren Katastrophenschutzbehörden und 
der angrenzenden Wasser- und Bodenver-
bände zu beteiligen. An der Deichschau der 
übrigen Deiche und sonstigen Hochwasser-
schutzanlagen sind die Unterhaltungspflichti-
gen zu beteiligen. 

  

§ 72 
Eigentum an Deichen 

  

(1) Das Eigentum an den Landesschutzdei-
chen, die seit dem 1. Januar 1971 vom Land 
zu unterhalten sind, und an allen übrigen Dei-
chen öffentlich-rechtlicher Körperschaften, 
die nach § 60 vom Land zu unterhalten sind, 
geht in dem Umfang unentgeltlich auf das 
Land über, in dem es dem bisherigen Aufga-
benträger zugestanden hat. Die untere Küs-
tenschutzbehörde hat den Antrag auf Berich-
tigung des Grundbuches oder bei grundbuch-
freien Grundstücken auf Fortführung des Ka-
tasters zu stellen. Zum Nachweis des Eigen-
tums gegenüber dem Grundbuchamt oder 
Landesamt für Vermessung und Geoinforma-
tion genügt die Bestätigung der unteren Küs-
tenschutzbehörde, dass das Eigentum an den 
Deichen und deren Zubehör dem Land zu-
steht. 
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(2) Verliert ein Deich seine Eigenschaft als 
Landesschutzdeich, so geht das Eigentum 
unentgeltlich auf die künftige Unterhaltungs-
pflichtige oder den künftigen Unterhaltungs-
pflichtigen über. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

  

§ 73 
Deichvorland 

  

Durch die Nutzung des Deichvorlandes, des-
sen zu erhaltende Breite von der obersten 
Küstenschutzbehörde festgelegt wird, dürfen 
die Belange des Küstenschutzes, insbeson-
dere die Sicherheit und die Unterhaltung der 
Deiche, nicht beeinträchtigt werden. Die Ei-
gentümerinnen oder Eigentümer und die Nut-
zungsberechtigten sind verpflichtet, das 
Deichvorland zum Schutze des Deiches zu 
pflegen. Die untere Küstenschutzbehörde 
kann zum Schutz der Belange des Küsten-
schutzes im Sinne von Satz 1 Anordnungen 
treffen. Für die Nutzung des Deichvorlands 
gilt § 70 entsprechend. 

  

Abschnitt 3 
Hochwasserschutz und Hoch-
wasservorsorge an oberirdi-

schen Gewässern 

 
Abschnitt 3 

Hochwasserschutz und Hoch-
wasservorsorge an oberirdi-

schen Gewässern 

§ 74 
Überschwemmungsgebiete 
und vorläufige Sicherung 
(zu § 76 und § 78 Absatz 6 

WHG) 

  unverändert 

(1) Überschwemmungsgebiete sind    

1. die Gebiete zwischen oberirdischen Ge-
wässern und Binnendeichen oder sonsti-
gen Hochwasserschutzanlagen sowie 

  

2. die in § 76 Absatz 1 Satz 1 WHG bezeich-
neten sonstigen Gebiete. 

  

Dies gilt auch für Gebiete an oberirdischen 
Gewässern, die von den Gezeiten beeinflusst 
werden. 

  

(2) Die Ermächtigung zur Festsetzung von 
Überschwemmungsgebieten wird auf die 
oberste Wasserbehörde übertragen. Sie kann 
durch Verordnung Überschwemmungsge-
biete auch abweichend von Absatz 1 Num-
mer 1 festsetzen. 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/1763 
 

 - 61 - 

(3) Die Abgrenzung eines Überschwem-
mungsgebietes ist in der Rechtsverordnung 
nach § 76 Absatz 2 WHG grob zu beschrei-
ben und in Karten darzustellen, die bei Behör-
den eingesehen werden können. Die Behör-
den sind in der Rechtsverordnung zu benen-
nen. Die Karten müssen mit hinreichender 
Klarheit erkennen lassen, welche Grundstü-
cke zum Überschwemmungsgebiet gehören. 

  

(4) Die vor dem 10. Mai 2005 durch Verord-
nung bestimmten Überschwemmungsgebiete 
gelten als festgesetzt im Sinne von § 31 b Ab-
satz 2 Satz 3 Wasserhaushaltsgesetz in der 
Fassung vom 3. Mai 2005 (BGBl. I S. 1224) 
und § 106 Absatz 3 Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585). 

  

(5) Die in den ab dem 22. Dezember 2019 gel-
tenden Gefahrenkarten nach § 74 Absatz 2 
WHG dargestellten Gebiete, in denen ein 
Hochwasserereignis einmal in 100 Jahren zu 
erwarten ist oder die zur Hochwasserentlas-
tung und Rückhaltung beansprucht werden 
(§ 76 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 WHG), gel-
ten bis zu ihrer Festsetzung als Überschwem-
mungsgebiet als vorläufig gesichert. Die vor-
läufige Sicherung endet mit Inkrafttreten der 
Verordnung nach § 76 Absatz 2 WHG, spä-
testens jedoch zehn Jahre nach Veröffentli-
chung der Gefahren- und Risikokarten gemäß 
§ 74 Absatz 6 WHG. 

  

(6) Die oberste Wasserbehörde kann über die 
vorläufige Sicherung gemäß Absatz 5 hinaus 
oder hiervon abweichend die Karte eines 
Überschwemmungsgebietes, das bereits er-
mittelt, aber noch nicht nach § 76 Absatz 2 
WHG festgesetzt ist, im Amtsblatt für Schles-
wig-Holstein veröffentlichen (vorläufige Siche-
rung im Einzelfall). Auf die nach § 78 Absatz 6 
WHG entsprechende Geltung des § 78 Ab-
satz 1 bis 5 WHG ist in der Veröffentlichung 
hinzuweisen. Die vorläufige Sicherung endet 
mit Inkrafttreten der Verordnung nach § 76 
Absatz 2 WHG, spätestens jedoch zehn Jahre 
nach Veröffentlichung der Karte. 

  

§ 75 
Besondere Schutzvorschriften 
für Überschwemmungsgebiete 

(zu § § 77, 78, 78 a WHG) 

  

(1) Für Überschwemmungsgebiete im Sinne 
von § 74 Absatz 1 Nummer 1 gelten § 78 und 
§ 78 a WHG entsprechend. 
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(2) In Überschwemmungsgebieten im Sinne 
von § 74 Absatz 1 kann die untere Wasserbe-
hörde allgemein oder im Einzelfall anordnen, 
dass die Nutzungsberechtigten von Grundstü-
cken 

  

1. Gegenstände und Ablagerungen sowie 
bauliche und sonstige Anlagen, die den 
Wasserabfluss behindern, beseitigen, 

  

2. Grundstücke so bewirtschaften, wie es 
zum schadlosen Abfluss des Hochwas-
sers, insbesondere zur Verhütung von Bo-
denabschwemmungen oder zur Vermei-
dung des Abschwemmens von Düngemit-
teln oder Pflanzenbehandlungsmitteln, er-
forderlich ist, 

  

3. Vertiefungen einebnen,   

4. Düngemittel oder Pflanzenschutzmittel 
nicht oder nur in bestimmten Umfang an-
wenden. 

  

(3) Die untere Wasserbehörde kann Anord-
nungen zum Erhalt oder zur Rückgewinnung 
von Rückhalteflächen treffen, soweit dies für 
den Hochwasserschutz erforderlich ist. § 78 a 
Absatz 5 Satz 4 WHG gilt entsprechend. 

  

§ 76 
Baugenehmigungen in Risiko-
gebieten an oberirdischen Ge-

wässern 
(zu § 78 b Absatz 2 WHG) 

  

In den Gebieten, für die nach § 74 Absatz 2 
WHG Gefahrenkarten erstellt sind, können 
Baugenehmigungen nur im Einvernehmen mit 
der unteren Wasserbehörde erteilt werden. 

  

§ 77 
Ausnahmen in Überschwem-

mungsgebieten 

  

Die Wasserbehörde ist zuständige Behörde 
nach § 78 Absatz 2, 3, 5 und 6 Satz 2 WHG, 
§ 78 a Absatz 2 WHG und § 78 c WHG. 

  

§ 78 
Verfahren zur Festsetzung von 
Überschwemmungsgebieten 

(zu § 76 Absatz 2 WHG) 

  

(1) Für das Verfahren zur Festsetzung von 
Überschwemmungsgebieten nach § 76 Ab-
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satz 2 WHG oder § 74 Absatz 2 dieses Geset-
zes gilt § 43 Absatz 2 bis 8 entsprechend. Ab-
weichend von § 43 Absatz 4 Satz 3 reicht es 
für die Bekanntmachung aus, wenn der räum-
liche Geltungsbereich des Überschwem-
mungsgebietes ersichtlich ist aus Karten im 
Maßstab 1:5000 oder aus Karten im Maßstab 
1:50.000 und in diesem Fall darauf hingewie-
sen wird, wo Karten im Maßstab 1:5000 ein-
gesehen werden können. 

(2) In dem Verfahren zur Festsetzung von 
Überschwemmungsgebieten nach § 76 Ab-
satz 2 WHG oder § 74 Absatz 2 dieses Geset-
zes ist auch die Öffentlichkeit zu beteiligen. 
Der betroffenen Öffentlichkeit wird im Rah-
men der Auslegung nach § 43 Absatz 3 Gele-
genheit zur Äußerung gegeben. Auf eine Aus-
legung kann abweichend von § 43 Absatz 7 
nicht verzichtet werden. Ein Erörterungster-
min entsprechend § 43 Absatz 8 ist mindes-
tens eine Woche vorher örtlich bekannt zu 
machen. 

  

Abschnitt 4 
Küstenschutz 

 
Abschnitt 4 

Küstenschutz 

§ 79 
Errichten und Ändern von Hal-

ligwarften 

  unverändert 

(1) Das Errichten, Beseitigen, Verstärken oder 
wesentliche Umgestalten von Halligwarften 
bedarf der Genehmigung der unteren Küsten-
schutzbehörde. Sie hat die nach anderen öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften erforderli-
chen Zulassungen anderer Behörden einzu-
holen und gleichzeitig mit ihrer Genehmigung 
auszuhändigen. Mit dem Antrag gelten alle 
nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten erforderlichen Anträge auf behördliche Zu-
lassungen und Anzeigen als gestellt. Versagt 
eine andere Behörde, die nach anderen Vor-
schriften dazu befugt ist, ihre Zulassung, teilt 
sie dies unter Benachrichtigung der Küsten-
schutzbehörde der Antragstellerin oder dem 
Antragsteller durch schriftlichen Bescheid mit. 
§ 11 a des Landesnaturschutzgesetzes findet 
keine Anwendung. 

  

(2) Die Genehmigung kann für Vorhaben nach 
Absatz 1, für die nach Anlage 1 des Landes-
UVP-Gesetzes eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht, nur in einem Verfahren erteilt wer-
den, das den Anforderungen des Landes-
UVP-Gesetzes entspricht. In den Fällen, in 
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denen keine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, 
gelten die Bestimmungen des § 111a LVwG. 

(3) Die Eigentümerinnen oder Eigentümer und 
die Nutzungsberechtigten der Halligwarften 
haben die Böschungen der Halligwarften nach 
§ 58 Absatz 7 so zu nutzen, dass deren Funk-
tionsfähigkeit nicht beeinträchtigt wird. § 70 
gilt entsprechend. Entlang der oberen Bö-
schungskante der Halligwarften ist ein 4 m 
breiter Schutzstreifen von jeder Bebauung, 
Bepflanzung und schädigenden Nutzung frei-
zuhalten. Bei Warftverstärkungen oder 
Warfterhöhungen, die nach dem 1. Septem-
ber 1999 fertig gestellt worden sind, beträgt 
der Schutzstreifen 7 m; bestehende Rechte 
und Nutzungen bleiben unberührt. 

  

§ 80 
Genehmigungspflicht für Anla-

gen an der Küste 

  

(1) Die Errichtung, Beseitigung oder wesentli-
che Änderung von Anlagen an der Küste oder 
im Küstengewässer bedürfen der Genehmi-
gung der unteren Küstenschutzbehörde, so-
weit nachteilige Wirkungen, insbesondere 
auch im Sinne von § 58 Absatz 2, nicht aus-
zuschließen sind. Die Genehmigungspflicht 
besteht nicht für Schifffahrtszeichen im Sinne 
des Bundeswasserstraßengesetzes. § 11a 
des Landesnaturschutzgesetzes findet auf 
Genehmigungen nach Satz 1 keine Anwen-
dung. 

  

(2) Die Genehmigung kann für Vorhaben nach 
Absatz 1, für die nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 
94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 
3370) (UVPG) oder dem Landes-UVP-Gesetz 
eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, nur in 
einem Verfahren erteilt werden, das den An-
forderungen des UVPG, auch in Verbindung 
mit dem Landes-UVP-Gesetz entspricht. In 
den Fällen, in denen keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht, gelten die Bestimmungen 
des § 111 a LVwG. 

  

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
von Anlagen nach Absatz 1 und den Vorha-
ben zum Erhalt von Vorland eine Beeinträch-
tigung des Wohls der Allgemeinheit, insbe-
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sondere der Belange des Küstenschutzes o-
der der öffentlichen Sicherheit zu erwarten ist, 
die nicht durch Auflagen verhütet oder ausge-
glichen werden kann. Genehmigungspflichten 
anderer Rechtsvorschriften bleiben unbe-
rührt. 

(4) Diejenigen, die die Anlage errichtet haben, 
tragen die Verantwortung für den ordnungs-
gemäßen Zustand der Anlage. Nach Beendi-
gung der Nutzung ist die Anlage von der oder 
dem Bau- und Unterhaltungspflichtigen zu be-
seitigen. Die untere Küstenschutzbehörde 
kann Maßnahmen zur Herstellung eines ord-
nungsgemäßen Zustandes oder der Beseiti-
gung der Anlage anordnen. 

  

§ 81 
Nutzungsverbote und Nut-

zungsbeschränkungen an der 
Küste 

  

(1) Auf Anlagen, die dem Küstenschutz im 
Sinne von § 58 Absatz 1 dienen, in den Dü-
nen, auf dem Meeresstrand und auf den 
Strandwällen ist es verboten, 

  

1. schützenden Bewuchs wesentlich zu ver-
ändern oder zu beseitigen, 

  

2. Sand, Kies, Geröll, Steine oder Grasso-
den zu entnehmen, 

  

3. Material, Gegenstände oder Geräte zu la-
gern oder abzulagern, 

  

4. Abgrabungen, Aufschüttungen, Auf- oder 
Abspülungen oder Bohrungen vorzuneh-
men. 

  

Satz 1 gilt entsprechend   

1. an Steilufern und innerhalb eines Berei-
ches von 50 m landwärts der oberen Bö-
schungskante, 

  

2. auf dem Meeresboden in einem Bereich 
von weniger als 6 m Wassertiefe unter 
Seekarten-Null, mindestens jedoch inner-
halb von 200 m Entfernung von der Uferli-
nie. 

  

(2) Verbote oder Beschränkungen nach ande-
ren Rechtsvorschriften bleiben unberührt. Die 
untere Küstenschutzbehörde kann auf Antrag 
von den Verboten des Absatzes 1 Ausnah-
men zulassen, wenn keine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere 
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der Belange des Küstenschutzes oder der öf-
fentlichen Sicherheit zu erwarten ist, die nicht 
durch Auflagen verhütet oder ausgeglichen 
werden kann. Für den Antrag gelten die Best-
immungen des § 111 a LVwG. 

(3) Die untere Küstenschutzbehörde kann zur 
Sicherung und Erhaltung der Küste die Nut-
zung und Benutzung des Meeresstrandes, 
des Meeresbodens, der Strandwälle, der Dü-
nen, der Steilufer und der sonstigen Flächen 
und Anlagen, die dem Küstenschutz und der 
Landerhaltung zu dienen bestimmt oder ge-
eignet sind, durch Verfügung regeln, be-
schränken oder untersagen. 

  

§ 82 
Errichtung baulicher Anlagen 

an der Küste 

  

(1) Bauliche Anlagen dürfen    

1. in einer Entfernung bis zu 50 m landwärts 
vom Fußpunkt der Innenböschung von 
Landesschutzdeichen und bis zu 25 m 
vom Fußpunkt der Innenböschung von 
Regionaldeichen, 

  

2. im Deichvorland,   

3. in einer Entfernung bis zu 150 m land-
wärts von der oberen Böschungskante ei-
nes Steilufers oder vom seewärtigen Fuß-
punkt einer Düne oder eines Strandwalles, 

  

4. in den Hochwasserrisikogebieten an der 
Küste (§ 59 Absatz 1 Satz 2)  

  

nicht errichtet oder wesentlich geändert wer-
den. 

  

(2) Absatz 1 gilt nicht   

1. in öffentlichen Häfen,   

2. für bauliche Anlagen, die aufgrund eines 
Planfeststellungsverfahrens, in Ausübung 
wasserrechtlicher Erlaubnisse oder Bewil-
ligungen oder zum Zwecke des Küsten-
schutzes errichtet oder wesentlich geän-
dert werden, 

  

3. für die Errichtung oder wesentliche Ände-
rung von Schifffahrtszeichen oder bauli-
chen Anlagen der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes, die für die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
sowie für die Sicherheit der Bundeswas-
serstraßen erforderlich sind,  
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4. für bauliche Anlagen, die aufgrund eines 
am 9. September 2016 rechtsverbindli-
chen Bebauungsplanes errichtet oder we-
sentlich geändert werden oder für die in 
den Fällen des Absatz 1 Nummer 3 und 4 
im Bereich von im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteilen (§ 34 BauGB) am 9. Sep-
tember 2016 ein Anspruch auf Bebauung 
bestand, 

  

5. für bauliche Anlagen, die aufgrund eines 
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes, 
der die zur Gewährleistung der Sicherheit 
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung erfor-
derlichen Hochwasserschutzmaßnahmen 
festsetzt, in dessen Rahmen die öffentli-
che Trägerschaft der Hochwasserschutz-
maßnahmen sichergestellt ist und dem die 
untere Küstenschutzbehörde ausdrücklich 
zugestimmt hat, errichtet oder wesentlich 
geändert werden und 

  

6. im Falle des Absatz 1 Nummer 4 für bau-
liche Anlagen, die aufgrund eines rechts-
verbindlichen Bebauungsplanes in Gebie-
ten errichtet oder wesentlich geändert 
werden, die durch Landesschutzdeiche im 
Sinne von § 65 Nummer 1 oder durch 
Schutzanlagen mit einem mit den Landes-
schutzdeichen vergleichbaren ausrei-
chenden Schutzstandard geschützt wer-
den oder wenn die zur ausreichenden 
Minderung der Hochwasserrisiken erfor-
derlichen Maßnahmen mit Herstellung der 
baulichen Anlage durchgeführt werden. 

  

(3) Ausnahmen von dem Verbot des Absatzes 
1 sind zulässig, wenn sie mit den Belangen 
des Küstenschutzes und des Hochwasser-
schutzes vereinbar sind und wenn das Verbot 
im Einzelfall zu einer besonderen Härte füh-
ren würde oder ein dringendes öffentliches In-
teresse vorliegt. Ist eine Betroffenheit der Be-
lange des Küstenschutzes und des Hochwas-
serschutzes auszuschließen, kann in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nummer 3 und 4 eine Aus-
nahme auch ungeachtet der Voraussetzun-
gen des Satzes 1 gewährt werden. Über Aus-
nahmen entscheidet gleichzeitig mit der Ertei-
lung der Baugenehmigung oder einer nach 
anderen Vorschriften notwendigen Genehmi-
gung die dafür zuständige Behörde im Einver-
nehmen mit der Küstenschutzbehörde. Liegt 
für das Vorhaben nach den baurechtlichen o-
der anderen Vorschriften nach Satz 3 kein 
Genehmigungserfordernis vor, entscheidet 
die Küstenschutzbehörde über die Genehmi-
gung nach Satz 1 und 2. 
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Teil 7 
Planfeststellungsverfahren, 

Enteignung 

 
Teil 7 

Planfeststellungsverfahren, 
Enteignung 

§ 83 
Planfeststellung und Plange-

nehmigung 
(zu § § 67, 68 WHG) 

  unverändert 

(1) Im Planfeststellungsverfahren ergehen 
Entscheidungen über 

  

1. den Ausbau von Gewässern im Sinne von 
§ 67 Absatz 2 Satz 1 WHG, 

  

2. den Bau von Deichen und Dämmen im 
Sinne von § 67 Absatz 2 Satz 3 WHG und 
sonstigen Hochwasserschutzanlagen, die 
den Binnenhochwasserabfluss beeinflus-
sen, und 

  

3. die Errichtung und Veränderung von Dei-
chen, Sicherungsdämmen und Sperrwer-
ken im Sinne von § 63. 

  

(2) Ergänzend zu § 68 Absatz 3 Nummer 1 
WHG darf der Plan auch festgestellt oder ge-
nehmigt werden, wenn eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit zu erwarten ist, 
diese aber durch Bedingungen und Auflagen 
verhütet oder ausgeglichen werden kann. 

  

§ 84 
Anwendbare Vorschriften bei 

Planfeststellungs- und Plange-
nehmigungsverfahren 

(zu § 70 und abweichend von 
§ 70 Absatz 1 Halbsatz 2 WHG) 

  

(1) Abweichend von § 70 Absatz 1 Halbsatz 2 
WHG gelten für die Planfeststellung und die 
Plangenehmigung die §§ 139 bis 145 LVwG, 
soweit in den Absätzen 2 bis 4, in § 85 und 
den übrigen Vorschriften dieses Gesetzes 
nichts anderes bestimmt ist. § 19 WHG bleibt 
unberührt. 

  

(2) § 141 Absatz 2 Satz 2 und 3 und Absatz 3 
und § 142 Absatz 2 und 3 LVwG sind nicht an-
zuwenden. Anstelle der in Satz 1 genannten 
Vorschriften des Landesverwaltungsgesetzes 
findet § 14 Absatz 3 bis 6 WHG mit der Maß-
gabe entsprechende Anwendung, dass § 14 
Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 und Absatz 6 
Satz 2 WHG außerdem gilt, wenn Ausgleichs-
maßnahmen wirtschaftlich nicht vertretbar 
sind. Dient der Gewässerausbau dem Wohl 
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der Allgemeinheit, findet zusätzlich § 16 Ab-
satz 2 WHG entsprechende Anwendung. 

(3) Ergänzend zu dem in § 70 Absatz 1 Halb-
satz 1 WHG genannten § 13 Absatz 1 WHG 
finden § 13 Absatz 2 WHG und § 107 Ab-
satz 2 LVwG entsprechende Anwendung. 

  

(4) Der Widerruf ist auch nach Unanfechtbar-
keit des Planfeststellungsbeschlusses oder 
der Plangenehmigung zulässig, wenn dies zur 
Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach 
§ 27 WHG erforderlich ist und das Maßnah-
menprogramm nach § 82 WHG entspre-
chende Anforderungen enthält. Im Falle des 
Widerrufs gilt § 117 Absatz 6 LVwG entspre-
chend. 

  

(5) Eine Planfeststellung oder eine Plange-
nehmigung kann für ein Vorhaben, für das 
nach dem Landes-UVP-Gesetz oder dem 
UVPG eine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, 
nur in einem Verfahren erteilt werden, das den 
Anforderungen des UVPG, auch in Verbin-
dung mit dem Landes-UVP-Gesetze ent-
spricht. 

  

§ 85 
Enteignung, vorzeitige Besitz-

einweisung 
(zu § 71 und abweichend von 

§ 71 Absatz 1 Satz 1 und § 71a 
WHG) 

  

(1) Abweichend von § 71 Absatz 1 Satz 1 
WHG ist für ein Unternehmen der öffentlichen 
Wasserversorgung, der öffentlichen Abwas-
serbeseitigung, des Küsten- und Hochwas-
serschutzes oder des Ausbaus von Gewäs-
sern im öffentlichen Interesse, das der Plan-
feststellung bedarf, die Enteignung zulässig. 
Satz 1 gilt für Plangenehmigungen entspre-
chend, wenn Rechte anderer nur unwesent-
lich beeinträchtigt werden. Für das Verfahren 
gelten die allgemeinen landesrechtlichen Vor-
schriften über die Enteignung. 

  

(2) Ist der sofortige Beginn von Bauarbeiten 
geboten und weigert sich die Eigentümerin o-
der der Eigentümer oder die Besitzerin oder 
der Besitzer, den Besitz eines für das Unter-
nehmen benötigten Grundstücks durch Ver-
einbarung unter Vorbehalt aller Entschädi-
gungsansprüche zu überlassen, so hat die 
Enteignungsbehörde die Unternehmerin oder 
den Unternehmer auf Antrag nach Feststel-
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lung des Plans oder Erteilung der Plangeneh-
migung in den Besitz einzuweisen. Der Plan-
feststellungsbeschluss oder die Plangeneh-
migung müssen vollziehbar sein. Weiterer Vo-
raussetzungen bedarf es nicht.  

(3) Die Enteignungsbehörde hat spätestens 
sechs Wochen nach Eingang des Antrags auf 
Besitzeinweisung mit den Beteiligten münd-
lich zu verhandeln. Hierzu sind die Unterneh-
merin oder der Unternehmer und die Betroffe-
nen zu laden. Dabei ist den Betroffenen der 
Antrag auf Besitzeinweisung mitzuteilen. Die 
Ladungsfrist beträgt drei Wochen. Mit der La-
dung sind die Betroffenen aufzufordern, etwa-
ige Einwendungen gegen den Antrag mög-
lichst vor der mündlichen Verhandlung bei der 
Enteignungsbehörde einzureichen. Sie sind 
außerdem darauf hinzuweisen, dass auch bei 
Nichterscheinen über den Antrag auf Besitz-
einweisung und andere im Verfahren zu erle-
digende Anträge entschieden werden kann.  

  

(4) Soweit der Zustand des Grundstücks von 
Bedeutung ist, hat ihn die Enteignungsbe-
hörde vor der Besitzeinweisung in einer Nie-
derschrift festzustellen oder durch eine Sach-
verständige oder einen Sachverständigen er-
mitteln zu lassen. Den Beteiligten ist eine Ab-
schrift der Niederschrift oder des Ermittlungs-
ergebnisses zu übersenden.  

  

(5) Der Beschluss über die Besitzeinweisung 
soll der Unternehmerin oder dem Unterneh-
mer und den Betroffenen spätestens zwei 
Wochen nach der mündlichen Verhandlung 
zugestellt werden. Die Besitzeinweisung wird 
in dem von der Enteignungsbehörde bezeich-
neten Zeitpunkt wirksam. Dieser Zeitpunkt soll 
auf höchstens zwei Wochen nach Zustellung 
der Anordnung über die vorzeitige Besitzein-
weisung an die Besitzerin oder den Besitzer 
festgesetzt werden. Durch die Besitzeinwei-
sung wird der Besitzerin oder dem Besitzer 
der Besitz entzogen und die Unternehmerin o-
der der Unternehmer neuer Besitzer. Die Un-
ternehmerin oder der Unternehmer darf auf 
dem Grundstück das im Antrag auf Besitzein-
weisung bezeichnete Bauvorhaben ausführen 
und die dafür notwendigen Maßnahmen tref-
fen.  

  

(6) Die Unternehmerin oder der Unternehmer 
hat für die durch die vorzeitige Besitzeinwei-
sung entstehenden Vermögensnachteile eine 
Entschädigung zu leisten, soweit die Nach-
teile nicht durch die Verzinsung der Geldent-
schädigung für die Entziehung oder Be-
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schränkung des Eigentums oder eines ande-
ren Rechts ausgeglichen werden. Art und 
Höhe der Entschädigung sind von der Enteig-
nungsbehörde in einem Beschluss festzuset-
zen.  

(7) Wird der festgestellte Plan oder die Plan-
genehmigung aufgehoben, so ist auch die 
vorzeitige Besitzeinweisung aufzuheben und 
die vorherige Besitzerin oder der vorherige 
Besitzer wieder in den Besitz einzuweisen. 
Die Unternehmerin oder der Unternehmer hat 
für alle durch die vorzeitige Besitzeinweisung 
entstandenen besonderen Nachteile eine Ent-
schädigung zu leisten. 

  

(8) Ein Rechtsbehelf gegen eine vorzeitige 
Besitzeinweisung hat keine aufschiebende 
Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung nach § 80 Absatz 5 
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann 
nur innerhalb eines Monats nach Zustellung 
des Besitzeinweisungsbeschlusses gestellt 
und begründet werden. 

  

Teil 8 
Wasserwirtschaftliche Pla-
nung und Dokumentation 

 
Teil 8 

Wasserwirtschaftliche Planung 
und Dokumentation 

§ 86 
Bewirtschaftung in Flussge-

bietseinheiten 
(zu § 7 Absatz 5 WHG) 

  unverändert 

(1) Die Gewässer des Landes werden zur Si-
cherung ihrer Qualität und des Hochwasser-
schutzes in folgenden Flussgebietseinheiten 
bewirtschaftet: 

  

1. Eider   

a) mit den Einzugsgebieten und Teilein-
zugsgebieten Arlau, Bongsieler Kanal, 
Husumer Mühlenau, Miele, Treene 
und Wiedau/Alte Au und den weiteren 
Einzugsgebieten, die zwischen der 
Grenze zu Dänemark und dem Punkt 
mit den Koordinaten 54° 01' 30“ N und 
08° 48' 06“ O in die Nordsee entwäs-
sern, 

  

b) mit dem den in Nummer 1 Buch-
stabe a genannten oberirdischen Ge-
wässern zugeordnetem Grundwasser, 

  

c) mit dem Küstengewässer der Nord-
see, das begrenzt wird 
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aa) im Norden 
 durch die Grenze zu Dänemark, 

  

bb) im Osten 
 durch die Küstenlinie bei mittlerem 

Tidehochwasserstand, 

  

cc) im Süden 
 durch eine Linie, die von dem 

Punkt mit den Koordinaten 54° 01' 
30“ N und 08° 48' 06“ O geradlinig 
nach Westen bis zum Schnittpunkt 
bei 54° 05' 00“ N und 08° 24' 24“ O 
mit der unter Doppelbuchstabe dd 
beschriebenen Grenze verläuft, 

  

dd) im Westen 
 durch die Linie, auf der sich jeder 

Punkt eine Seemeile seewärts der 
Basislinien befindet. 

  

2. Schlei-Trave   

a) mit den Einzugsgebieten und Teilein-
zugsgebieten Schwentine, Flensbur-
ger Förde, Kossau, Schlei, Trave und 
den weiteren Einzugsgebieten, die 
zwischen der Grenze zu Dänemark 
und der Grenze mit Mecklenburg-Vor-
pommern in die Ostsee entwässern, 

  

b) mit dem den in Nummer 2 Buch-
stabe a genannten oberirdischen Ge-
wässern zugeordnetem Grundwasser, 

  

c) mit dem Küstengewässer der Ostsee, 
das begrenzt wird 

  

aa) im Norden 
durch die Grenze zu Dänemark, 

  

bb) im Osten 
 durch die Linie, auf der sich jeder 

Punkt eine Seemeile seewärts der 
Basislinien oder der Küstenlinie 
bei mittlerem Wasserstand befin-
det, 

  

cc) im Süden 
 durch eine Linie mit den Endpunk-

ten 

  

aaa) mit den Koordinaten 53° 57' 
27,0“ N und 10° 54' 17“ O 
und 

  

bbb) dem Schnittpunkt mit der un-
ter Doppelbuchstabe bb be-
schriebenen Grenze bei ge-
rader Verbindung mit dem 
Punkt mit den Koordinaten 
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54° 06' 13“ N und 11° 07' 30“ 
O, 

dd) im Westen 
 durch die Küstenlinie bei mittlerem 

Wasserstand. 

  

3. Elbe   

a) mit den Einzugsgebieten Alster, Bille, 
Elbe-Lübeck-Kanal, Krückau, Pinnau, 
Nord-Ostsee-Kanal, Stör und den wei-
teren Einzugsgebieten, die zwischen 
der Landesgrenze zu Mecklenburg-
Vorpommern und der seewärtigen 
Grenze der Bundeswasserstraße Elbe 
in die Elbe entwässern, 

  

b) mit dem den in Nummer 3 Buch-
stabe a genannten oberirdischen Ge-
wässern zugeordnetem Grundwasser, 

  

c) mit dem Küstengewässer der Nord-
see, das begrenzt wird 

  

aa) im Norden 
 durch die unter Nummer 1 Buch-

stabe c Doppelbuchstabe cc be-
schriebene Grenze, 

  

bb) im Osten 
 durch die seewärtige Grenze der 

Bundeswasserstraße Elbe (Anlage 
1 Nummer 9 zu § 1 Absatz 1 Num-
mer 1 des Bundeswasserstraßen-
gesetzes), 

  

cc) im Süden 
 durch die Landesgrenze zu Nie-

dersachsen, 

  

dd) im Westen 
 durch die Linie, auf der sich jeder 

Punkt eine Seemeile seewärts der 
Basislinie befindet, 

  

d) mit dem Küstengewässer um Helgo-
land, das begrenzt wird durch die Li-
nie, auf der sich jeder Punkt eine See-
meile seewärts der Basislinie rund um 
Helgoland befindet. 

  

Die Gebiete sind in der beigefügten Anlage 2 
dargestellt. 

  

(2) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und 
die Bestimmung der Risikogebiete gemäß 
§ 73 WHG erfolgt für jede der in Absatz 1 ge-
nannten Flussgebietseinheiten. 
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§ 87  
Verfahren bei der Aufstellung 
und Aktualisierung von Be-
wirtschaftungsplänen und 
Maßnahmenprogrammen 
(zu § § 7, 82 bis 85 WHG) 

  

(1) Die oberste Wasserbehörde wird ermäch-
tigt, durch Verwaltungsabkommen mit den 
nach § 7 WHG Beteiligten Einzelheiten der 
Koordinierung zu regeln. 

  

(2) Die Bewirtschaftungspläne oder deren 
Teile, die sich auf die in Schleswig-Holstein 
liegenden Gebiete einer Flussgebietseinheit 
beziehen, sowie die entsprechenden Maß-
nahmenprogramme können ganz oder in Tei-
len von der obersten Wasserbehörde für be-
hördenverbindlich erklärt werden. Die Ver-
bindlichkeitserklärung und ein Hinweis, wo 
das Maßnahmenprogramm und der Bewirt-
schaftungsplan einsehbar sind, werden im 
Amtsblatt für Schleswig-Holstein veröffent-
licht. 

  

(3) Im Rahmen der aktiven Beteiligung aller 
interessierten Stellen gemäß § 85 WHG un-
terrichtet die Flussgebietsbehörde auf der 
Ebene der Flussgebietseinheiten die betroffe-
nen und interessierten Behörden, Verbände 
und Körperschaften über die Vorarbeiten und 
die Entwürfe zur Planung. Unterhalb der 
Ebene der Flussgebietseinheiten informiert 
sie diejenigen, deren Belange durch die Pla-
nung fachlich berührt sind, und gibt ihnen Ge-
legenheit, durch Entwürfe, Beiträge und die 
Einbringung von Daten und Informationen ak-
tiv an der Planung mitzuwirken. 

  

§ 88 
Verfahren beim Hochwasser-

Risikomanagement 
(zu § § 7, 79 WHG) 

  

(1) Die oberste Wasserbehörde wird ermäch-
tigt, durch Verwaltungsabkommen mit den 
nach § 7 WHG Beteiligten Einzelheiten der 
Koordinierung des Hochwasserschutzes zu 
regeln. 

  

(2) Spätestens ein Jahr vor der Veröffentli-
chung der Risikomanagementpläne (§ 75 Ab-
satz 1 WHG) sind ihre Entwürfe zu veröffent-
lichen. Innerhalb von sechs Monaten nach der 
Veröffentlichung der Entwürfe kann bei der 
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obersten Wasserbehörde schriftlich oder zur 
Niederschrift Stellung genommen werden.  

(3) Die Veröffentlichung der Hochwasser-Risi-
kobewertung, der Gefahren- und Risikokarten 
und der Risikomanagementpläne kann in der 
Form erfolgen, dass im Amtsblatt für Schles-
wig-Holstein darauf hingewiesen wird, wo 
diese eingesehen werden können. Die Risiko-
managementpläne können dabei ganz oder in 
Teilen von der obersten Wasserbehörde für 
behördenverbindlich erklärt werden. 

  

§ 89 
Datenverarbeitung 

(zu § 88 WHG) 

  

(1) Die Wasserbehörden, Küstenschutzbe-
hörden oder Körperschaften oder rechtsfä-
hige Anstalten des öffentlichen Rechts dürfen 
im Rahmen der ihnen übertragenen Aufga-
ben, insbesondere zur Durchführung von 
wasserbehördlichen Verwaltungsverfahren, 
zur Durchführung der Gewässeraufsicht und 
der Gefahrenabwehr (§ § 107 bis 111), für die 
Aufstellung des Maßnahmenprogramms und 
des Bewirtschaftungsplanes, die Ermittlung 
der Art und des Ausmaßes der anthropoge-
nen Belastungen einschließlich der Belastun-
gen aus diffusen Quellen, die wirtschaftliche 
Analyse der Wassernutzung, für die Aufstel-
lung und Durchführung von Förderprogram-
men, für die Ausweisung von Wasserschutz- 
und Überschwemmungsgebieten, für die 
Durchführung von Entschädigungs- und Aus-
gleichsverfahren (§ 104), für die Durchfüh-
rung des gewässerkundlichen Mess- und Be-
obachtungsdienstes und für wissenschaftli-
che Untersuchungen im Zusammenhang mit 
den vorgenannten Aufgaben insbesondere 
folgende personen- und betriebsbezogene 
Daten verarbeiten: 

  

1. Name, Anschrift und Beruf der Gewässer-
benutzerinnen oder Gewässerbenutzer, 
Anlagenbetreiberinnen oder Anlagenbe-
treiber, Antragstellerinnen oder Antrag-
steller oder der Nutzerinnen oder Nutzer 
von Grundflächen, 

  

2. Lage, Größe, Belegenheit und Nutzungs-
art eines Grundstücks oder einer Anlage 
sowie die Zahl der auf dem Grundstück 
wohnenden Personen, 

  

3. Umfang der Gewässerbenutzung, insbe-
sondere Daten über Menge und Beschaf-
fenheit des entnommenen Wassers oder 
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der eingeleiteten oder eingebrachten 
Stoffe, 

4. Produktionsart von Betrieben einschließ-
lich der dort eingesetzten Stoffe und Anla-
gen, für landwirtschaftliche Betriebe auch 
Angaben über Ertrag, Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteleinsatz, Viehbestand, Be-
triebsgröße, 

  

5. Name, Anschrift und Lage der Grundstü-
cke der nach den verfahrensrechtlichen 
Vorschriften zu beteiligenden Dritten oder 
sonstigen Personen, 

  

6. Höhe und Art von öffentlichen Leistungen 
sowie Zeitpunkt einer etwaigen Flächen-
übernahme (Kauf, Pacht). 

  

(2) Die personen- und betriebsbezogenen Da-
ten dürfen von der die Daten erhebenden 
Wasserbehörde oder Körperschaft oder 
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts 
an Träger wasserwirtschaftlicher Maßnah-
men, andere Wasserbehörden sowie Körper-
schaften oder rechtsfähige Anstalten des öf-
fentlichen Rechts, die Aufgaben nach den 
wasserrechtlichen Vorschriften erfüllen, über-
mittelt werden, wenn und soweit dies für de-
ren Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die 
Übermittlung von personen- und betriebsbe-
zogenen Daten an Behörden anderer Länder 
und des Bundes sowie an übergeordnete und 
zwischenstaatliche Stellen ist in dem zur Er-
füllung der bestehenden Verpflichtungen er-
forderlichen Umfang, insbesondere zur Erfül-
lung der Koordinierungspflicht nach § 88 Ab-
satz 3 WHG zulässig. Im Falle des § 104 
Satz 8 dürfen die Wasserbehörden Verstöße 
der Nutzungsberechtigten gegen die Bewirt-
schaftung landwirtschaftlich oder für Zwecke 
des Erwerbsgartenbaus genutzter Flächen re-
gelnde Bestimmungen dem Ausgleichspflich-
tigen mitteilen, damit dieser über Ausgleichs-
zahlungen entscheiden kann. Werden Daten 
zu wissenschaftlichen Zwecken von Hoch-
schulen oder anderen wissenschaftlichen Ein-
richtungen oder von Dritten, die das Land mit 
der Durchführung wasserwirtschaftlicher Auf-
gaben oder Untersuchungen beauftragt hat, 
benötigt, bedarf die Übermittlung des Einver-
nehmens der oberen Wasserbehörde. 

  

(3) Sind Daten bei anderen öffentlichen Stel-
len oder innerhalb einer öffentlichen Stelle bei 
einer anderen organisatorischen Gliederung 
für andere Zwecke erhoben worden, dürfen 
die Wasser- und Küstenschutzbehörden 
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diese Daten für die in Absatz 1 genannten 
Zwecke verarbeiten. 

(4) Die unteren Wasserbehörden übermitteln 
der obersten Wasserbehörde auf Anforderung 
ihnen vorliegende Daten, die diese zur Erfül-
lung der unter Absatz 1 in Verbindung mit der 
nach § 101 Absatz 2 zu erlassenden Verord-
nung genannten Aufgaben benötigt. Die 
oberste Wasserbehörde gibt hierfür ein ein-
heitliches Datenformat vor und stellt die zu 
nutzende erforderliche Software zur Verfü-
gung. Die Einzelheiten zu den zu übermitteln-
den Daten und zur Form der Datenübermitt-
lung regelt die oberste Wasserbehörde durch 
Verwaltungsvorschrift, die insbesondere Um-
fang, Zeitpunkte oder Zyklen einer Datenüber-
mittlung regeln kann. 

  

(5) Den unteren Wasserbehörden zu übermit-
telnde Daten sind auf Anforderung elektro-
nisch zur Verfügung zu stellen. 

  

§ 90 
Messdienst, gewässerkundli-

che Messanlagen 
(zu § 91 WHG) 

  

(1) Die obere Wasserbehörde und die untere 
Küstenschutzbehörde führen gewässerkund-
liche Vermessungen und den gewässerkund-
lichen Mess- und Beobachtungsdienst durch. 
Für diese Tätigkeiten gelten § 7 und § 8 des 
Gesetzes über die Landesvermessung und 
das Liegenschaftskataster (Vermessungs- 
und Katastergesetz - VermKatG -) vom 12. 
Mai 2004 (GVOBl. S. 128), geändert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 782), Ressortbezeich-
nungen ersetzt durch Artikel 8 der Verordnung 
vom 16. März 2015 (GVOBl. S. 96), entspre-
chend. 

  

(2) Soweit die Ordnung des Wasserhaushalts 
es erfordert, haben die Eigentümerinnen oder 
Eigentümer oder die Nutzungsberechtigten ei-
nes Grundstücks oder einer baulichen Anlage 
auf Verlangen der Wasserbehörde oder der 
Küstenschutzbehörde zu dulden, dass ge-
wässerkundliche Messanlagen auf dem 
Grundstück oder der Anlage errichtet oder be-
trieben und Grundstücke hierzu betreten wer-
den. In diesen Fällen ist eine Entschädigung 
zu leisten. 
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§ 91 
Verfahren für die Festsetzung 

von Duldungs- und Gestat-
tungsverpflichtungen 
(zu § § 91 bis 95 WHG) 

  

Die untere Wasserbehörde setzt die Dul-
dungs- und Gestattungsverpflichtungen nach 
den § § 91 bis 94 WHG auf Antrag fest und 
entscheidet über die Entschädigung nach 
§ 95 WHG. Den Anträgen sind die zur Beur-
teilung erforderlichen Pläne (Zeichnungen, 
Nachweise und Beschreibungen) beizufügen. 

  

Teil 9 
Verkehrsrechtliche Vorschrif-

ten 

 
Teil 9 

Verkehrsrechtliche Vorschrif-
ten 

§ 92 
Freie Benutzung der Gewässer 

  unverändert 

Jedermann darf die sonstigen Bundeswasser-
straßen (§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b), die schiffbaren Gewässer erster 
Ordnung (Teil A der Anlage 1), die schiffbaren 
Außentiefs und die öffentlichen Häfen für den 
Verkehr benutzen, soweit die Benutzung nach 
diesem Gesetz oder nach anderen Vorschrif-
ten nicht beschränkt ist. 

  

§ 93 
Verkehrsrechtliche Anordnun-

gen 

  

(1) Das für Verkehr zuständige Ministerium 
kann zur Abwehr von Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit, insbesondere im Interesse 
der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
zur Erhaltung der Schiffbarkeit der Gewässer, 
zur Ordnung der Benutzung von Häfen, Lan-
dungsstegen und Anlagen und zur Verhütung 
von Gefahren für die Umwelt durch Verord-
nung Regelungen treffen über 

  

1. das Verhalten im Verkehr auf den schiff-
baren Gewässern erster Ordnung und den 
schiffbaren Außentiefs; 

  

2. das Verhalten in den öffentlichen Häfen 
und auf Landungsstegen; 

  

3. die Anforderungen an den Bau, die Ein-
richtung, die Ausrüstung, die Bemannung, 
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den Betrieb, die Benutzung, die Kenn-
zeichnung und den Freibord von Wasser-
fahrzeugen; 

4. die Anforderungen an die Eignung und 
Befähigung von Führerinnen und Führern 
von Wasserfahrzeugen; 

  

5. das Verfahren für den Nachweis der Erfül-
lung der Anforderungen nach den Num-
mern 3 und 4. 

  

Die Nummern 3 bis 5 gelten auch für den ge-
werblichen Betrieb von Wasserfahrzeugen 
auf nicht schiffbaren Gewässern erster Ord-
nung und auf Gewässern zweiter Ordnung. 

  

(2) Das für Verkehr zuständige Ministerium 
kann in den Verordnungen nach Absatz 1 
Satz 1 andere Behörden ermächtigen, Anord-
nungen zur Wahrung der in Absatz 1 Num-
mer 1 bis 5 genannten Belange zu erlassen, 
die an bestimmte Personen oder einen be-
stimmten Personenkreis gerichtet sind und 
ein Gebot oder Verbot enthalten. Die Dienst-
kräfte der Wasserschutzpolizei und anderer 
im Sinne von Satz 1 ermächtigter Behörden 
sind zur Durchführung der schifffahrts- und 
hafenrechtlichen Vorschriften im Geltungsbe-
reich der Verordnung nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 jederzeit befugt, Grundstücke, An-
lagen und Einrichtungen sowie Wasserfahr-
zeuge zu betreten und Prüfungen vorzuneh-
men. Die Schiffsführerin oder der Schiffsfüh-
rer oder ihre oder seine Vertretung sowie Per-
sonen, unter deren Obhut Fahrzeuge, Anla-
gen oder Einrichtungen stehen, haben das 
Betreten zu dulden und den in Satz 2 genann-
ten Dienstkräften über Bauart, Ausrüstung 
und Ladung der Fahrzeuge sowie über Vor-
kommnisse auf der Reise Auskunft zu erteilen 
und die Schiffs- und Ladepapiere auf Verlan-
gen zur Prüfung auszuhändigen. 

  

(3) Wohnräume dürfen gegen den Willen der 
oder des Berechtigten nur betreten werden, 
wenn dies zur Verhütung einer dringenden 
Gefahr erforderlich ist. Satz 1 gilt auch für das 
Betreten von Geschäftsräumen außerhalb der 
üblichen Betriebs- oder Geschäftszeit. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird in-
soweit eingeschränkt. 

  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten mit Ausnahme 
der Regelung der Hafenaufsicht (Hafenpoli-
zei) nicht für Bundeswasserstraßen.  
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§ 94 
Besondere Pflichten im Inte-

resse der Schifffahrt 

  

Die Anliegerinnen oder Anlieger von Gewäs-
sern im Sinne des § 92 haben das Landen 
und Befestigen von Schiffen, das Aufstellen 
von Verkehrs- und Einteilungszeichen und in 
Notfällen das Aussetzen der Ladung zu dul-
den. 

  

§ 95 
Zulassung von Häfen und An-
lagen, Konzessionierung von 

Seeverkehrsleistungen 

  

(1) Die Errichtung oder wesentliche Änderung 
eines Handelshafens in oder an einer See-
schifffahrtsstraße, eines Hafens für die Bin-
nenschifffahrt an einem schiffbaren Gewässer 
erster Ordnung oder eines Landungssteges 
zum Laden und Löschen von Schiffen mit 
mehr als 1350 t Tragfähigkeit bedarf der vor-
herigen Durchführung eines Planfeststel-
lungsverfahrens, das den Anforderungen des 
UVPG entspricht. 

  

(2) Einer Genehmigung bedürfen   

1. die Errichtung oder wesentliche Änderung 
eines Hafens oder eines Landungssteges, 
die keiner Planfeststellung bedarf und die 
Errichtung eines Sportboothafens, 

  

2. die Einrichtung oder der Betrieb einer 
Fähre über Gewässer erster Ordnung; das 
gleiche gilt für einen sonstigen Übersetz-
verkehr über die Elbe, 

  

3. die Errichtung oder die wesentliche Ände-
rung von Anlagen in, über oder unter den 
Wasserflächen der in § 92 genannten Ge-
wässer oder an ihren Ufern, 

  

4. Baggerungen oder die Entnahme von 
Sand, Kies und Steinen sowie Anschüt-
tungen in öffentlichen Häfen, 

  

5. das Setzen und Betreiben von Schiff-
fahrtszeichen in den Häfen. 

  

(3) Für Vorhaben, die in der Anlage 1 zum 
UVPG aufgeführt sind, ist eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen, die den 
dort genannten Anforderungen entspricht. 
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(4) Seeverkehrsdienstleistungen im Verkehr 
mit Inseln und Halligen bedürfen einer Geneh-
migung der nach § 99 zuständigen Verkehrs-
behörde (Genehmigungsbehörde), wenn dies 
zur Sicherstellung der ganzjährigen, ange-
messenen Versorgung der Inseln und Halli-
gen erforderlich ist. Werden für einen gemein-
wirtschaftlichen Linienverkehr Ausgleichszah-
lungen gefordert, kann die Genehmigungsbe-
hörde verschiedene Linienverkehre durch 
Netzbildung zusammenfassen. Vor der Netz-
bildung sind die betroffenen Unternehmen 
und die Gemeinden zu hören. Die Genehmi-
gung ist zu erteilen, wenn das Schifffahrtsun-
ternehmen die Voraussetzungen nach Satz 1 
erfüllt. 

  

(5) Absatz 2 Nummer 3 bis 5 gilt nicht für die 
Häfen und für die Teile der Häfen, die in Bun-
deswasserstraßen im Sinne des Bundeswas-
serstraßengesetzes einbezogen sind, sowie 
nicht für Anlagen, die einer erlaubnis- oder be-
willigungspflichtigen Benutzung dienen. 

  

§ 96 
Genehmigungsverfahren 

  

(1) Einem Antrag auf Erteilung einer Geneh-
migung nach § 95 sind die zur Beurteilung er-
forderlichen Unterlagen (z. B. Zeichnungen, 
Nachweisungen und Beschreibungen) beizu-
fügen. 

  

(2) Die Genehmigung kann versagt werden, 
wenn Tatsachen vorliegen, die die Antragstel-
lerin oder den Antragsteller oder die für die 
Leitung des Unternehmens bestimmten Per-
sonen als unzuverlässig erscheinen lassen, o-
der wenn zu besorgen ist, dass das beabsich-
tigte Unternehmen das Wohl der Allgemein-
heit, insbesondere öffentliche Verkehrsinte-
ressen, beeinträchtigen würde. Nebenbestim-
mungen nach § 107 LVwG sind zulässig. 

  

(3) Die Genehmigung kann widerrufen wer-
den, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr 
vorliegen oder wenn die Unternehmerin oder 
der Unternehmer wiederholt oder schwer ge-
gen die ihr oder ihm durch Rechtsvorschrift o-
der Verwaltungsakt auferlegten Pflichten ver-
stoßen hat. Die § § 116 und 117 LVwG blei-
ben unberührt. 

  

(4) Die Unternehmerin oder der Unternehmer 
eines Hafens oder eines Landungssteges im 
Sinne des § 95 Absatz 1 und Absatz 2 Num-
mer 1 ist verpflichtet, den Betrieb ordnungs-
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gemäß einzurichten und zu führen. Die zu-
ständige Behörde kann die Unternehmerin o-
der den Unternehmer auf Antrag von der Be-
triebspflicht befreien; sie muss sie oder ihn 
hiervon befreien, wenn ihr oder ihm die Fort-
führung des Betriebes nicht mehr zuzumuten 
ist. 

(5) Zum ordnungsgemäßen Betrieb eines Ha-
fens gehören auch die Einrichtung, der Be-
trieb und die Unterhaltung der erforderlichen 
Anlagen und Vorrichtungen zur Entsorgung 
von Schiffen sowie zur Verhütung schädlicher 
Umwelteinwirkungen durch den Hafenbetrieb. 
Das für Verkehr zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, durch Verordnung im Einverneh-
men mit dem für Abfall zuständigen Ministe-
rium zur Durchführung von internationalen 
Rechtsvorschriften und von bindenden Be-
schlüssen der Europäischen Gemeinschaften 
die erforderlichen Vorschriften zu erlassen 
und hierbei insbesondere Regelungen zu tref-
fen über 

  

1. die Erhebung einer öffentlich-rechtlichen 
oder privatrechtlichen Abgabe, 

  

2. den Gebührenrahmen,   

3. die Benutzungspflicht einschließlich der 
Ausnahmen hiervon, 

  

4. Informations- und Meldepflichten.   

Die Unternehmerin oder der Unternehmer 
kann sich zur Erfüllung ihrer oder seiner Ver-
pflichtungen Dritter bedienen. Entsprechen 
zugelassene Häfen nicht den Anforderungen, 
so hat die Verkehrsbehörde sicherzustellen, 
dass die Unternehmerin oder der Unterneh-
mer innerhalb angemessener Frist ihre oder 
seine Verpflichtungen erfüllt. 

  

(6) Mit einem Antrag auf Genehmigung eines 
Sportboothafens gelten alle nach anderen öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften für die Errich-
tung oder Änderung eines Sportboothafens 
erforderlichen Anträge auf behördliche Zulas-
sung als gestellt. Die Verkehrsbehörde hat die 
nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten erforderlichen Genehmigungen, Zustim-
mungen, Bewilligungen und Erlaubnisse ein-
zuholen und gleichzeitig mit ihrer Genehmi-
gung zu übersenden, sofern durch Rechtsvor-
schriften nichts anderes bestimmt ist. Versagt 
eine andere Behörde, die nach anderen öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften dazu befugt 
ist, diese Zulassung, teilt sie dies unter Be-
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nachrichtigung der Verkehrsbehörde der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller durch 
schriftlichen Bescheid unmittelbar mit. 

(7) Die Vorschriften über den Ausbau oberir-
discher Gewässer bleiben unberührt. 

  

§ 97 
Sportboothäfen 

  

(1) Das für Verkehr zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Verordnung Mindest-
anforderungen an die Ausstattung und den 
Betrieb von Sportboothäfen zu bestimmen so-
wie die Erhebung von Entgelten für die Nut-
zung von Sportboothäfen zu regeln. Insbe-
sondere können Vorschriften über 

  

1. Art und Umfang der Anlagen und Einrich-
tungen, die erforderlich sind, um die An-
forderungen der Hygiene, die ordnungs-
gemäße Abwasser-, Altöl- und Abfallbe-
seitigung, die Wasserversorgung, die 
Erste Hilfe und den Brandschutz sicherzu-
stellen, 

  

2. die Errichtung von Stellplätzen für Fahr-
zeuge, 

  

3. die Pflichten der Betreiberin oder des Be-
treibers und der Benutzerinnen und Be-
nutzer des Sportboothafens und 

  

4. die Erhebung und den Rahmen von Abga-
ben und Nutzungsentgelten 

  

erlassen werden. In der Verordnung können 
die für die Durchführung der Verordnung zu-
ständigen Behörden bestimmt werden. Für 
die Festsetzung von Hafenabgaben für kom-
munale Häfen gilt das KAG. 

  

(2) Sportboothäfen sind Wasser- und Grund-
flächen, die als ständige Anlege- oder zusam-
menhängende Liegeplätze für mindestens 20 
Sportboote bestimmt sind oder benutzt wer-
den. 

  

§ 98 
Hafenabgaben 

  

Das für Verkehr zuständige Ministerium setzt 
durch Verordnung die Hafenabgaben für die 
landeseigenen Häfen, soweit sie vom Land 
betrieben werden, unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage des Hafenbetriebes, der 
technischen Entwicklung und des Wohls der 
Allgemeinheit, insbesondere der öffentlichen 
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Verkehrsinteressen, fest. Hinsichtlich der 
Festsetzung der Hafenabgaben für die kom-
munalen Häfen gilt das KAG. 

§ 99 
Verkehrsbehörden 

  

(1) Das für Verkehr zuständige Ministerium ist 
Verkehrsbehörde für die in § 100 genannten 
Aufgaben, soweit diese 

  

1. die schiffbaren Gewässer erster Ordnung, 
soweit sie nicht Bundeswasserstraßen 
sind, und die schiffbaren Außentiefs, 

  

2. die landeseigenen Häfen und Landungs-
stege sowie deren Zufahrten, 

  

3. die übrigen öffentlichen Häfen und Lan-
dungsstege sowie deren Zufahrten, mit 
Ausnahme der in § 95 Absatz 2 Num-
mer 2 bis 4 genannten Tatbestände 

  

betreffen.   

(2) Die Landrätinnen oder die Landräte und 
die Bürgermeisterinnen oder die Bürgermeis-
ter der kreisfreien Städte als Kreisordnungs-
behörden sind Verkehrsbehörden, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. Sie sind Ver-
kehrsbehörden nach § 96 Absatz 6 Satz 2. 

  

(3) Das für Verkehr zuständige Ministerium 
kann 

  

1. durch Verordnung seine Zuständigkeit 
nach Absatz 1 ganz oder teilweise auf an-
dere Behörden zur Erfüllung nach Wei-
sung übertragen, 

  

2. in der Verordnung nach § 93 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 Hafenbehörden einrich-
ten; es kann dabei auch Behörden sowie 
solche juristischen Personen des Privat-
rechts, denen der Betrieb von Häfen ob-
liegt, zu Hafenbehörden bestimmen, 

  

3. abweichend von Absatz 2 die Zuständig-
keit durch Verordnung anders regeln. 

  

§ 100 
Aufgaben der Verkehrsbehör-

den 

  

(1) Die Verkehrsbehörden sind für die Aufga-
ben im Rahmen dieses Gesetzes zuständig, 
soweit es sich handelt um 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/1763 
 

 - 85 - 

1. den Verkehr auf den Gewässern mit Aus-
nahme der Bundeswasserstraßen, 

  

2. den Zustand, die Benutzung und den Be-
trieb von Häfen, Landungsstegen und 
sonstigen Verkehrseinrichtungen und 

  

3. Entscheidungen nach § 95.   

(2) Soweit die Verkehrsbehörden nach Ab-
satz 1 zuständig sind, sind sie auch befugt, 
Maßnahmen zu treffen, um Zuwiderhandlun-
gen gegen dieses Gesetz oder die aufgrund 
dieses Gesetzes ergangenen Verordnungen 
abzuwehren. 

  

Teil 10 
Zuständigkeiten, Verfahren 

 
Teil 10 

Zuständigkeiten, Verfahren 

§ 101 
Wasserbehörden 

  unverändert 

(1) Die Durchführung des Wasserhaushalts-
gesetzes, dieses Gesetzes und der aufgrund 
dieser Gesetze erlassenen Verordnungen ist 
Aufgabe der Wasserbehörden, soweit durch 
Rechtsvorschrift nicht etwas anderes be-
stimmt ist. Wasserbehörden sind 

  

1. das für Wasserwirtschaft zuständige Mi-
nisterium als oberste Wasserbehörde, 

  

2. das Landesamt für Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume als obere Was-
serbehörde, 

  

3. die Landrätinnen oder die Landräte und 
die Bürgermeisterinnen oder die Bürger-
meister der kreisfreien Städte als untere 
Wasserbehörden. 

  

(2) Die oberste Wasserbehörde bestimmt 
durch Verordnung, welche Behörden als Was-
serbehörden für die einzelnen Aufgaben zu-
ständig sind, soweit die Zuständigkeiten nicht 
in diesem Gesetz geregelt sind. 

  

§ 102 
Küstenschutzbehörden 

  

(1) Oberste Küstenschutzbehörde ist das für 
den Küstenschutz zuständige Ministerium.  

  

(2) Untere Küstenschutzbehörden sind die 
von der obersten Küstenschutzbehörde durch 
Verordnung bestimmten Behörden. 
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(3) Die oberste Küstenschutzbehörde be-
stimmt durch Verordnung, welche Behörden 
für die einzelnen Aufgaben des Küstenschut-
zes zuständig sind, soweit die Zuständigkei-
ten nicht in diesem Gesetz geregelt sind. 

  

§ 103 
Besondere Zuständigkeiten 

  

(1) Sind in derselben Sache mehrere Wasser-
behörden örtlich zuständig oder ist es zweck-
mäßig, ein wasserwirtschaftliches Vorhaben 
in benachbarten Bezirken einheitlich zu re-
geln, kann die oberste Wasserbehörde die zu-
ständige Wasserbehörde bestimmen. 

  

(2) Ist in derselben Sache auch die Zuständig-
keit einer Behörde eines anderen Landes be-
gründet, kann abweichend von den § § 9 und 
25 Absatz 2 LVwG die oberste Landesbe-
hörde mit der zuständigen Behörde des ande-
ren Landes die gemeinsam zuständige Be-
hörde durch Verwaltungsvereinbarung be-
stimmen. 

  

(3) Soweit die Wasserbehörde für die Durch-
führung von Planfeststellungs- und förmlichen 
Verfahren zuständig ist, ist sie auch Anhö-
rungsbehörde. 

  

§ 104 
Ausgleich 

(abweichend von § 99 WHG) 

  

Abweichend von § 99 Satz 2 WHG findet für 
einen Ausgleich nach § 99 Satz 1 WHG § 96 
Absatz 1 und 5 WHG keine Anwendung. Der 
Ausgleich bemisst sich nach den Aufwendun-
gen und Erträgen, die ohne Anordnungen bei 
einer ordnungsgemäßen land- oder forstwirt-
schaftlichen oder erwerbsgärtnerischen Nut-
zung entstanden wären. Er ist durch eine jähr-
lich zum 1. Juli für das vorherige Kalenderjahr 
fällig werdenden Betrag in Geld zu leisten. 
Der Anspruch erlischt, wenn er nicht bis zum 
1. Februar des auf den Antragszeitraum fol-
genden Jahres mit den erforderlichen Nach-
weisen beantragt wird. Der Ausgleichsan-
spruch entsteht nicht, soweit die wirtschaftli-
chen Nachteile durch zumutbare betriebliche 
Maßnahmen oder durch andere Leistungen 
aus öffentlichen Haushalten oder von Dritten 
ausgeglichen werden können. Verstößt die o-
der der Nutzungsberechtigte gegen eine die 
Bewirtschaftung regelnde Schutzbestim-
mung, Anordnung oder Auflage, kann der 
Ausgleich ganz oder teilweise versagt oder 
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auch mit Wirkung für die Vergangenheit zu-
rückgefordert werden. Die oberste Wasserbe-
hörde kann durch Verordnung Vorschriften er-
lassen über die Höhe des Ausgleichs, die 
Pauschalierung der Ausgleichszahlungen, die 
Festsetzung von Geringfügigkeitsgrenzen 
und das Verfahren. Dabei kann bestimmt wer-
den, dass der Anspruch gegenüber der oder 
dem nach § 97 WHG Begünstigten geltend zu 
machen ist. Für Streitigkeiten steht der 
Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten of-
fen. 

§ 105 
Antrag, Schriftform 

  

(1) Anträge, über die die Wasserbehörden zu 
entscheiden haben, sind mit den zur Beurtei-
lung erforderlichen Plänen wie Zeichnungen, 
Nachweisungen, Begutachtungen und Be-
schreibungen einzureichen. Schriftstücke, die 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse enthal-
ten, sind als solche zu kennzeichnen und ge-
trennt von den übrigen Unterlagen vorzule-
gen. Ihr Inhalt muss, soweit dies ohne Preis-
gabe des Geheimnisses möglich ist, so aus-
führlich dargestellt sein, dass Dritte beurteilen 
können, ob und in welchem Umfange sie von 
den Auswirkungen des Vorhabens betroffen 
werden können. 

  

(2) Werden Benutzungen ohne die erforderli-
che Erlaubnis oder Bewilligung ausgeübt, Ge-
wässer, Deiche oder Anlagen ohne die erfor-
derliche Planfeststellung, Genehmigung oder 
Eignungsfeststellung ausgebaut, errichtet, 
geändert, angebaut oder betrieben, kann die 
Wasserbehörde verlangen, dass ein Antrag 
gestellt und die erforderlichen Pläne vorgelegt 
werden. 

  

(3) Offensichtlich unzulässige Anträge und 
mangelhafte Anträge, die die Antragstellerin 
oder der Antragsteller innerhalb einer ihr oder 
ihm gesetzten angemessenen Frist nicht er-
gänzt, können ohne weitere Verfahren zu-
rückgewiesen werden. 

  

§ 106 
Aussetzung des Verfahrens 

  

(1) Sind gegen einen Antrag Einwendungen 
aufgrund von Privatrechtsverhältnissen erho-
ben worden, so kann die Wasserbehörde ent-
weder über den Antrag unter Vorbehalt dieser 
Einwendungen entscheiden oder das Verfah-
ren aussetzen, bis die Einwendungen erledigt 
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sind. Das Verfahren ist auszusetzen, wenn 
bei Bestehen des Privatrechtsverhältnisses 
der Antrag abzuweisen wäre. 

(2) Wird das Verfahren ausgesetzt, so ist eine 
Frist zu bestimmen, in der Klage zu erheben 
ist. 

  

Teil 11 
Gewässeraufsicht, Bußgeldbe-

stimmungen 

 
Teil 11 

Gewässeraufsicht, Bußgeldbe-
stimmungen 

§ 107 
Aufgaben und Befugnisse im 

Rahmen der Gewässeraufsicht 
und der Gefahrenabwehr 

(zu § § 100, 101 WHG) 

 
§ 107 

Aufgaben und Befugnisse im 
Rahmen der Gewässeraufsicht 

und der Gefahrenabwehr 
(zu § § 100, 101 WHG) 

(1) Die Gewässeraufsicht ist Aufgabe der 
Wasserbehörden und der Küstenschutzbe-
hörden, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist. Sie haben insbesondere den Ausbau, den 
Zustand und die Benutzung der Gewässer 
und ihrer Ufer, den Zustand und die Benut-
zung der Überschwemmungs- und Wasser-
schutzgebiete sowie der Hochwasserrisikoge-
biete, den Bau, den Zustand und die Benut-
zung der Deiche, Sicherungsdämme, 
Dämme, Sperrwerke und sonstigen Hochwas-
serschutzanlagen sowie der im Wasserhaus-
haltsgesetz, in diesem Gesetz oder in den 
aufgrund dieser Gesetze erlassenen Vor-
schriften geregelten Anlagen zu überwachen. 

  unverändert 

(2) Die Küstenschutzbehörden überwachen 
die Erfüllung der nach den küstenschutzrecht-
lichen Vorschriften bestehenden Verpflichtun-
gen und treffen nach pflichtgemäßem Ermes-
sen die erforderlichen Maßnahmen. § 100 
und § 101 WHG gelten entsprechend. 

  

(3) Die unteren Wasserbehörden und die un-
teren Küstenschutzbehörden treffen die erfor-
derlichen Maßnahmen zur Abwehr von Ge-
fahren für Gewässer und von Gefahren, die 
durch Sturmfluten und Hochwasserereignisse 
oder den Zustand oder die Benutzung der Ge-
wässer, der Deiche, Sicherungsdämme, 
Dämme, Sperrwerke und sonstigen Hochwas-
serschutzanlagen, der Überschwemmungs- 
und Wasserschutzgebiete, der Hochwasserri-
sikogebiete sowie der im Wasserhaushaltsge-
setz, in diesem Gesetz oder in den aufgrund 
dieser Gesetze erlassenen Vorschriften gere-
gelten Anlagen hervorgerufen werden und die 
öffentliche Sicherheit bedrohen. 
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(4) Für die Erfüllung der der oberen Wasser-
behörde sowie der unteren Küstenschutzbe-
hörde nach § 90 übertragenen Aufgaben gilt 
§ 101 Absatz 1 Satz 2 WHG entsprechend. 

  

§ 108 
Bauabnahme 

 
§ 108 

Bauabnahme 

(1) Bauvorhaben, die einer Erlaubnis, Bewilli-
gung, Genehmigung oder Planfeststellung 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz, diesem 
Gesetz oder nach einer aufgrund dieser Ge-
setze erlassenen Verordnung bedürfen, sind 
nach Fertigstellung von der Wasserbehörde 
oder der Küstenschutzbehörde daraufhin zu 
überprüfen, ob sie entsprechend den geneh-
migten Plänen und Zeichnungen sowie den 
festgesetzten Bedingungen und Auflagen 
ausgeführt worden sind (Bauabnahme). Über 
die beanstandungsfreie Abnahme ist eine Be-
scheinigung (Abnahmeschein) auszustellen. 
Vor Aushändigung des Abnahmescheines 
darf die Anlage nicht benutzt werden. Die 
Wasserbehörde oder die Küstenschutzbe-
hörde können im Einzelfall die Benutzung 
ganz oder teilweise zulassen oder auf die Ab-
nahme ganz oder teilweise verzichten, wenn 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung nicht zu erwarten ist. 

  unverändert 

(2) Die Abnahme gilt als erteilt, wenn die Was-
serbehörde oder die Küstenschutzbehörde 
nicht innerhalb von vier Wochen nach Zugang 
des Antrages widersprechen. 

  

(3) Die Bauüberwachung nach § 107 Absatz 1 
und die Bauabnahme nach Absatz 1 entfallen 
für Bauvorhaben des Bundes, der Länder, der 
Kreise, der Gemeinden und sonstigen Körper-
schaften des öffentlichen Rechts, wenn die 
Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bau-
überwachung einem Beamten mit der Befähi-
gung für die Laufbahngruppe 2 zweites Ein-
stiegsamt der Fachrichtung Technische 
Dienste übertragen sind, sowie für Bauvorha-
ben, die einer baurechtlichen oder gewerbe-
rechtlichen Überwachung oder Abnahme be-
dürfen. 

  

§ 109 
Kosten der Gewässeraufsicht 

 
§ 109 

Kosten der Gewässeraufsicht 

(1) Wer der Gewässeraufsicht unterliegt, hat 
die Kosten für die Überwachung zu tragen. 

  unverändert 
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(2) Die Wasserbehörde oder die Küsten-
schutzbehörde können Kosten, die in Wahr-
nehmung der Aufgaben der Gewässeraufsicht 
entstanden sind, denjenigen auferlegen, die 
das Tätigwerden der Wasserbehörde oder der 
Küstenschutzbehörde durch eine unbefugte 
Benutzung oder durch eine Verletzung von 
Pflichten nach dem Wasserhaushaltsgesetz, 
diesem Gesetz oder einer aufgrund dieser 
Gesetze erlassenen Verordnung veranlasst 
haben. Zu diesen Kosten gehören insbeson-
dere Kosten für die Ermittlung des Verant-
wortlichen. 

  

§ 110 
Selbstüberwachung 

(zu § § 36, 50, 61 WHG) 

 
§ 110 

Selbstüberwachung 
(zu § § 36, 50, 61 WHG) 

(1) Wer Anlagen zur Benutzung eines Gewäs-
sers im Sinne von § 9 WHG sowie Anlagen 
nach den § § 36 und 50 WHG und § § 23 und 
41 betreibt, hat den ordnungsgemäßen Zu-
stand und Betrieb dieser Anlagen sowie ihre 
Auswirkungen auf die Gewässer und ihre Um-
welt auf eigene Kosten zu überwachen. Sie o-
der er hat die Anlagen mit den dazu erforder-
lichen Einrichtungen und Geräten auszurüs-
ten, Untersuchungen durchzuführen und ihre 
Ergebnisse aufzuzeichnen und aufzubewah-
ren. Die Verpflichtung zur Selbstüberwachung 
umfasst auch eine mit dem Betrieb der Anlage 
zusammenhängende Gewässerbenutzung, 
insbesondere das benutzte Gewässer, die 
Menge und Beschaffenheit des benutzten 
Wassers, des entnommenen Rohwassers 
einschließlich des Grund- und des für die 
Trinkwasserversorgung genutzten Oberflä-
chenwassers des Gewässers im Einzugsge-
biet oder des eingeleiteten Abwassers, sowie 
die Einleitung von Abwasser in öffentliche Ab-
wasseranlagen. Rechtsverordnungen gem. 
§ 62 Absatz 4 Nummer 3 und 4 WHG bleiben 
unberührt. Die Wasserbehörde kann von der 
Verpflichtung zur Selbstüberwachung ganz o-
der teilweise befreien, wenn bei kleinen Anla-
gen eine Beeinträchtigung des Gewässers 
nicht zu erwarten ist. 

  unverändert 

(2) Die oberste Wasserbehörde kann zum 
Schutze der Gewässer durch Verordnung 
Vorschriften über die Selbstüberwachung er-
lassen und dabei festlegen, 

  

1.welche Untersuchungsmethoden, Überwa-
chungseinrichtungen und -geräte anzuwen-
den, vorzuhalten oder einzubauen sind, 
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2. die Art, den Ort, den Zeitpunkt und die 
Häufigkeit von Probennahmen und ande-
ren Überwachungsmaßnahmen, 

  

3. welche Überwachungsmaßnahmen und 
Ergebnisse aufzuzeichnen und der Was-
serbehörde mitzuteilen sind und in wel-
cher Form und in welchen Zeitabständen 
dies zu erfolgen hat, 

  

4. welche Untersuchungen und Überwa-
chungsmaßnahmen von Untersuchungs-
stellen nach § 53 durchzuführen sind. 

  

Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, 
eine von § 62 LVwG abweichende Geltungs-
dauer der Verordnung nach Satz 1 zu bestim-
men. 

  

§ 111 
Ordnungswidrigkeiten 

 
§ 111 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich o-
der fahrlässig 

 (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich o-
der fahrlässig 

1. entgegen § 18 Absatz 3 mit kleinen Fahr-
zeugen ohne Motorkraft Seen befährt oder 
durchfährt, ohne dass dies als Gemeinge-
brauch gestattet ist, 

 1. unverändert 

2. entgegen § 19 ohne Genehmigung ein 
nicht schiffbares Gewässer erster Ord-
nung oder ein Gewässer zweiter Ordnung 
mit einem Motorfahrzeug befährt oder auf 
einem solchen Gewässer ein Wohnboot 
hält, 

 2. entgegen § 19 ohne Genehmigung ein 
nicht schiffbares Gewässer erster Ord-
nung oder ein Gewässer zweiter Ordnung 
mit einem Motorfahrzeug benutzt oder auf 
einem solchen Gewässer ein Wohnboot 
hält, 

3. ohne die nach § 23 Absatz 1 erforderliche 
Genehmigung Anlagen in oder an oberir-
dischen Gewässern errichtet oder wesent-
lich verändert, 

 3. unverändert 

4. einer Nebenbestimmung nach § 23 Ab-
satz 2 Satz 3 zuwiderhandelt, 

 4. unverändert 

5. die nach § 24 Absatz 4 vorgeschriebene 
Anzeige nicht erstattet, 

 5. unverändert 

6. ohne die nach § 24 Absatz 10 erforderli-
che Genehmigung eine Stauanlage dau-
ernd außer Betrieb setzt oder beseitigt, 

 6. unverändert 

7. innerhalb des ein Meter breiten Gewäs-
serrandstreifens gemäß § 26 Absatz 2 
Ackerland pflügt oder Pflanzenschutzmit-
tel oder Düngemittel anwendet, 

 7. unverändert 
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8. entgegen § 30 seiner Verpflichtung zur Er-
füllung der Unterhaltungspflicht an Ge-
wässern zweiter Ordnung nicht nach-
kommt, 

 8. unverändert 

9. eine vollziehbare Anordnung nach § 36 
Absatz 1 oder Absatz 2 nicht befolgt, 

 9. unverändert 

10. die nach § 40 Absatz 4 vorgeschriebene 
Anzeige nicht erstattet, 

 10. unverändert 

11. nicht die vom Träger der Abwasserbesei-
tigungspflicht nach § 48 Absatz 3 festge-
setzten Maßnahmen durchführt, 

 11. unverändert 

12. entgegen § 50 ohne Genehmigung flüs-
sige Stoffe, die kein Abwasser sind, in öf-
fentliche oder private Abwasseranlagen 
einleitet, 

 12. unverändert 

13. nicht die von der Wasserbehörde nach 
§ 51 Absatz 2 festgesetzten Anpassungs-
maßnahmen durchführt, 

 13. unverändert 

14. eine Abwasserbehandlungsanlage oder 
ein Regenrückhaltebecken ohne eine 
nach § 52 Absatz 1 erteilte Genehmigung 
errichtet oder wesentlich ändert oder be-
treibt oder Auflagen, die in der Genehmi-
gung festgesetzt sind, nicht befolgt, 

 14. unverändert 

15. seinen Verpflichtungen zur Selbstüberwa-
chung von Wasserversorgungs- oder Ab-
wasseranlagen nicht nachkommt oder 
den dazu aufgrund einer Verordnung nach 
§ 110 erlassenen Vorschriften zuwider-
handelt, sofern die Verordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, 

 15. unverändert 

16. ohne die nach § 70 Absatz 3 erforderliche 
Ausnahmegenehmigung entgegen § 70 
Absatz 1 die dort genannten Handlungen 
vornimmt, 

 16. unverändert 

17. entgegen § 73 Satz 4 im Vorland eine der 
in Nummer 16 bezeichneten Handlungen 
ohne die nach § 70 Absatz 3 erforderliche 
Ausnahmegenehmigung vornimmt, 

 17. unverändert 

18. in Überschwemmungsgebieten im Sinne 
von § 74 Absatz 1 Nummer 1 eine gemäß 
§ 75 Absatz 1 in Verbindung mit § 78 Ab-
satz 4 WHG oder § 78 a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 8 WHG untersagte Hand-
lung vornimmt oder einer vollziehbaren 
Anordnung gemäß § 75 Absatz 2 oder 3 
zuwiderhandelt, 

 18. unverändert 
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19. entgegen § 79 Absatz 1 eine Halligwarft 
ohne Genehmigung errichtet, beseitigt, 
verstärkt oder wesentlich umgestaltet, 

 19. unverändert 

20. entgegen § 80 Küstenschutzanlagen oder 
sonstige Anlagen an der Küste ohne die 
erforderliche Genehmigung errichtet, we-
sentlich ändert oder beseitigt, 

 20. unverändert 

21. entgegen § 80 Absatz 4 Satz 2 nach Be-
endigung der Nutzung die Anlage nicht 
beseitigt, 

 21. unverändert 

22. ohne die nach § 81 Absatz 2 erforderliche 
Ausnahmegenehmigung entgegen § 81 
Absatz 1 Satz 1 die dort genannten Hand-
lungen vornimmt, 

 22. unverändert 

23. ohne die nach § 81 Absatz 2 erforderliche 
Ausnahmegenehmigung entgegen § 81 
Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 
die dort genannten Handlungen vornimmt, 

 23. unverändert 

24. entgegen § 82 Absatz 1 ohne die nach 
§ 82 Absatz 3 erforderliche Ausnahmege-
nehmigung 

 24. unverändert 

a) in einer Entfernung bis zu 50 m land-
wärts vom Fußpunkt der Innenbö-
schung von Landesschutzdeichen und 
bis zu 25 m vom Fußpunkt der Innen-
böschung von Regionaldeichen, 

  

b) im Deichvorland,   

c) in einer Entfernung bis zu 150 m land-
wärts von der oberen Böschungskante 
eines Steilufers oder vom seewärtigen 
Fußpunkt einer Düne oder eines 
Strandwalles, 

  

d) in den Hochwasserrisikogebieten an 
der Küste (§ 59 Absatz 1 Satz 2) 

  

bauliche Anlagen errichtet oder wesent-
lich ändert, 

  

25. eine vollziehbare Anordnung nach § 93 
Absatz 2 nicht befolgt, 

 25. unverändert 

26. ohne die nach § 95 Absatz 1 und 2 erfor-
derlichen Zulassungen, 

 26. unverändert 

a) Häfen oder Landungsstege errichtet,   

b) Hafenanlagen errichtet oder verän-
dert, 

  



Drucksache 19/1763 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 94 - 

c) in öffentlichen Häfen baggert, Sand, 
Kies oder Steine entnimmt oder an-
schüttet oder Schifffahrtszeichen setzt 
oder betreibt. 

  

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einer aufgrund  

 (2) unverändert 

1. des § 17, des § 21, des § 53 oder   

2. des § 93 Absatz 1, § 96 Absatz 5 Satz 2, 
§ 97 Absatz 1 Satz 1 oder § 98 Satz 1  

  

erlassenen Verordnung oder einer nach § 44 
erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern 
die Verordnung oder die Satzung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist. 

  

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahn-
det werden. 

 (3) unverändert 

Teil 12 
Übergangs- und Schlussvor-

schriften 

 
Teil 12 

Übergangs- und Schlussvor-
schriften 

§ 112 
Verweisung  

  unverändert 

Soweit in Gesetzen oder Verordnungen auf 
Vorschriften verwiesen ist, die durch dieses 
Gesetz außer Kraft gesetzt werden, treten an 
deren Stelle die entsprechenden Vorschriften 
des Wasserhaushaltsgesetzes und dieses 
Gesetzes. 

  

§ 113 
Übergangsvorschriften 

  

(1) Über Planfeststellungen von Abwasserbe-
handlungsanlagen ist von den bislang zustän-
digen Behörden nach bisherigem Recht zu 
entscheiden, sofern bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Auslegung im Sinne des § 140 
Absatz 3 LVwG abgeschlossen ist. 

  

(2) § 82 Absatz 1 Nummer 1, 2. Fall, Num-
mer 3 und 4 gelten nicht für Flächen, für die in 
einem am 9. September 2016 rechtswirksa-
men Flächennutzungsplan eine Bebauung 
vorgesehen ist oder dessen bisher vorgese-
hene Bebauung umgewidmet werden soll und 
wenn bei den Bauvorhaben die Schutzvorkeh-
rungen aus § 82 Absatz 2 Nummer 6 einge-
halten werden. Satz 1 tritt am 8. September 
2021 außer Kraft. 
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(3) Der Betrieb oder die wesentliche Ände-
rung von Abwasserbehandlungsanlagen, die 
nach § 35 Absatz 1 Satz 1 des Landeswas-
sergesetzes in der bis zum 31. Dezember 
2019 geltenden Fassung planfestgestellt wa-
ren, bedürfen der Planfeststellung. Für das 
Planfeststellungsverfahren gelten die § § 68 
bis 70 WHG sowie die § § 83 und 84 entspre-
chend. Anlagen im Sinne von Satz 1 sind le-
diglich genehmigungspflichtig, wenn ein Be-
bauungsplan Festsetzungen für den Standort 
der Anlage enthält. 

  

  



Drucksache 19/1763 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 
 

 - 96 - 

Anlage 1 (zu § 2 Absatz 1) zum Landeswassergesetz 

 
A. Schiffbare Gewässer erster Ordnung 

Bezeichnung des Gewässers Anfangs- und Endpunkte des Gewässers 
1. Schwentine, Untere Unterhalb der Stauan-

lage der ehem. Holsa-
tia-Mühle 
 

Ostsee 

2. 

3.  

Trave, Untere 

Treene, Untere mit Wester- und Oster-
sielzug, deren Verbindungskanälen 
Mittelburggraben und Fürstenburggra-
ben, Binnenhafen, Vorhafen zwischen 
der Schleuse und der Eider sowie die 
Zuleiter von Spülschleuse und von 
dort zur Eider 
 

Wesenberger Brücke 

Straßenbrücke Holz-
kate 

Kanaltrave 

Eider 

4.  Wilsterau (Sielwettern) mit Stadtarm 
von der Schweinsbrücke bis zur Ein-
mündung in die Wilsterau  

Schöpfwerk Vaaler-
moor 

Stör 

 
 

B. Nicht schiffbare Gewässer erster Ordnung 
Bezeichnung des Gewässers Anfangs- und Endpunkte des Gewässers 

1. Alster Wegbrücke beim Gute Ste-
gen 
 

Hamburgische 
Grenze 

2. Bille Schwarze Aue Hamburgische 
Grenze 
 

3. Bramau 781 m oberhalb der Stra-
ßenbrücke Wrist-Bokel 
 

Stör 

4. Stör Schwale bei Neumünster Einmündung in die 
Bundeswasser-
straße 
 

5. Trave, Mittlere Unterstromseitige Kante 
des Gehweges der Trave-
brücke in Bad Segeberg im 
Zuge der B 206 
 

Wesenberger Brü-
cke 

6. Treene, Mittlere Straßenbrücke in Hol-
lingstedt 

Untere Treene  
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Anlage 2 (zu § 86) zum Landeswassergesetz 
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Artikel 2 
Gesetz zur Ausführung des 
Abwasserabgabengesetzes 

(AG-AbwAG)  

 
Artikel 2 

Gesetz zur Ausführung des 
Abwasserabgabengesetzes 

(AG-AbwAG)  

Inhaltsübersicht   unverändert 

§ 1 Abgabepflicht (zu § 9 AbwAG)   

§ 2 Abwälzung (zu § 9 AbwAG)   

§ 3 Nachklärteiche (zu § 3 Absatz 3 Ab-
wAG) 

  

§ 4 Ermittlung aufgrund des Bescheides 
oder in sonstigen Fällen (zu § § 4 und 
6 AbwAG) 

  

§ 5 Abzug der Vorbelastung (zu § 4 Ab-
wAG) 

  

§ 6 Verrechnung von Aufwendungen (zu 
§ 10 Absatz 3 und 4 AbwAG) 

  

§ 7 Abgabe für Niederschlagswasser (zu 
§ 7 Absatz 2 AbwAG) 

  

§ 8 Abgabe für Kleineinleitungen (zu § 8 
AbwAG) 

  

§ 9 Erfassung der Abgabepflichtigen, Ab-
gabeerklärung (zu § 11 AbwAG) 

  

§ 10 Festsetzen der Abgabe    

§ 11 Anwendbare Vorschriften   

§ 12 Abzug des Verwaltungsaufwandes (zu 
§ 13 AbwAG) 

  

§ 13 Zuständigkeiten   

§ 14 Datenverarbeitung   

§ 15 Ordnungswidrigkeiten   

§ 16 Einschränkung von Grundrechten   

§ 1 
Abgabepflicht 

(zu § 9 AbwAG) 

  

(1) Die Gemeinden sind für eigene Einleitun-
gen und anstelle der Einleiter abgabepflichtig, 
die weniger als acht Kubikmeter je Tag 
Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähn-
liches Schmutzwasser einleiten. 

  

(2) Ist die Pflicht zur Abwasserbeseitigung für 
eine Gemeinde entsprechend § 46 Lan-
deswassergesetz (LWG) vom [bitte einfügen: 
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Datum und Fundstelle dieses (Mantel-)Geset-
zes] auf eine andere juristische Person des öf-
fentlichen Rechts übertragen, so ist diese ju-
ristische Person des öffentlichen Rechts ab-
gabepflichtig. 

§ 2 
Abwälzung 

(zu § 9 AbwAG) 

  

Die nach § 1 Abgabepflichtigen können die 
von ihnen für eigene Einleitungen oder an-
stelle von Einleitern zu entrichtenden Abga-
ben auf die nach § 6 Absatz 5 Satz 1 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Januar 2005 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 18. März 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 69), 
Gebührenpflichtigen abwälzen. Im Übrigen 
gelten die Vorschriften des Kommunalabga-
bengesetzes. 

  

§ 3 
Nachklärteiche 

(zu § 3 Absatz 3 AbwAG) 

  

Ist einer Abwasserbehandlungsanlage ein 
Gewässer oder ein Gewässerteil als Nach-
klärteich klärtechnisch unmittelbar zugeord-
net, so bleibt auf Antrag des Abgabenpflichti-
gen die Zahl der Schadeinheiten insoweit au-
ßer Ansatz, als sie in den zur Nachklärung er-
richteten und betriebenen Einrichtungen ver-
mindert wird. Der Umfang der Verminderung 
wird geschätzt. Sie ist frühestens für das der 
Antragstellung folgende Veranlagungsjahr zu 
berücksichtigen. 

  

§ 4 
Ermittlung aufgrund des Be-
scheides oder in sonstigen 

Fällen 
(zu § § 4 und 6 AbwAG) 

  

(1) Die Überwachungswerte sind für die Kon-
zentration in den Messeinheiten der Schwel-
lenwerte nach der Anlage zu § 3 des Abwas-
serabgabengesetzes (AbwAG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. Januar 
2005 (BGBl. I S. 114), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 22. August 2018 (BGBI. I S. 
1327), für die Fischeigiftigkeit in ganzen Zah-
len anzugeben. 
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(2) Die Jahresschmutzwassermenge ist auf-
grund einer amtlichen Schätzung festzuset-
zen. Sie ist mindestens alle fünf Jahre zu 
überprüfen und erforderlichenfalls neu festzu-
setzen. Der Einleiter hat auf Anforderung die 
dazu notwendigen Daten auf der Grundlage 
von Messergebnissen mitzuteilen. 

  

§ 5 
Abzug der Vorbelastung 

(zu § 4 AbwAG) 

  

(1) Die oberste Wasserbehörde kann für Ge-
wässer und Teile von Gewässern durch Ver-
ordnung einheitliche mittlere Schadstoffkon-
zentrationen von Schadstoffen oder Schad-
stoffgruppen und einen mittleren Verdün-
nungsfaktor festlegen, die nach § 4 Absatz 3 
AbwAG bei der Berechnung der Vorbelastung 
zugrunde zu legen sind. Die einheitlichen mitt-
leren Schadstoffkonzentrationen und der mitt-
lere Verdünnungsfaktor sind auf der Grund-
lage von Gewässeruntersuchungen und unter 
Berücksichtigung zu erwartender Verände-
rungen der Gewässer für einen Zeitraum fest-
zulegen, der fünf Jahre nicht überschreiten 
soll. 

  

(2) Die Vorbelastung ist nur für die Zeit nach 
der Antragstellung zu berücksichtigen. 

  

§ 6 
Verrechnung von Aufwendun-

gen 
(zu § 10 Absatz 3 und 4 Ab-

wAG) 

  

(1) Die Verrechnung ist schriftlich unter Nach-
weis der Voraussetzungen gegenüber der zu-
ständigen Behörde zu erklären. Diese kann 
für die Prüfung die Vorlage von Sachverstän-
digengutachten und die Bestätigung durch ei-
nen Wirtschaftsprüfer verlangen. Ist die Höhe 
der verrechnungsfähigen Aufwendungen 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand zu ermitteln, kann sie von Amts wegen 
geschätzt werden. 

  

(2) Abgabepflichtige können unter den Vo-
raussetzungen des § 10 Absatz 3 AbwAG 
auch die Aufwendungen verrechnen, die sie 
an eine andere Abgabepflichtige zur Errich-
tung einer Abwasserbehandlungsanlage ge-
leistet haben, sofern die anderen Abgabe-
pflichtigen unwiderruflich bestätigen, dass sie 
diese Mittel für Aufwendungen im Sinne des 
§ 10 Absatz 3 AbwAG verwendet haben, in 
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dieser Höhe nicht selbst verrechnen und hier-
über keine weiteren Bestätigungen ausstel-
len. 

§ 7 
Abgabe für Niederschlagswas-

ser 
(zu § 7 Absatz 2 AbwAG) 

  

(1) Für den Zeitraum, für den der Einleiter 
nachweist, dass 

  

1. die Abwasseranlage den in Betracht kom-
menden Regeln der Technik gemäß § 60 
Absatz 1 und 2 des Wasserhaushaltsge-
setzes (WHG) und § 51 LWG entspricht 
und 

  

2. die Anforderungen des die Einleitung zu-
lassenden Bescheides eingehalten wer-
den, 

  

wird die Abwasserabgabe für eine Nieder-
schlagswassereinleitung 

  

- aus einer Trennkanalisation und   

- aus einer Mischwasserkanalisation ohne 
Regenentlastung 

  

nicht erhoben,   

- aus einer Mischwasserkanalisation mit 
Regenentlastung um 90 % ermäßigt. 

  

(2) Der Einleiter hat den Nachweis nach Ab-
satz 1 bei begründetem Anlass, mindestens 
alle fünf Jahre erneut zu führen. 

  

(3) Wird die Abwasseranlage so errichtet oder 
geändert, dass sie den in Betracht kommen-
den Regeln der Technik entspricht, bleibt die 
Einleitung des Niederschlagswassers auf An-
trag für einen Zeitraum von drei Jahren vor In-
betriebnahme der geänderten oder errichte-
ten Anlage abgabefrei. § 10 Absatz 3 Satz 4 
und 5 AbwAG gilt entsprechend. 

  

(4) Bei der Berechnung oder Schätzung der 
Zahl der an die Kanalisation angeschlossenen 
Einwohner oder der Größe der angeschlosse-
nen Fläche ist von den Verhältnissen am 30. 
Juni des Veranlagungsjahres auszugehen. 
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§ 8 
Abgabe für Kleineinleitungen 

(zu § 8 AbwAG) 

  

(1) Bei der Berechnung oder Schätzung der 
Zahl der nicht an die Kanalisation angeschlos-
senen Einwohner bleiben die Einwohner un-
berücksichtigt, deren Schmutzwasser recht-
mäßig einer öffentlichen Abwasserbehand-
lungsanlage zugeführt wird. 

  

(2) Bei der Berechnung oder Schätzung der 
Zahl der nicht an die Kanalisation angeschlos-
senen Einwohner ist von den Verhältnissen 
am 30. Juni des Veranlagungsjahres auszu-
gehen. 

  

(3) Kleineinleitungen sind abgabefrei, wenn 
der Abgabepflichtige gegenüber der Wasser-
behörde nachweist, dass das Schmutzwasser 
in einer Abwasserbehandlungsanlage ent-
sprechend den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik in einer mindestens zweistu-
figen mechanisch-biologischen Behandlung 
gereinigt wird und die Schlammbeseitigung im 
Sinne von § 54 Absatz 2 Satz 2 WHG und 
§ 45 Absatz 2 Satz 2 LWG sichergestellt ist.  

  

§ 9 
Erfassung der Abgabepflichti-

gen, Abgabeerklärung 
(zu § 11 AbwAG) 

  

(1) Ist nach dem Abwasserabgabengesetz o-
der diesem Gesetz eine Schätzung vorgese-
hen, haben die Abgabepflichtigen der zustän-
digen Behörde die hierfür erforderlichen An-
gaben zu machen (Abgabeerklärung) 

  

1. für Schmutzwassereinleitungen bis zum 1. 
März eines jeden Jahres für das vorange-
gangene Veranlagungsjahr, 

  

2. für Niederschlagswasser- und Kleineinlei-
tungen bis zum 30. September eines je-
den Jahres für das laufende Veranla-
gungsjahr. 

  

Kommen die Abgabepflichtigen ihrer Ver-
pflichtung nach Satz 1 nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nach, hat die Festset-
zungsbehörde die Abgabegrundlagen nach 
vorheriger Fristsetzung zu schätzen. 

  

(2) Die Behörden, die insbesondere als Plan-
feststellungs- oder Bergbehörde nach § 19 
WHG über die Einleitung von Abwasser ent-
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scheiden, haben der für die Festsetzung zu-
ständigen Behörde eine Ausfertigung des Be-
scheides zu übersenden. 

§ 10 
Festsetzen der Abgabe 

  

(1) Die Abwasserabgabe wird durch schriftli-
chen Bescheid (Abgabebescheid) festgesetzt. 

  

(2) Die Abwasserabgabe ist einen Monat nach 
Bekanntgabe des Abgabebescheides fällig. 

  

§ 11 
Anwendbare Vorschriften 

  

Für den Vollzug des Abwasserabgabengeset-
zes und dieses Gesetzes sind die folgenden 
Vorschriften der Abgabenordnung (AO) ent-
sprechend anzuwenden: 

  

1. über die steuerlichen Nebenleistungen § 3 
Absatz 4, 

  

2. über die Haftungsbeschränkung von 
Amtsträgern die § § 7 und 32, 

  

3. über die Steuerpflichtigen die § § 34 bis 
36, 

  

4. über das Steuerschuldverhältnis die 
§ § 37, 38, 40 bis 42, 44 Absatz 1 und Ab-
satz 2 Satz 1 bis 3 sowie die § § 45 und 47 
bis 49, 

  

5. über die Haftung die § § 69 bis 71, 73 bis 
75 und 77 Absatz 1, 

  

6. über die Beweismittel die § § 92, 93, 96 
Absatz 1 bis Absatz 7 Satz 1 und 2, die 
§ § 97 bis 99 und § 101 Absatz 1, 

  

7. über Fristen, Termine und Wiedereinset-
zung die § § 108 bis 110, 

  

8. über die Steuererklärungen § 152 Ab-
satz 1 bis 3 sowie § 153 Absatz 1 und 2, 

  

9. über die Steuerfestsetzung § 155 Ab-
satz 3, § 162 Absatz 1, die § § 163 bis 166 
, § 169 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 sowie Satz 2 und 3, § 170 Ab-
satz 1, § 171 Absatz 1 bis 3a, 7 bis 9, 12 
und 13 sowie die § § 173, 174, 191 und 
192, 

  

10. über Zahlung und Zahlungsverjährung 
§ 224 Absatz 2, die § § 225 und 226 sowie 
die § § 228 bis 232, 
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11. über die Verzinsung die § § 235 bis 239,   

12. über Säumniszuschläge § 240,   

13. über die Sicherheitsleistung die § § 241 
bis 248. 

  

§ 12 
Abzug des Verwaltungsauf-

wandes 
(zu § 13 AbwAG) 

  

Aus dem Abgabenaufkommen wird vorweg 
der durch die Durchführung abwasserabgabe-
rechtlicher Vorschriften entstehende Perso-
nal- und Sachaufwand der Wasserbehörden 
(Verwaltungsaufwand) gedeckt. Die unteren 
Wasserbehörden erhalten für ihren Verwal-
tungsaufwand pauschale Zuweisungen nach 
Maßgabe einer von der obersten Wasserbe-
hörde zu erlassenden Verordnung. 

  

§ 13 
Zuständigkeiten 

  

(1) Die Durchführung des Abwasserabgaben-
gesetzes und dieses Gesetzes ist Aufgabe 
der für die Überwachung der Einleitung zu-
ständigen Wasserbehörde. 

  

(2) Die oberste Wasserbehörde ist für die Er-
hebung und die Entscheidung über die Ver-
wendung der Abwasserabgabe zuständig. 

  

(3) Die in Absatz 1 genannte Behörde kann 
Stellen im Sinne von § 53 Absatz 1 Satz 1 
LWG mit der Entnahme und Analyse der Ab-
wasserproben beauftragen. Es dürfen keine 
Untersuchungsstellen beauftragt werden, die 
für den Einleiter, insbesondere im Rahmen 
der Selbstüberwachung nach § 110 LWG, tä-
tig geworden sind. 

  

§ 14 
Datenverarbeitung 

  

Die Wasserbehörden dürfen zur Ermittlung 
der Abgabengrundlagen und zur Erhebung 
und Festsetzung der Abwasserabgabe die zur  

  

1. Identifizierung der Abgabepflichtigen,   

2. Feststellung oder Ermittlung der Abgabe-
pflicht nach Grund und Höhe 

  

erforderlichen personen- und betriebsbezoge-
nen Daten verarbeiten. Sie dürfen zu diesen 
Zwecken auch die von den Wasserbehörden 
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nach § § 88, 100, 101 WHG und § § 89, 107 
und 109 LWG erhobenen personen- und be-
triebsbezogenen Daten verarbeiten. § 89 Ab-
satz 4 LWG gilt entsprechend. 

§ 15 
Ordnungswidrigkeiten 

  

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig die in § 9 Absatz 1 angeführten, für 
eine Schätzung notwendigen Daten und Un-
terlagen nicht, nicht richtig, nicht vollständig o-
der nicht rechtzeitig vorlegt. Die Ordnungs-
widrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
zweitausendfünfhundert Euro geahndet wer-
den. 

  

§ 16 
Einschränkung von Grund-

rechten 

  

Die Grundrechte auf körperliche Unversehrt-
heit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Ar-
tikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), 
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
des Grundgesetzes) und des Eigentums (Arti-
kel 14 des Grundgesetzes) werden nach 
Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

  

Artikel 3 
Änderung des Wasserabga-

bengesetzes des Landes 
Schleswig-Holstein  

 
Artikel 3 

Änderung des Wasserabga-
bengesetzes des Landes 

Schleswig-Holstein  

Das Wasserabgabengesetz des Landes 
Schleswig-Holstein vom 13. Dezember 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 494), geändert durch Ar-
tikel 20 des Gesetzes vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 162), wird wie folgt geän-
dert: 

  unverändert 

1. § 1 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden die 
Worte „und Ableiten“ gestrichen. 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:   

aa) In Nummer 1 wird die Angabe 
„§ § 14, 20 und § 21 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. b des Landeswasserge-
setzes (LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Februar 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 91), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
28. Oktober 2012 (GVOBl. Schl.-
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H. S. 712), Zuständigkeiten und 
Ressortbezeichnungen ersetzt 
durch Verordnung vom 4. April 
2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143)“ er-
setzt durch die Angabe „§ 13 Ab-
satz 1 Nummer 3 Buchstabe c, 
§ § 18, 22 und 39 des Landeswas-
sergesetzes (LWG) vom [bitte ein-
fügen: Datum und Fundstelle die-
ses (Mantel-)Gesetzes]“. 

bb) In Nummer 2 wird folgender Buch-
stabe f) angefügt: 

  

„f) soweit Abgabepflichtige mit 
Zustimmung der obersten 
Wasserbehörde Aufwendun-
gen im Zusammenhang mit der 
Erstellung der nach § 43 Ab-
satz 1 Satz 2 LWG erforderli-
chen Unterlagen erbringen; als 
Aufwand zählt nicht die Erstat-
tung der notwendigen Kosten 
gemäß § 43 Absatz 1 Satz 3 
LWG; soweit die Aufwendun-
gen die Höhe der Abgabe für 
das Veranlagungsjahr über-
steigen, entfällt die Abgabe-
pflicht auch in den beiden da-
rauf folgenden Veranlagungs-
jahren,“ 

  

cc) Nummer 5 wird gestrichen und das 
Komma am Ende der Nummer 4 
durch einen Punkt ersetzt. 

  

2. § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:   

„Eine Vorauszahlung wird nicht festge-
setzt, wenn sie die Summe von 250 Euro 
nicht übersteigt. Die Wasserbehörde kann 
von der Festsetzung einer Vorauszahlung 
absehen, wenn zu erwarten ist, dass die 
Abgabepflicht für den laufenden Veranla-
gungszeitraum entfällt.“ 

  

3. § 6 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 2 wird Satz 3 gestrichen.   

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

  

Die Worte „, Zwangsgelder oder Rück-
flüsse von Zuwendungen aus diesem 
Abgabenaufkommen“ werden durch 
die Worte „oder Zwangsgelder“ er-
setzt. 
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4. § 7 wird wie folgt geändert:   

a) In Satz 1 Nummer 2 wird das Wort 
„zur“ gestrichen. 

  

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:   

„Sie dürfen zu diesen Zwecken auch 
die von den Wasserbehörden nach 
§ § 88, 100, 101 WHG und § § 89, 107 
und 109 LWG erhobenen personen- 
und betriebsbezogenen Daten sowie 
die zur Ermittlung der Jahresschmutz-
wassermenge nach dem Abwasserab-
gabengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 2005 
(BGBl. I S. 114), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 
22. August 2018 (BGBl. I S. 1327), und 
dem Gesetz zur Ausführung des Ab-
wasserabgabengesetzes vom [bitte 
einfügen: Datum und Fundstelle die-
ses (Mantel-)Gesetzes]), erhobenen 
Angaben über Bezugswassermengen 
verarbeiten.“ 

  

c) Es wird folgender Satz 3 angefügt:   

„§ 89 Absatz 4 LWG gilt entspre-
chend.“ 

  

5. § 8 wird wie folgt geändert:   

a) In der Überschrift werden die Worte 
„und des Landesverwaltungsgeset-
zes“ gestrichen. 

  

b) In Nummer 10 wird die Angabe „die 
§ 224 Abs. 2, § 225 und“ ersetzt durch 
die Angabe „§ 224 Absatz 2, die 
§ § 225 und 226 sowie“ ersetzt. 

  

6. In § 10 Absatz 3 wird die Angabe 
„zuletzt geändert Gesetz vom 26. 
Juni 2013 (BGBl. I S. 1738)“ er-
setzt durch die Angabe „zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 17. Dezember 2018 
(BGBl. I S. 2571)“. 

  

Artikel 4 
Änderung des Landeswasser-

verbandsgesetzes  

 
Artikel 4 

Änderung des Landeswasser-
verbandsgesetzes  

Das Landeswasserverbandsgesetz vom 
11. Februar 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 86), ge-
ändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 14. 
Dezember 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 999), 
wird wie folgt geändert: 

 Das Landeswasserverbandsgesetz vom 
11. Februar 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 86), 
geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
14. Dezember 2016 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 999), wird wie folgt geändert: 
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  1. § 2 wird um folgende Nummer 6 er-
gänzt: 

  „6. Errichtung und Betrieb von Anla-
gen zur Verwertung oder Erzeu-
gung regenerativer Energie zur 
Förderung ihrer Verbandsaufga-
ben.“ 

1. Nach § 2a wird folgender § 2b eingefügt:  2. unverändert 

„§ 2b 
Gemeindliche Mitgliedschaft in 
Wasser- und Bodenverbänden 

(abweichend von § 23 Ab-
satz 1 WVG) 

  

(1) Auch abweichend von § 23 Absatz 1 
WVG in Verbindung mit § 8 Absatz 1 
WVG kann mit Zustimmung der Aufsichts-
behörde und des Verbandes eine Ge-
meinde Mitglied eines Wasser- und Bo-
denverbandes werden. 

  

(2) Soweit nach Absatz 1 eine gemeindli-
che Mitgliedschaft in einem Wasser- und 
Bodenverband im Sinne von § 31 Ab-
satz 1 Satz 1 des Landeswassergesetzes 
(LWG) besteht, gilt statt den in § 28 Ab-
satz 1 Satz 1 LWG Genannten die Ge-
meinde als unterhaltungspflichtig. Die von 
der Gemeinde an den Wasser- und Bo-
denverband gezahlten Beiträge sowie die 
bei der Umlegung entstehenden Verwal-
tungskosten kann die Gemeinde den an 
sich nach Satz 1 Unterhaltungspflichtigen 
nach den Grundsätzen des Kommunalab-
gabengesetzes des Landes Schleswig-
Holstein (KAG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Januar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 18. März 2018 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 69), auferlegen. 

  

(3) Soweit nach Absatz 1 eine gemeindli-
che Mitgliedschaft in einem Wasser- und 
Bodenverband besteht und der Hochwas-
serschutz zu den Aufgaben dieses Ver-
bandes zählt, gilt neben den in § 57 Ab-
satz 1 LWG Genannten auch die Ge-
meinde als zum Hochwasserschutz ver-
pflichtet. Die auf Grundlage von Satz 1 
von der Gemeinde an Wasser- und Bo-
denverbände gezahlten Beiträge für den 
Hochwasserschutz sowie die bei der Um-
legung entstehenden Verwaltungskosten 
kann die Gemeinde nach den Grundsät-
zen des KAG den nach § 57 Absatz 1 
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LWG zum Hochwasserschutz Verpflichte-
ten auferlegen.“ 

2. In § 5 wird die Angabe „(LWG)“ gestri-
chen.  

 3. § 5 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Wasser- und Bodenverbände, die ge-
mäß § 30 Absatz 1 LWG die Aufgabe 
der Gewässerunterhaltung wahrneh-
men, sollen Mitglied in einem Wasser- 
und Bodenverband (Bearbeitungsge-
bietsverband) sein, dessen Verbands-
gebiet sich auf das Teileinzugsgebiet 
einer Flussgebietseinheit nach  86 
LWG (Bearbeitungsgebiet) erstreckt.“ 

3. § 13 wird wie folgt gefasst:   4. unverändert 

„§ 13 
Rücklagen 

  

(1) Die Wasser- und Bodenverbände ha-
ben zur Sicherung der Haushaltswirtschaft 
und für geplante Investitionen Rücklagen 
in angemessener Höhe zu bilden. Als an-
gemessen gilt mindestens ein halber Jah-
resbetrag des Beitragsaufkommens. Bei-
träge, die von Unterverbänden für Ober-
verbände mit erhoben werden, bleiben da-
bei unberücksichtigt. Die Aufsichtsbe-
hörde kann auf Antrag Ausnahmen zulas-
sen. 

  

(2) Für das Vorhandensein abnutzbarer 
Verbandsanlagen, wie zum Beispiel Siele, 
Schöpfwerke oder Rohrleitungen, sind 
entsprechend höhere Rücklagen zu bil-
den, die zeitgerechte Instandsetzungen 
und Ersatzbauten gewährleisten. Der 
durch die zu erwartende Nutzungsdauer 
ermittelte Werteverzehr ist bei der Bei-
tragskalkulation zu berücksichtigen.“ 

  

  5. § 20 Absatz 2 erhält folgende Fas-
sung: 

„(2) Die Wahrnehmung von Aufgaben 
nach § 2 Nummer 6 muss in einem an-
gemessenen Verhältnis zur Leis-
tungsfähigkeit des Verbandes stehen 
und ist vorab der Aufsichtsbehörde 
anzuzeigen.“ 

4. § 21 Absatz 1 Nummer 4.3 wird wie folgt 
gefasst: 

 6. § 21 wird wie folgt geändert: 
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  a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 
„§ 40 LWG“ durch „§ 28 LWG“ er-
setzt. 

  b) In Absatz 1 Nummer 1 wird die An-
gabe „§ 43 Abs. 1 Satz 2 LWG“ 
durch „§ 31 Absatz 1 Satz 2 LWG“ 
ersetzt. 

  c) In Absatz 1 Nummer 2 wird die An-
gabe „§ 43 Abs. 1 Satz 2 LWG“ 
durch „§ 31 Absatz 1 Satz 2 LWG“ 
ersetzt. 

  d) Absatz 1 Nummer 4.3 wird wie folgt 
gefasst: 

„4.3 
Naturschutzgebiete  
und Biotope  0,4 Beitragseinheiten/ha 
nach § 30 Absatz 2  
des Bundesnaturschutz- 
gesetzes und § 21  
Absatz 1 des Landes- 
naturschutzgesetzes,  
soweit diese nach § 30  
Absatz 7 des Bundes- 
naturschutzgesetzes  
registriert sind und  
soweit sie nicht unter  
Nummer 5 fallen;  
die Beitragspflichtigen  
haben die Voraussetzun- 
gen für die Abschläge  
nachzuweisen.“ 

  unverändert 

Artikel 5 
Änderung der Amtsordnung 

 
Artikel 5 

Änderung der Amtsordnung 

Die Amtsordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 112), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 14. März 2017 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 140), wird wie folgt geändert:  

  unverändert 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:   

1. Nummer 1 erhält folgende Fassung:   

„1. Abwasserbeseitigung (§ 44 des Lan-
deswassergesetzes (LWG) vom [bitte 
einfügen: Datum und Fundstelle die-
ses (Mantel-)Gesetzes] in Verbindung 
mit § 54 des Wasserhaushaltsgeset-
zes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 18. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2771)“. 

  

https://www.juris.de/r3/?docId=jlr-WasGSH2008V2P30&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=jlr-WasGSH2008V2P30&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR258510009BJNE005501360&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=BJNR258510009BJNE005501360&docFormat=xsl&docPart=S
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2. Nummer 2 erhält folgende Fassung:   

„2. Wasserversorgung (§ 41 LWG)“.   

Artikel 6 
Änderung des Kommunalab-

gabengesetzes 

  

Das Kommunalabgabengesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 10. Ja-
nuar 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 18. März 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 69), wird wie folgt geän-
dert: 

  

§ 7 wird wie folgt geändert:   

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 42 
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 30 Ab-
satz 2“ ersetzt. 

  

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 43 
Abs. 1 Satz 1“ durch die Angabe „§ 31 Ab-
satz 1 Satz 1“ und die Angabe „§ 40 Abs. 
1 und 2“ durch die Angabe „§ 28 Absatz 1 
und 2“ ersetzt. 

  

c) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 42 Abs. 
2“ durch die Angabe „§ 30 Absatz 2“ und 
die Angabe „§ 40 Abs. 1“ durch die An-
gabe „§ 28 Absatz 1“ ersetzt. 

  

Artikel 7 
Änderung des Landesnatur-

schutzgesetzes  

 
Artikel 7 

Änderung des Landesnatur-
schutzgesetzes  

Das Landesnaturschutzgesetz vom 24. Feb-
ruar 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 301), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 162), wird wie folgt geän-
dert: 

  unverändert 

§ 8 Absatz 2 Nummer 2 erhält folgende Fas-
sung: 

  

„2. Unterhaltungsmaßnahmen an Gewässern 
nach § 39 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2771), sowie § 25 Lan-
deswassergesetz [bitte einfügen: Datum 
und Fundstelle dieses (Mantel-)Geset-
zes].“ 

  

https://www.juris.de/r3/?docId=jlr-WasGSH2008V2P29&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=jlr-WasGSH2008V2P42&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=jlr-WasGSH2008V2P42&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=jlr-WasGSH2008V2P42&docFormat=xsl&docPart=S
https://www.juris.de/r3/?docId=jlr-WasGSH2008V2P42&docFormat=xsl&docPart=S
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=FASTLINK&pass=&search=2BEM%3d791-10+AND+DART%3dG+AND+JG%3d2010+AND+HNR%3D6&format=WEBDOKFL
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Artikel 8 
Änderung des Nachbarrechts-
gesetzes für das Land Schles-

wig-Holstein 

 
Artikel 8 

Änderung des Nachbar-
rechtsgesetzes für das Land 

Schleswig-Holstein 

Das Nachbarrechtsgesetz für das Land 
Schleswig-Holstein vom 24. Februar 1971 
(GVOBl. Schl.-H. S. 54), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27. Mai 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 162), wird wie folgt geändert: 

  unverändert 

1. § 27 wird wie folgt geändert:   

a) Absatz 2 Nummern 1 und 2 erhalten 
folgende Fassung: 

  

„1. auf Grund einer Erlaubnis oder Be-
willigung nach dem Wasserhaus-
haltsgesetz und dem Landeswas-
sergesetz oder auf Grund eines al-
ten Rechts oder einer alten Befug-
nis nach § 16 Landeswasserge-
setz oder 

  

2. durch einen Gewässerausbau, für 
den ein Planfeststellungsverfahren 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
und dem Landeswassergesetz 
durchgeführt worden ist, oder“ 

  

b) in Absatz 3 wird die Angabe „nach 
§ 33 des Wasserhaushaltsgesetzes 
und § 31 des Wassergesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein“ durch die 
Angabe „nach § 46 des Wasserhaus-
haltsgesetzes“ ersetzt. 

  

2. § 35 wird wie folgt geändert:   

In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „nach 
§ 41 Abs. 1 bis 3 des Wassergesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein“ durch die An-
gabe „§ 30 Landeswassergesetz“ ersetzt. 

  

Artikel 9 
Änderung des Landes-UVP-

Gesetzes 

 
Artikel 9 

Änderung des Landes-UVP-
Gesetzes 

Das Landes-UVP-Gesetz vom 13. Mai 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S.246), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezem-
ber 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 773), wird wie 
folgt geändert: 

 Das Landes-UVP-Gesetz vom 13. Mai 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S.246), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. De-
zember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 773), wird 
wie folgt geändert: 

In § 3 Absatz 5 wird die Angabe „§ 5 Ab-
satz 11“ durch die Angabe „§ 5 Absatz 12“ er-
setzt. 

 1. unverändert 
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  2. § 6 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

  a) In Nummer 3 wird die Angabe 
„Nummer 13.13“ durch die Angabe 
„Nummer 13.16 in Verbindung mit 
der Nummer 1.1 der Anlage 1 zu 
diesem Gesetz“ ersetzt. 

   

  b) Nummer 4 erhält folgende Fas-
sung: 

  „4. für Vorhaben nach der Nummer 
13.16 der Anlage 1 zum UVPG 
in Verbindung mit der Nummer 
1.1 der Anlage 1 zu diesem Ge-
setz die zuständige Küsten-
schutzbehörde,“ 

  
Artikel 10 

Änderung des Landesboden-
schutz- und Altlastengeset-

zes 

  § 5 Absatz 3 des Landesbodenschutz- 
und Altlastengesetzes vom 14. März 2002 
(GVOBl. Schl.-H. S. 60), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 2. Mai 2018 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 162), wird wie folgt geändert: 

  1. Satz 4 wird gestrichen. 

  2. Folgende Sätze 4 und 5 werden ange-
fügt: 

  „Daten über Flächen, die den zustän-
digen Bodenschutzbehörden in sons-
tiger Weise im Zuge der Altlastenbear-
beitung nach dem BBodSchG und die-
sem Gesetz bekannt werden, können 
mit besonderer Kennzeichnung archi-
viert werden, soweit dies für die Auf-
gabenwahrnehmung der Boden-
schutzbehörden und der Datenüber-
mittlung gemäß § 6 erforderlich ist. 
Nach Satz 3 und 4 archivierte Daten, 
die für die Aufgabenerfüllung nicht 
mehr erforderlich sind, sind unverzüg-
lich zu löschen.“ 
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Artikel 10 
Änderung der Landesverord-
nung über die Errichtung des 

Landesamtes für Küsten-
schutz, Nationalpark und Mee-

resschutz 

 
Artikel 11 

Änderung der Landesverord-
nung über die Errichtung des 

Landesamtes für Küsten-
schutz, Nationalpark und 

Meeresschutz 

Die Landesverordnung über die Errichtung 
des Landesamtes für Küstenschutz, National-
park und Meeresschutz vom 21. Dezember 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 633), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 13. September 
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 823), wird wie folgt 
geändert: 

  unverändert 

§ 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:    

1. In Nummer 1 wird die Angabe „§ 108 Abs. 
1“ durch die Angabe „§ 102 Absatz 2“ er-
setzt, 

  

2. In Nummer 3 werden die Worte „insbeson-
dere nach § 59 a des Landeswasserge-
setzes“ gestrichen, 

  

3. In Nummer 6 wird die Angabe „§ 39“ durch 
die Angabe „§ 27“ ersetzt, 

  

4. In Nummer 7 wird die Angabe „§ 41 Abs. 
1“ durch die Angabe „§ 29 Absatz 1“ er-
setzt, 

  

5. Nummer 12 erhält folgende Fassung:   

„12. für Aufgaben der operativen Umset-
zung der Richtlinie 2000/60/EG1 und 
der Richtlinie 2007/60/EG2“. 

  

Artikel 11  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Artikel 12  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab-
satz es 2 am 1. Januar 2020 in Kraft. 

  unverändert 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 
§ 101 Absatz 2 und § 102 Absatz 3 am Tage 
nach ihrer Verkündung und Artikel 3 Num-
mer 1 Buchstabe a und Buchstabe b Doppel-
buchstabe cc mit Wirkung vom 1. Januar 2014 
in Kraft. 

  

                                            
1 Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur 
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik 
(ABl. L 327 S. 1). 
2 Richtlinie 2007/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über die 
Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken (Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie 
(ABl. L 288 S. 27). 
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(3) Gleichzeitig mit Inkrafttreten dieses Ge-
setz gemäß Absatz 1 treten 

  

1. das Landeswassergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Februar 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 91), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 162), 

  

2. das Gesetz zur Ausführung des Abwas-
serabgabengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. November 
1990 (GVOBl. Schl.-H. 1990 S. 545, ber. 
1991, S. 257), zuletzt geändert durch Arti-
kel 19 des Gesetzes vom 2. Mai 2018 
(GVOBl. Schl.-H. S. 162), 

  

außer Kraft.   
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